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Art. 23ter, Abs. ! .__ Der Bund ordnet durch
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motorisierten Transporte auf der öffentlichen
Strasse, zu Wasser und in der Luft und sichert die
Zusammenarbeit der einzelnen Verkehrsmittel. Da-
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nötigenfalls vom Grundsatz der Handels- und
Gewerbefreiheit abweichen.

M i n d e r h e i t
(von Almen, Fauquex, Gottret, Petrig, Riedener,

Rusca-Chiasso, Vallotton):
Der Bund ordnet durch Gesetz den Verkehr

auf der Eisenbahn sowie die motorisierten Trans-
porte auf der öffentlichen Strasse, zu Wasser und
in der Luft und sichert die Zusammenarbeit der
einzelnen Verkehrsmittel zum Nutzen der Volks-
wirtschaft und der Landesverteidigung. Dabei
kann er, unter Ausschluss eines Monopols, nötigen-
falls vom Grundsatz der Handels- und Gewerbe-
freiheit abweichen.

'i
Chiffre II, préambule et art. 23 ter, al. 1er.

Proposition de la commission.
M a j o r i t é :

Art. 23 ter, 1er al. La Confédération règle par
la loi le trafic par chemin de fer et les transports
motorisés exécutés sur la voie publique, par eau et
par air et assure la collaboration des divers moyens
de transports. Elle peut au besoin déroger au principe
de la liberté du commerce et de l'industrie, à l'ex-
clusion de tout monopole.

Minori té
(von Almen, Fauquex, Gottret, Petrig, Riedener, •*

Rusca-Chiasso, Vallotton) :
La Confédération règle par la loi le trafic par

chemin de fer et les transports motorisés sur la
voie publique, par eau et par air, et assure la colla-
boration des divers moyens de transports, dans les
conditions les meilleures pour l'économie publique
et la défense nationale. Elle peut au besoin déroger
au principe de la liberté du commerce et de l'in-
dustrie, à l'exclusion de -tout monopole.

Abs. 2.
Antrag der Kommission.

Mehrheit :
Ablehnung.

Minderhe i t :
Zustimmung zum Beschluss des Ständerats.

Antrag Lachenal. \
Der private, nicht berufsmässige Personen- und

Warenverkehr wird durch diesen Artikel nicht
berührt.

AI. 2.
Proposition de la commission.

Ma jo r i t é :
Rejeter l'alinéa 2.

Minor i t é :
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Proposition Lachenal.
Le transport privé non professionnel des per-

sonnes ou des marchandises n'est pas visé par le
présent article.
Mitunterzeichner:—Cosignataires : Bachmann, Berthoud,

Billieux, Bircher, Burrus, Chassot, Crittin, Fauquex,
Gorgerät, Gottret, Humbert, Kuntschen, Oeri, Paschoud,
Perréard, Picot, Rais, Rochaix, Vodoz.
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Art. 2 und 3.
Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Beschluss des Ständerats.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Ber ich te rs ta t tung . — Rapports généraux.

Wey, Berichterstatter der Mehrheit: Wir keh-
ren nach diesem Exkurs in die internationale Wirt-
schaftspolitik zurück zu einer rein schweizerischen
Frage, bei der kein Porzellan zerschlagen werden
kann, auch wenn wir uns so offenherzig und we-
nig diplomatisch äussern, wie beim soeben erle-
digten Geschäft.

Die Botschaft des Bündesrates vom 19. Dezem-
ber 1941 über die Aenderung der Bundesverfassung
für den Transport bei der Eisenbahn, der Strasse,
zu Wasser und in der Luft, lehnt das Volksbegeh-
ren für eine Gütertransportordnung von 1938 ab.
Es war dieses Volksbegehren von 385 000 Unter-
schriften begleitet, und es wollte in einem Artikel 37
quater der Bundesverfassung festlegen, dass sich
der Ferngüterverkehr vorwiegend auf den Eisen-
bahnen abzuwickeln habe. Diese Initiative kam
aus Kreisen, die den Eisenbahnen nicht fern stehen;
sie wurde aber auch kräftig von solchen unter-

* stützt, die den Bund veranlassen wollten, endlich
aus seiner Reserve herauszutreten und die dring-
liche Ordnung des schweizerischen Verkehrswesens
zu schaffen. Wir lehnen die Gütertransport-
Initiative mit dem Gegenentwurf ab, und damit
lehnen wir auch jedes Privileg der Eisenbahn ab.
Aber die Mehrheit Ihrer Kommission hat mit 14:7
Stimmen bei den in Diskussion stehenden Verfas-
sungsbestimmungen auch keine Ausnahme zugunsten
anderer Transportmittel zugelassen. Während der
Bundesrat und der Ständerat im Gegenentwurf
die Bestimmung aufgenommen haben, dass der
Personenverkehr ohne Entgelt durch die zukünftige
gesetzliche Ordnung nicht berührt werden soll,
lässt es die Mehrheit der Kommission beim blossen
Kompetenzartikel bewenden.

Nun muss ich Ihnen sagen: was gewisse Kreise
vom Automobilverkehr hier verlangen, läuft auf
eine ganz singuläre und einzigartige Behandlung
einer Volksinitiative hinaus. Man lehnt die
Initiative nicht nur ab, sondern man will einen
Gegenentwurf zustandebringen, bei dem jedes Pri-
vileg gegenüber den Bahnen, das nach Wunsch
der Initianten einzuführen wäre, wegfällt, aber
alle Privilegien zugunsten der ändern, die gegen
die Initiative waren, aufgenommen werden sollen.
Das kann man sich bei uns offenbar nur gegen-
über den Bahnen gestatten, die vornehmlich
dem Bunde gehören. Wenn irgend eine andere
Gruppe eine Volksinitiative einleiten und die
nötige Unterschriftenzahl, gar mit 385 000 zustande-

" bringen würde, und es würde diese Initiative durch
einen Gegenentwurf ins vollständige Gegenteil
umgekrempelt, was gäbe das für einen Aufruhr
in der schweizerischen Oeffentlichkeit ?

Das Problem, mit dem wir uns jetzt zu be-
schäftigen haben, ist sehr einfach. Dem Bund fehlt
die Kompetenz für die Ordnung und Koordinierung

des Verkehrs. Der Bund soll im Interesse unseres
Landes in der Lage sein, durch die Gesetzgebung
die verschiedenen Verkehrsmittel in den Dienst
unserer Volkswirtschaft zu stellen. Die gegen-
seitige ruinöse Konkurrenzierung und Bekämpfung
soll durch Ordnung ersetzt werden, und zwar soll
auf der ganzen Linie Ordnung geschaffen werden,
bei den Bahnen, den motorisierten Transporten,
bei den Transporten auf den öffentlichen Strassen,
zu Wasser und in der Luft. Wir wissen nicht, was
für Aenderungen uns der Krieg im Verkehrswesen
bringt. Anzunehmen ist, dass der Luftverkehr
besonders auf grössere Distanzen sich stark ent-
wickeln wird. So scheint es uns, Zeit zu sein, dass
der Bund die Kompetenz erhält, ordnend und re-
gelnd einzugreifen, damit nicht gegeneinander,
sondern miteinander gearbeitet wird.

Nun mache ich Sie jetzt schon auf folgendes
aufmerksam: Der Bundesrat hat eine grosszügige
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Aussicht ge-
nommen. Man spricht von 4,6 Milliarden Franken,
die zu diesem Zwecke aufgewendet werden sollen.
Nun frage ich Sie: Soll man nicht, bevor man
Milliarden für den Ausbau der Strassen, der Wasser-
wege, der Eisenbahnen und Hunderte von Millionen
für Flugplätze zur Verfügung stellt, eine Ordnung
im Verkehrswesen anstreben, um nicht nachher
sagen zu müssen: jetzt, nachdem wir die Verkehrs-
wege ausgebaut haben, kommt die Ordnung, die
dann feststellen lässt, dass in diesem oder jenem
Sektor eine so gewaltige Kapitalaufwendung gar
nicht notwendig gewesen wäre ? Auch aus diesem
Gedanken heraus ist die Ordnung des Verkehrs-
wesens dringlich. Alle Verkehrsmittel ohne Aus-
nahme dienen unserem Land und seiner Wirt-
schaft. Ohne jeden Hintergedanken betrachtet,
ist das Problem, das wir jetzt zu lösen haben, ich
wiederhole es, denkbar einfach. Es handelt sich
nur um einen klaren Kompetenzartikel. Alles andere
gehört nach der Ueberzeugung der Mehrheit der
nationalrätlichen Kommission zur Ausführung, es
gehört in die Gesetzgebung. Sobald sie aber diesen
neuen Artikel der Bundesverfassung mit Aus-
nahmen belasten, beginnt der Kampf, und Sie
werden nicht fertig, sondern rufen weiteren Be-
gehrlichkeiten. Das hat der Bundesrat erfahren.
Er.glaubte mit der Privilegierung des Personen-
verkehrs ohne Entgelt sei'nun alles einverstanden,
die Sache sei in Ordnung. Die Bestimmung ist
aufgenommen worden durch den Bundesrât, durch
das Departement, durch den Ständerat, durch die
Minderheit unserer Kommission. Und schon kom-
men die Anträge, das genüge nicht, der Werkver-
kehr müsse auch ausgenommen werden. Anderes
wird noch folgen. Die Verfassung soll dem Bund die
Kompetenz geben und diese soll so allgemein um-
schrieben sein, dass die Gesetzgebung ohne ver-
fassungsrechtliche Schwierigkeit sich später den
veränderten Verhältnissen anpassen lässt. Kom-
pliziert ist diese einfache Frage erst durch die
vielen Begehren und zahlreichen Eingaben ge-
worden, in denen Wünsche vertreten werden, die
mit der verfassungsrechtlichen Ordnung nichts zu
tun haben, die erst dann näher geprüft werden
müssen, wenn es sich um die gesetzliche Ordnung,
um die Ausführung der Verfassungsbestimmung
handelt.
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Nun mache ich Sie darauf aufmerksam, dass
diese Ausnahmebestimmungen in der Verfassung
auch die schwere Gefahr in. sich bergen, dass man
nachträglich bei der Ausführungsgesetzgebung nicht
mehr entgegenkommt. Man wird sagen, dass die
Ausnahme in der Verfassung enthalten ist und
weitere nicht mehr möglich sind. Wenn Sie keine
Ausnahmen aufnehmen, kann dieser Einwand nie-
mals gemacht werden. Wir wissen ja alle in diesem
Saale, dass die Verfassungsbestimmungen grössere
Autorität haben als die gesetzlichen. Verfassungs-
bestimmungen gehen den gesetzlichen vor. Die
Verfassungsbestimmungen können die gesetzlichen
Bestimmungen abändern, aber nicht umgekehrt.
Die Bundesverfassung soll nicht die ^Gesetzgebung
ersetzen wollen. Für Ausführungsvorschriften, die
oft dem raschen Wechsel der Anschauungen, den
wirtschaftlichen und sozialen Aenderungen unter-
liegen, ist in der Verfassung kein Platz. In unserem
demokratischen-föderativen Staatswesen, wo ver-
schiedene Baumeister am Rechte flicken, soll vor
allem dafür gesorgt werden, dass nicht Vorschriften
in die Bundesverfassung aufgenommen werden, von
denen man sagen muss, dass sie lediglich den tak-
tischen Zweck verfolgen, die eine oder andere Gruppe
für alle Zeiten vor staatlichen Eingriff en'sicherzu-
stellen und sie damit zu veranlassen, keinesfalls
Opposition zu machen. Gerade in der vorliegenden,
an und für sich recht einfachen Frage ist dieses
Vorgehen ausserorderitlich gefährlich, weil man die
Geister, die man rief, nicht mehr los wird. Jede
Ausnahme ruft eine andere. Wer keinen Hinter-
gedanken hat, der hat Zeit genug, sich zu wehren
und Opposition zu machen, wenn die Regelung des
Verkehrs durch „Gesetz", d. h. mit Referendums-
vorbehalt, so heisst es m unserem Vorschlag, in
Diskussion steht. So weit sind wir aber noch lange
nicht.

Im wesentlichen unterscheidet sich der Vorschlag
unserer Kommission von jenem des Bundesrates
und des Ständerates darin, dass wir den Satz, dass
der Personenverkehr ohne Entgelt durch die zu-
künftige Ordnung und Zusammenarbeit der ein-
zelnen Verkehrsmittel zum vornherein und für
alle Zeiten ausgenommen ist, gestrichen haben.
Dabei hat es nicht die Meinung, dass die Mitglieder
der Kommissionsmehrheit etwa den Personenver-
kehr ohne Entgelt benachteiligen wollen. Wir
hörten, von zuständiger Seite in der Kommission,
dass in den meisten Ländern, in denen die Ordnung
zwischen den einzelnen Verkehrsmitteln weiter
vorgeschritten ist als bei uns, Ausnahmen zu-
gunsten des Personenverkehrs ohne Entgelt be-
stehen. Diese Frage wird auch bei der Schaffung
der Ausführungsgesetze ihre Prüfung und Lösung
erfahren. Aber mit der Ausnahmebestimmung
für den unentgeltlichen Personenverkehr erscheint
sofort der Werkverkehr, der auch ausgenommen
werden möchte, dann kommen die Freunde der
Eisenbahnen, und wer ist es heute nicht, wo bald
alle ändern Verkehrsmittel, deren Räder stille
stehn, recht neidisch auf sie sehen, und die wollen
im Bewusstsein, dass die Bahnen zum Rückgrat
der schweizerischen Wirtschaft wurden, auch Si- •
cherungen, wie sie die Gütertransportinitiative
vorsieht. So nebenbei möchte ich nur fragen, wie
kann man sich eine „Zusammenarbeit" der ein-

Nationalrat. — Conseil National. 1942.

zelnen Verkehrsmittel denken, wenn die Privat-
autos, ausgenommen werden, auch alle Flugzeuge,
die in Zukunft dem Personenverkehr ohne Entgelt
dienen? Zu allem gibt es ja gar keinen Personen-
verkehr ohne Entgelt, jedes Verkehrsmittel kostet
etwas, seine Spesen sind irgendwo einkalkuliert,
vom Arzt, der mit seinem Auto die Patienten be-
sucht, wie vom Geschäftsmann, der es für seinen
Betrieb braucht.

Bei diesen und ähnlichen Ueberlegungen "sagte
sich die Mehrheit der Kommission, wir tun das,
was notw'endig ist und schaffen einen blossen
Kompetenzartikel. Es wird dann Sache der Ge-
setzgebung sein, darnach zu trachten, dass die so
verschiedenen Interessen der einzelnen Verkehrs-
mittel in eine Ordnung zugunsten des ganzen
Landes gebracht werden können.

Die Botschaft des Bundesrates sagt Ihnen, dass
nach der Verwerfung des Verkehrsteilungsgesetzes
eine bis 1945 befristete Autotransportordnung
durch dringlichen Bundesbeschluss 1938 erlassen
wurde. Es zeigte sich auch damals, dass rascher
ein Gesetz durch „höchst unsachliche Argumente",
so drückten sich wörtlich die Motorwagenbesitzer
in einer Eingabe aus. verworfen, als etwas Bes-
seres geschaffen werden kann. In der Automobil-ö

transportordnung ist eine Regelung mit Bewilli-
gungspflicht für den gewerbsmässigen Gütertrans-
port, mit blosser Registrierpflicht für den Werk-
verkehr, mit Zusammenschluss der berufszuge-
hörigen Transportunternehmer, mit einer Trans-
portkommission, mit sozialpolitischen Massnahmen
usw. errichtet worden, die uns zeigt, wie schwierig
es ist, eine Ordnung zu erreichen und wie falsch
es wäre, in der Verfassung durch Ausnahmebe-
stimmungen die spätere Zusammenarbeit zu er-
schweren. Man wird sich — so führte der Direktor
des eidgenössischen Amtes für Verkehr, Herr Dr.
Cottier, aus —; bewusst bleiben müssen, dass soge-
nannte Dauerlösungen nicht denkbar sind, „denn
der Verkehr wird stets im Flusse bleiben. Im Ver-
kehr gibt es und darf es keinen Stillstand geben.
Immer wieder werden periodische Ueberprüfungen
von gesetzlichen Bestimmungen notwendig sein".
Auch diese zutreffenden Ausführungen sprechen.
doch deutlich für den blossen Kompetenzartikel,
der in der Verfassung keine Ausnahme festlegt.
Dann können die gesetzlichen Regelungen den
Erfordernissen der Zeit immer angepasst werden,
ohne dass ihnen Bundesverfassungsbestimmungen
entgegenstehen, die ohne den viel schwereren
Apparat sich nicht mehr ändern lassen.

Die Gesetzgebung hat gestützt auf den Kom-
petenzartikel der Bundesverfassung das schwie-
rige Problem zu lösen, den einzelnen Verkehrs-
mitteln ihre zweckmässige Aufgabe zu übertragen
und im gesamten Interesse unseres Landes eine um-
fassende Verkehrskoordinierung anzustreben. Die
Gegensätze zwischen dem Automobilverkehr und
den Eisenbahnen sind .lange als wesentlich techni-
scher Art betrachtet worden. Sie liegen aber viel
mehr in der Betriebsform begründet. Die Eisen-
bahnen sind öffentliche Verkehrsmittel; sie haben
die Betriebs- und Beförderungspflicht, den Tarif-
zwang, und dazu kommt ein Tarifsystem beim
Güterverkehr, nach dem Waren, deren Beförderung
den Bahnen die gleichen Kosten verursachen, nicht

8
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gleiche Transportpreise bezahlen müssen; man
nennt es das Werttarifsystem. So werden ,Roh-
stoffe und Massengüter zu niedrig angesetzten
Taxen befördert, und die damit entstehenden Ver-
luste sucht die Bahn durch die Tarife auf höher-
wertigen Gütern auszugleichen. Der Motorlast-
wagen überlässt dagegen die Massengüter der
Eisenbahn und bemächtigt sich des Transportes
der höher bewerteten Fabrikate. Durch die Trans-
portpflicht und den Tarifzwang sind die Bahnen
nun nicht frei, Transporte anzunehmen, wenn sie
ihnen Vorteil bieten und andere abzulehnen, die
ihnen keinen Nutzen bringen. Wir kennen Indu-
strien, die ihre gesamten Rohstoffe mit dem
billigen Eisenbahntarif sich zuführen lassen, aber
ihre Produkte zum Transport nicht der Bahn über-
geben, sondern mit ihren Lastwagen dem Kunden
zustellen. Wenn die Bahn frei wäre, wie der Last-
wagen, dann könnte sie einfach erklären: Entweder
erhalten wir beide Aufträge, oder wir lehnen "auch
die Gewährung von besonders billigen Tarifen für
Lieferung der Rohstoffe ab. An diesem Beispiel
zeigt sich, wie anders die Lage der Bahnen gegen-
über den Lastwagen ist. Es wird auf gesetzlichem
Wege dafür zu sorgen sein, dass nach dem Kriege
die ruinöse gegenseitige Konkurrenz der verschie-
denen Betriebsmittel, wozu noch neue sich gesellen
werden, in eine vernünftige Ordnung gebracht
wird. Daran haben alle ein Interesse, denn jedes
Verkehrsmittel am richtigen Ort eingesetzt, bringt
unserer Volkswirtschaft Nutzen; was wir aber in
den Jahren vor dem Kriege sahen, das war zum
schönen Teil Raubbau an unserer nationalen
Wirtschaft.

Die Mehrheit der Kommission will in dem
blossen Kompetenz'arti'kel dafür sorgen, dass bei
der kommenden Verkehrsordnung alle Verkehrs-
mittel, die Eisenbahnen, das Automobil, die Luft-
schiffahrt und die Wasserwege in der Verfassung
gleichberechtigt sind: die Spiesse sollen für alle
gleich lang sein. Darin liegt aber auch das wahre
nationale Interesse. Wir verkennen keineswegs,
dass nicht nur von den Eisenbahnen ungezählte
Existenzen abhängig sind, sondern auch vom
Automobil und in- Zukunft sicher in vermehrtem
Masse vom Flugverkehr und der Wasserwirtschaft
Ihnen allen gilt unsere Sorge und unser Streben
für einen gerechten Ausgleich.

Ich stelle fest:
1. Die Gütertransport-Initiative will eine Ord-

nung der Güterbeförderung durch motorische
Transportmittel. Dabei soll der Fernverkehr vor-
wiegend auf den Eisenbahnen sich abwickeln.

2. Die Fassung des Bundesrates strebt eine all-
gemeine Verkehrsordnung an, mit der Zusammen-
arbeit der einzelnen Verkehrsmittel. Sie nimmt aber
den Personenverkehr ohne Entgelt aus und nicht
nur jenen mit dem Auto, sondern auch durch
Flugzeuge usw.

3. Der Ständerat folgt materiell dem Bundesrat,
die Fassung ist aber schwerfällig. Gut, dass wir
mit dieser Redaktionsmethode keine neue Bundes-
verfassung entwerfen müssen. Die Fassung des
Ständerates enthält auch die Privilegierung des
Personenverkehrs.

4. Die nationalrätliche Kommission will keine
Ausnahmen im Bundesverfassungsartikel zulassen.

Die Regelung soll durch Gesetz, also mit Re-
ferendumsvorbehalt, erfolgen. Sie verlangt: a) die
gesetzliche Verkehrsordnung; b) die Zusammen-
arbeit; c) den Anschluss des Monopols für jedes
Verkehrsmittel.

Wir wollen insbesondere den Automobilisten
die Sicherheit geben, dass nicht später irgendein
Monopol zugunsten der Bahnen oder eines ändern
Verkehrsmittels in der Gesetzgebung festgelegt
werden kann. Jedes Monopol ist durch die Ver-
fassung ausgeschlossen.

In verfassungsrechtlicher Hinsicht möchte ich
bei den Einzelfragen auch noch einige Bemer-
kungen machen, da die Botschaft hier etwas knapp
ist. Der Art 24ter der Bundesverfassung sagt,
dass die Gesetzgebung über die Schiffahrt Bundes-
sache sei. Ich halte dafür, dass der Bund berechtigt
wäre, auf dem Gebiet der Schiffahrt das zu tun,
was die neu vorgeschlagene Verfassungsbestimmung
will: Ordnung und Zusammenarbeit mit ändern
Transportmitteln. So ist der Bund allgemein be-
rechtigt, auf dem Gebiet der Schiffahrt regelnd
durch die Gesetzgebung einzugreifen. Auch beim
Art. 26 der Bundesverfassung, der einfach und
geradezu musterhaft klar bestimmt, dass die
Gesetzgebung über den Bau und den Betrieb der
Eisenbahnen Bundessache sei, besteht kein Zweifel,
dass der Bund zuständig ist, bei den Eisenbahnen
das zu erreichen, die Massnahmen zu treffen, die
eine Zusammenarbeit mit ändern Verkehrsmitteln
gestatten.

Das nämliche, was von den Eisenbahnen und
Schiffahrt zu sagen ist, gilt auch von Art. 37ter,
nach welchem die Gesetzgebung über die Luft-
schiffahrt Sache des Bundes bleibt. Bei diesen
drei Verkehrsmitteln ist verfassungsrechtlich die
Möglichkeit vorhanden, das zu tun, was wir wollen.
Schwieriger wird das bei Art. 37, der bestimmt,
dass der Bund befugt sei, „Vorschriften" über
Automobile und Fahrräder aufzustellen. Da steht
nicht mehr ein klarer Kompetenzartikel, der die
Gesetzgebung einfach als Bundessache erklärt,
sondern es ist von „Vorschriften über Automobile
und Fahrräder" die Rede. In der Interpretation
dieser Bestimmung gehen die Meinungen ausein-
ander. Aber die Regelung des Wettbewerbes im
Motorfahrzeugverkehr ist mit Art. 36 der Bundes-
verfassung möglich, der das Postregal geschaffen
hat, das auch den Personenverkehr umfasst.
Dieser Art. 36 genügt, um die Transporte von Per-
sonen und Gütern gegen Entgelt zu ordnen. Aber
beim Verkehr mit eigenen Motorfahrzeugen, dem
Werkverkehr, stösst man sofort auf Schwierig-
keiten, mit denen auch das verworfene Verkehrs-
teilungsgesetz rechnen musste.

Einer umfassenden Ordnung der Zusammen-,
arbeit des Motorfahrzeugverkehrs bereitet auch
der Art. 31 über die Handels- und Gewerbefreiheit
Schwierigkeiten. So kam der Ständerat zum Vor-
schlag, dass bei der Ordnung und Zusammenarbeit
der einzelnen Verkehrsmittel nötigenfalls vom
Grundsatz der Handels- und Gewerbefreiheit ab-
gewichen werden könne. Unsere Kommissions-
mehrheit folgt diesem Vorschlag und hat, um vor
allem auch die Automobilisten zu beruhigen, wie
ich bereits unterstrichen habe, noch die Worte
beigefügt, dass ein Monopol ausgeschlossen ist.
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Dass die Ordnung und Zusammenarbeit der Ver-
kehrsmittel der „Volkswirtschaft und der Landes-
verteidigung" dienen müsse, scheint uns selbst-
verständlich zu sein und darf füglich weggelassen
werden. Diese, ich wiederhole, selbstverständlichen
Worte enthalten zahlreiche andere Artikel der
Bundesverfassung auch nicht, bei denen sie auch als
selbstverständlich angesehen wurden. Es schadet
aber auch nichts, wenn sie aufgenommen würden.

Die Minderheit der Kommission hat nun den
Wortlaut des Entwurfes des Ständerates aufge-
geben, sie nähert sich dem Wortlaut der national-
rätlichen Kommission. „Die vom Irrtum zur
Wahrheit reisen, das sind die Weisen..."

Wir möchten eine einfache und klare Fassung,
einen Kompetenzartikel, der alle beruhigen kann,
die den Willen haben, diese dringende Ordnung
durch die Bundesverfassung zu ermöglichen. Ich
beantrage Ihnen namens der Mehrheit der Kom-
mission Eintreten auf die Vorlage.

M. Graber-La Chaux-de-Fonds, rapporteur de la
majorité: L'objet soumis à notre examen est, en
lui-même, à la fois d'une complexité et d'une im-
portance extrêmes. Il serait dès lors, à notre sens,
impossible de vouloir résoudre tout le problème
des transports d'un seul jet. Votre commission a
pensé qu'il fallait se contenter, pour le moment,
d'accorder à la Confédération des compétences
générales lui permettant de régler par la loi et en
temps opportun, le trafic par chemin de fer et les
transports motorisés exécutés sur la voie publique,
par eau et par air, en assurant la collaboration des
divers moyens de transport.

Si tout le problème du transport est infiniment
complexe, ce que propose votre commission est
d'une grande simplicité. Il s'agit uniquement d'ac-
corder à la Confédération des compétences tout en
indiquant dans quel esprit elles s'exercent. Elles
doivent assurer la collaboration des divers éléments
intéressés.

En fait, la nécessité d'accorder ces compétences
n'est sérieusement contestée par personne et nul
ne songe à critiquer le principe fondamental admis,
celui de la collaboration.

Mais l'histoire du problème que nous abordons,
depuis 1935, s'est présentée de façons si diverses
et les intérêts en jeu sont si nombreux et si étendus,
que les malentendus et la méfiance éclatent de tout
côté; on déclenche une véritable bataille en jetant
dans la mêlée mille et un arguments qu'on aurait
facilement pu réserver pour d'autres occasions.

Ces arguments ont été répandus avec tant de
ténacité dans le pays et sur nos pupitres, que nos
rapporteurs se voient contraints de les aborder
afin d'en rompre le cercle... enchanteur.

On a laissé entendre que l'empressement du
Conseil fédéral était suspect. Or, cette question est
pendante devant le pays depuis de très longues
années. C'est en 1928 que la première motion visant
cette question fut déposée. Elle fut d'ailleurs adoptée
à l'unanimité par les deux Chambres. En 1937, le
peuple suisse se prononça. En 1938, une initiative
populaire revêtue de 400.000 signatures fut déposée.
Il serait difficile dès lors de parler d'empressement.

On s'est opposé à cette revision constitutionnelle
sous le prétexte qu'elle tend à accorder à un moyen

de transport — il s'agit des chemins de fer — une
protection artificielle, faisant de l'ancien moyen
de communication un but en soi. Cette critique,
plus passionnée qu'objective, ne résiste pas au
moindre rapprochement avec le texte qui vous est
soumis, pas plus d'ailleurs qu'avec celui du Conseil
fédéral ni celui du Conseil des Etats.

C'est encore le même argument qui apparaît
sous une autre forme quand on ose dire que la
solution adoptée trahit l'intention de se faire oc-
troyer le pouvoir de restreindre le trafic privé dans
toute la mesure possible, autrement dit le droit
d'éliminer un concurrent à des fins égoïstes.

Voilà qui est assez peu conciliable avec la colla-
boration recherchée et formulée.

M. le conseiller fédéral Celio a été sur ce point
très net et très précis, disant que la formule de la
collaboration «n'est pas simplement une façon de
s'exprimer ni une allusion vague à un système de
partage du trafic mais qu'elle est bien la pierre
de touche du nouveau système.» Le législateur ne
pourra jamais perdre de vue cette idée fondamen-
tale qui exclut toute possibilité d'accorder au
préalable la prééminence à un mode de transport
sur l'autre, de subordonner l'un à l'autre. La cause,
me semble-t-il, est entendue. Il n'est question ni
de point de vue unilatéral ou égoïste ni de faire
d'un des moyens en cause un but en soi.

On a déclaré que le redressement, l'assainisse-
ment des Chemins de fer fédéraux est cherché aux
dépens des transports routiers. Cette supposition
ne repose sur rien. On a cru la justifier en consta-
tant une «hâte subite» qui n'existe point et en
constatant, d'autre part, que «depuis assez long-
temps on n'entend plus rien dire de précis au sujet
de l'assainissement». Disons simplement que, sur
ce point, les CFF. n'ont pas manqué de diligence,
mais que cette œuvre ne saurait être précipitée,
étant donné qu'il s'agira de trouver une somme
considérable, plus d'un milliard et demi. Un projet
de loi a été exaniiné par le Conseil national. Le
Conseil des Etats en est saisi. On a modifié le régime
des amortissements. On est à la veille de régler ce
qui concerne les caisses d'assurance et de pension
des fonctionnaires. L'assainissement doit être et
sera mené à terme, mais en dehors de la modeste
revision constitutionnelle proposée.

On a déclaré que cette revision sera combattue:
«tant qu'il ne nous sera pas dit en termes clairs
et engageant les autorités, quelle sera la réglemen-
tatiçn du trafic privé dans la future législation des
transports».

Il y a à cela cependant une raison fort simple.
Si, dès maintenant, l'extraordinaire développement
technique constaté dans tous les secteurs des moyens
de transport laisse entrevoir des modifications
profondes qui risquent de bouleverser les données
actuelles, nul n'est à même de préciser de quel
côté il faudra voler au secours pour défendre au
mieux les intérêts économiques du pays: du côté
des chemins de fer, des camions, des automobiles,
des avions, des bateaux ? Nul n'est à même de
mesurer ce que seront les changements apportés,
les perturbations causées, les problèmes à résoudre.
Sur ce point, nous sommes devant une inconnue.
Ce qui seul nous paraît certain, c'est qu'il y aura
une crise générale des moyens de transport à sur-



Transport automobile de marchandises — 62 — 9 juin 1942

monter, c'est qu'il y aura des mesures à prendre
pour assurer leur utilisation la plus rationnelle, la
plus économique et la plus fructueuse pour le pays
et qu'il importe dès lors que la Confédération
reçoive, dès avant que n'éclate cette crise due au
progrès technique, des compétences qui lui permet-
tront de légiférer au moment le plus opportun.
A ce sujet, nous rappelons en passant que la Con-
fédération a établi un très vaste programme de
grands travaux de chômage englobant en parti-
culier l'amélioration du réseau routier. Avant
d'entrer dans cette voie — et ce peut-être demain
— il importe que la Confédération sache quelles
seront ses tâches et ses compétences.

On a reproché au projet de ne- pas faire une
exception au bénéfice du trafic privé des choses
en soutenant que le trafic privé libre constitue le
seul moyen de «contrôler la politique des tarifs
et d'exercer sur elle une influence prépondérante».
Il suffirait pour établir la vanité de cet argument
de constater que, privés en fait de toute concurrence
sur la route depuis quelques années, les chemins
de fer n'en ont nullement profité pour hausser
leurs tarifs. Les chemins de fer se sont à tel point
préoccupés de favoriser en tout temps et au maxi-
mum possible le transport des marchandises les
plus nécessaires à l'économie nationale — et cela
bien avant qu'il existât une concurrence de la
route — qu'ils ont souvent compromis leurs re-
cettes d'exploitation.

La passion trop souvent fait franchir les limites
de la bonne foi. Un des adversaires de la revision
n'en arrive-t-il pas à écrire: «... il n'est pas prouvé
qu'une fois adopté, l'article constitutionnel — pré-
tendu de coordination — par lequel on croit attri-
buer des compétences étendues en matière de ré-
glementation future et aussi et avant tout de res-
triction de l'automobilisme, les instances intéressées
ne chercheront pas à se servir de la somme consi-
dérable demandée pour l'assainissement des chemins
de fer de l'Etat, pour exercer sous une forme appro-
priée une certaine pression sur les autorités et
l'opinion publique».

Une fois encore la revision proposée ne contient
pas un mot qui permette de parler de «restrictions
de l'automobilisme». D'autre part, aucune mesure
ne sera prise sans qu'une loi soit élaborée. Cette
loi — qui devra d'ailleurs s'inspirer du principe de
la collaboration expressément formulé dans l'ar-
ticle proposé — permettra au Parlement et au
peuple d'approuver ou de désapprouver en con-
naissance de cause et non sur de simples hypothèses
plus ou moins élégantes.

Cinquante mille personnes, dit-on, vivent de
l'automobilisme et peut-être faudra-t-il, dans un
avenir prochain, entreprendre aussi l'assainissement
de cette industrie. C'est vrai, très vrai! Il y a là
une branche économique dont l'importance grandit
et nul ne songe ou ne songera jamais à lui porter
préjudice. Dans le propre secteur des engins mo-
torisés sur route le manque d'ordre a déjà causé
des difficultés et des dangers. Des entreprises ont
été ruinées par une concurrence effrénée. L'insé-
curité est grande. Elle peut fort bien l'être beau-
coup plus encore demain soit par la multiplication
des voitures motorisées à bas prix, soit par le
perfectionnement du rail ou l'extrême extension

de l'avion. Cela suffit à expliquer la nécessité
d'accorder sans tarder des compétences à la Con-
fédération. Le législateur aura par la suite à
s'occuper de sauvegarder les intérêts économiques
les meilleurs pour le pays.

Ne vous opposez pas au progrès technique et
n'opposez pas ce qui est vieux à ce qui est jeune,
dit-on. C'est là plutôt de la littérature qu'un argu-
ment. En fait, nul ne sait dans quel sens ce pro-
grès va s'affirmer. Ce qu'on sait c'est qu'il modi-
fiera beaucoup de choses et demandera de robustes
adaptations. Ce qui peut paraître vieux aujourd'hui
se révélera peut-être demain jeune et plein de vie.
Ce qui parait jeune aujourd'hui, demain sera peut-
être délaissé.

Cette coordination sera bien difficile, ajoute-t-on.
Personne n'en doute. Mais si elle est nécessaire,
les difficultés entrevues ne peuvent nous empêcher
d'accorder à la Confédération des compétences qui,
fatalement, devront lui être assurées.

Je pourrais continuer longuement à citer les
exagérations auxquelles on recourt. Au Conseil
des Etats, un adversaire de la revision n'a-t-il pas
protesté «contre un partage qui donne tout aux uns
et rien aux autres?» n'a-t-il pas dit que « le jour
où la Confédération aura obtenu les pouvoirs qu'elle
réclame . . . les automobilistes seront livrés poings
et pieds liés?» n'a-t-il pas craint «que la disposition
nouvelle ne soit utilisée d'une manière unilatérale
au seul profit des chemins de fer?»

Toute cette opposition, toujes ces critiques,
toutes ces craintes répondent peut-être à d'anciens
conflits mais aucune ne répond ni à l'esprit ni à la
lettre du projet adopté par votre commission.

Il nous reste à examiner ce qui différencie le
projet adopté par le Conseil des Etats de celui de
votre commission.

Le texte du Conseil des Etats précise que la
coopération est assurée dans les conditions les
meilleures pour l'économie publique et la défense
nationale. Il a paru à votre commission que point
n'était besoin de dire dans un article constitutionnel
des choses qui vont de soi et dont le législateur ne
peut que s'inspirer. C'est là une pure question
de forme.

Le texte du Conseil des Etats dit que la Con-
fédération peut au besoin déroger au principe de la
liberté du commerce et de l'industrie. Ces mots
«au besoin» ne figurent pas dans notre texte, soit.
Mais c'est là encore une pure question de forme.
On ne saurait guère se représenter le Parlement —
et même le peuple — dérogeant à ce principe par
fantaisie. Si jamais ils y étaient enclins — ce que
je ne conçois guère, vraiment — ce n'est pas cette
adjonction qui constituerait un barrage.

Le texte que nous vous proposons ajoute à la
dérogation au principe de la liberté du commerce
et de l'industrie «à l'exclusion de tout monopole».
Cette formule souligne fermement celle de la colla-
boration et dissipe à cet égard les derniers soupçons.
Il dissipera particulièrement ceux des électeurs
en précisant mieux la nature même de cette colla-
boration.

Tout cela est sans importance aucune. Ce qui
en a davantage peut-être c'est la quatrième diffé-
rence. Le projet du Conseil des Etats, en son
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alinéa 2, excluait des mesures pouvant être prises
le transport non rémunéré des personnes.

On a voulu voir dans cette suppression la cer-
titude que les automobilistes et les usagers de la
route seront atteints par la réglementation future.
Il ne faudrait pas s'acharner à combattre des mou-
lins à vent. Notre commission tient tout simple-
ment à laisser toutes les portes ouvertes afin que
la Confédération puisse faire face à toutes les éven-
tualités, même aux plus imprévues. Faudra-t-il un
jour, pour assurer la collaboration recherchée, aussi
légiférer en ce qui concerne le transport non ré-
munéré de personnes ? Faudra-t-il le faire dans
l'intérêt de l'un ou l'autre des divers moyens de
transport ou dans celui de l'automobile elle-même ?
Voilà ce à quoi nul ne peut dès aujourd'hui donner
une réponse catégorique. Ce sera au législateur
d'examiner en temps et lieu si une telle nécessité
s'affirme. Ce sera au peuple lui-même à dire, s'il

.le demande, si cette nécessité lui apparaît comme
établie ou non.

Ceci m'amène à dire deux mots au sujet d'une
proposition plutôt singulière faite par des adver-
saires de la revision mais que, sauf erreur per-
sonne n'a retenue devant votre commission. On
aurait voulu soustraire la loi ou les lois d'application
qui découleront du nouvel article constitutionnel
aux dispositions de la loi réglant la clause d'urgence
afin que soit décrétée à l'avance et par une dis-
position constitutionnelle l'interdiction de recourir
à cette clause. Je suis bien loin d'être un partisan
de la clause d'urgence. Il faut cependant recoanaître
que son usage en est désormais moins facile. On
ne saurait d'ailleurs supposer qu'il se trouvera ja-'
mais un parlement pour y recourir à de telles
occasions. Mais encore si cela pouvait se supposer
qui donc oserait sérieusement proposer qu'un
article constitutionnel contienne une disposition
qui annule une garantie générale donnée dans un
autre article.

Il me paraît superflu de rechercher si diverses
-dispositions constitutionnelles existantes n'auraient
pas suffi pour que la Confédération puisse se consi-
dérer compétente. Mais comme il existe certaines
lacunes et certains doutes, il nous a paru indis-
pensable d'y mettre fin par les textes que nous
vous proposons.

Ne compliquons rien, ne dramatisons surtout
rien. Ce que votre commission vous propose ne
contient rien qui soit menaçant pour qui que ce soit,
ne cache ni pièges, ni embûches. Ce projet veut
simplement armer dès maintenant la Confédération
pour lui permettre, par voie de législation, de régler
le trafic par chemin de fer et les transports motorisés
par eau et par air en assurant la collaboration de
ces divers moyens de transport. Il ne s'agit ni de
lutte, ni d'exclusion, ni de monopole, ni de supré-
matie. Tenant compte de la nécessité de faciliter
le progrès technique mais aussi des bouleversements
qu'il peut amener dans l'économie nationale et
dans des branches importantes de notre industrie
au sein d'un monde en pleine reconstruction et en
pleine évolution, nous demandons que la Con-
fédération ait la compétence de sauvegarder nos
intérêts nationaux les meilleurs dans le domaine
du transport.

M. Vallottotl, rapporteur de la minorité: Je
viens d'entendre, avec un très vif intérêt, les deux
excellents rapports de la majorité. J'ai entendu,
en particulier, avec 'intérêt les déclarations de
M. Wey, président de la commission qui, en fait,
ne combat pas les propositions de la minorité quant
à l'ai. 1 mais maintient son opposition à l'ai. 2.

J'avais pensé que nous discuterions tout d'abord
la question de l'entrée en matière et ensuite seule-
ment les al. 1 et 2 ? Le président du Conseil ayant
constaté que les deux rapporteurs de majorité
avaient traité le tout en une seule fois, pense — et
nous le comprenons — qu'il est, dès lors préférable
de discuter le problème en son ensemble ? Peut-
être gagnerons-nous ainsi du temps.

Permettez-moi quelques observations prélimi-
naires au sujet de l'entrée en matière.

Ainsi que MM. Wey et Graber l'on excellemment
relevé, le rail et la route se firent en Suisse, avant
la guerre, une concurrence acharnée et ruineuse
pour -les deux parties: les déficits des chemins de
fer fédéraux ou privés s'accumulèrent, tandis que
de nombreuses entreprises" de transports routiers
faisaient faillite. Les champions du rail et ceux
de la route constatèrent, eux aussi et à leurs dépens,
et avant les belligérants, que la guerre ne paie pas.

Le Conseil fédéral désire mettre fin à ce chaos,
dans l'intérêt national. Nous ne voulons que
l'approuver. En effet, le chemin de fer et le véhi-
cule à moteur, comme le cargo et l'avion, sont des
moyens de transport qui doivent concourir à la
prospérité du pays et non point se livrer une lutte
néfaste.

Cette collaboration, cette coopération sont né-
cessaires au point de vue de la défense nationale,
de l'économie publique, de la finance et au point
de vue social.

Il est inexact de dire — comme certains l'ont
fait — que la guerre actuelle a prouvé la supériorité
du pneu sur le rail ou, au contraire, du chemin de
fer sur le moteur. Les expériences faites sur tous
les fronts démontrent au contraire que les deux
moyens de transports sont indispensables, que leur
interpénétration est complète et qu'il s'agit en
réalité de deux mains travaillant au service du
même corps. Prétendre qu'en Suisse le chemin de
fer a triomphé du camion et de l'auto, pendant
cette gue'rre; est une autre inexactitude: à sup-
poser que notre pays ait été attaqué, nos chemins
de fer électnfiés et leurs centrale eussent été l'un
des objectifs immédiats (et singulièrement vulné-
rables) des bombardiers de l'assaillant et le camion
eût été seul pour faire face à la situation.

Au point de vue économique, il est hors de doute
que les chemins de fer demeurent «l'épine dorsale
des transports publics», comme le disait un jour
M. le conseiller fédéral Celio, au Conseil des Etats,
sauf erreur. Ils assument en particulier la répar-
tition des matières premières dans une grande partie
du pays. Mais il est non moins certain que les trans-
ports professionnels routiers, tout comme le trafic
privé par le camion ou la camionnette et la livraison
à domicile, sont une nécessité vitale.

Au point de vue social, M. Graber a fait allu-
sion, tout à l'heure, à l'armée des quelque 50 000
personnes qui vivent en Suisse de l'auto et du ca-
mion. Il a relevé, avec raison, que cette armée
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d'honorables citoyens se trouvent actuellement
dans une situation extrêmement grave, je dirai
même tragique, puisqu'ils ne peuvent plus gagner
leur vie en exerçant leur métier. Je relève, à mon
tour, les services éclatants rendus par les cheminots
dès le début de cette guerre. Nous ne pouvons que
les féliciter du dévouement, de la courtoisie et de
la bonne volonté de cette armée sympathique et
modeste qui, presque sans augmentation de ses
effectifs, a assuré dans les conditions les plus diffi-
ciles un service doublé et parfois triplé d'impor-
tance.

Au point de vue financier enfin, certains chiffres
sont éloquents. L'investissement dans les chemins
de fer fédéraux et privés représente un capital
élevé. Mais notre parc routier, lui aussi, a une valeur
considérable, les véhicules à moteur payaient aux
cantons environ 26 millions en 1939 et les droits
sur la benzine rapportaient à la Confédération,
dans la même année, 52 millions %. L'hôtellerie,
directement intéressée à l'automobile, représente,
d'après les estimations du Dr Egger, dans son
étude «Das schweizerische Gastgewerbe im Rahmen
von Wirtschaft und Staat», un investissement total
de 3 milliards 100 millions soit l milliard 600 millions
pour les cafés et restaurants et 1 millard % pour
les hôtels.

Je puis donc conclure sans crainte de démenti —
et cela me paraît avoir de l'importance pour la suite
de nos délibérations — que les chemins de fer,
comme les véhicules à moteur, représentent un
élément important de notre fortune nationale; que
leur collaboration s'impose dans l'intérêt du pays
comme dans leur propre intérêt.

Il nous faut donc chercher à substituer à la
lutte stérile et néfaste du rail et de la route une
collaboration intelligente, active et féconde.

Je suis persuadé qu'il n'est pas un seul député
qui n'admette la nécessité de cette collaboration.
Mais, pour qu'elle soit féconde, efficace, il faut tout
d'abord que certaines conditions soient réalisées.
Tout d'abord, il faut que les intéressés — che-
minots ou routiers — admettent les sacrifices né-
cessaires au bien général du pays. Puis, que la
confiance règne envers le département. A ce pro-
pos, il serait désirable que de nouvelles brochures
émanant de fonctionnaires du département ne
viennent pas justifier les inquiétudes des «usagers
de la route». «L'assainissement des chemins de fer
aux frais des véhicules à moteur» est une formule
simpliste, dangereuse, qui ne saurait qu'engendrer
une juste méfiance et compromettre toute colla-
boration.

Je m'abstiendrai de nommer l'auteur de cette
brochure, parce qu'il est jeune et que nous avons
tous commis des péchés de jeunesse. Je crains,
M. le conseiller fédéral Celio, que de telles colla-
borations ne soient une gêne pour vous et je serais
surpris que le Département des postes et des che-
mins de fer approuvât les conclusions d'une telle
brochure ?

Je suis heureux d'apprendre, M. le conseiller
fédéral, par votre signe de dénégation que ce pré-
tendu collaborateur n'en est pas un!

Je salue à ce propos l'esprit qui a animé M. le
conseiller fédéral Celio et son excellent collaborateur,
M. le directeur Cottier, lors des discussions devant

la commission. Je regrette, pour ma part, que le v

titre de «Département des chemins de fer» soit
encore utilisé. En réalité, cette appellation est
surannée et inexacte. Le Département des chemins
de fer devrait s'appeler «Le Département des trans-
ports (ou des communications) et du tourisme».
En effet, la tâche du département ne consiste point
à défendre les intérêts exclusifs des chemins de fer
mais à coordonner, dans l'intérêt général, tous les
moyens de transports. M. le conseiller fédéral Celio
l'a parfaitement compris et nous lui en sommes
reconnaissants.

Mais cette condition d'ordre moral — la con-
fiance — ne suffit pas. Il est nécessaire que cer-
tains principes directeurs soient acceptés de part
et d'autre et qu'ils inspirent l'auteur de la future loi.

Quels sont ces principes directeurs ?
1. Aucun des modes de transport ne doit être

asservi à un autre. En d'autres termes, pas de
monopole.

C'est pourquoi nous avons préféré au texte des
Etats le texte de la majorité de notre commission
qui constate qu'il n'y a pas de monopole.

2. La législation nouvelle ne saurait s'opposer
à l'évolution moderne, car toute entrave serait vaine
et n'engendrerait que déboires .et nouveaux déficits.

3. La libre concurrence doit être maintenue dans
toute la mesure possible, car elle est génératrice
de progrès.

4. Un renchérissement des prix doit être évité,
car la réputation — malheureusement fondée —
de la «"Suisse, pays cher», est une des causes essen-
tielles de la situation déplorable de notre tourisme.

5. Enfin, il ne faut point improviser et ne point
se baser sur certaines circonstances exceptionnelles,
telles que les circonstances actuelles qui font que
les chemins de fer sont surbondés.et les véhicules à
moteur immobilisés. ^

Au Conseil des Etats, on s'est posé la question
de savoir s'il convenait d'entrer en matière ou non?
En toute bonne foi, l'on peut hésiter. Quels sont
les motifs pour entrer en matière ? On a dit tout
d'abord qu'il y avait une initiative populaire et
que les Chambres doivent prendre position à son
égard. Soit! mais on peut objecter, à bon droit,
que la demande d'initiative porte la date du 5 mai
1938, et que 7 autres initiatives déposées anté-
rieurement ne sont pas encore soumises au Parle-
ment. Ce sont, d'après leur date de dépôt: 30 no-
vembre 1931: l'aide aux vieillards et survivants.
Le Conseil fédéral a présenté son rapport sur le fond
mais les Chambres n'ont pas encore statué. Cette
initiative est donc antérieure de 6 ans % à celle de
la Litra. Et voici les six autres initiatives populaires
qui sont en souffrance et sur lesquelles le Conseil
fédéral n'a pas encore présenté son rapport, sur le
fond:

Impôt fédéral de crise extraordinaire (8 avril
1933); protection de l'armée et agents provocateurs
(3 octobre 1934) ; sauvegarde des droits du peuple
en matière fiscale (29 décembre 1934); mesures vi-
sant à soustraire les CFF. aux influences politiques
(12 mars 1935) ; liberté de la presse (31 mai 1935) ;
assurance-chômage (6 août 1936).

Ainsi donc, Messieurs, le premier argument —
le fait qu'une initiative a été déposée en 1938 —
n'est pas déterminant.
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Mais, poursuivent les partisans de l'entrée en
matière, le problème est urgent! Il ne faut pas
que les expériences désastreuses de l'avant-guerre
se renouvellenet ! L'argument est juste, mais l'on
pourrait objecter, non sans raison, que l'assainisse-
ment des CFF devrait précéder l'article de com-
pétence comme l'a soutenu M. de Coulon, au Conseil
des Etats.

Nous devons reconnaître que le Conseil fédéral
a de sérieux motifs pour ne pas envisager dès mainte-
nant l'assainissement des CFF qui coûterait la ba-
gatelle de 1600 millions, après que l'assainissement
des chemins de fer privés a coûté 187 millions.
Au surplus, on peut espérer qu'automatiquement
l'assainissement des CFF se fait peu à peu de par
la situation actuelle; nous croyons savoir qu'en
effet, il y eut déjà un amortissement de 90 millions ?

L'heure est propice, disent encore les partisans
de l'entrée en matière, pour discuter paisiblement
de la loi : en fait, il n'y a pas de concurrence actuelle-
ment. Soit, peut-on répondre, mais précisément
cette absence de concurrence n'incitera-t-elle pas
les défenseurs du rail à abuser de la situation et à
considérer l'état actuel exceptionnel comme le
point de départ normal de la loi future ?

A vrai dire, l'argument essentiel pour la non-
entrée en matière nous paraît résider dans ce que
M. le conseiller fédéral Celio appelait à juste titre
«la certitude de l'incertitude». Dans cette formule
stylisée, M. Celio soulignait l'incertitude extra-
ordinaire dans laquelle nous nous trouvons aussi
bien dans le domaine technique et économique que
dans les domaines financier et politique. Que se
passera-t-il après la guerre, en matière de trans-
ports ? Qui de nous pourrait répondre à cette
question ? Personne. Des expériences de la guerre
ont été faites dans les deux domaines (rail et route),
même dans les trois domaines (l'avion). Certains
assurent que le chemin de fer subira une évolution;
que nos «flèches rouges» changeront de couleur et
deviendront infiniment plus rapides et plus lé-
gères ? On dit encore que nos rails sont trop étroits,
que l'évolution se fera sans la forme d'un rail très
large avec des wagons surbaissés atteignant des
vitesses extraordinaires ? Mais, tandis que certains
préconisent cette évolution du chemin de fer,
nous savons de bonne source qu'en Amérique et
en Allemagne, on prépare la transformation de
certaines industries de guerre, d'armements en
particulier, en fabriques d'automobiles populaires.
Il se pourrait donc qu'après la guerre, au lieu
d'assister à une transformation ferroviaire, on
assiste à une évolution vers la petite automobile
populaire, bien construite, très bon marché et
consommant peu.

Cette incertitude de l'avenir est là peut-être
l'argument essentiel qui justifierait une non-entrée
en matière. Mais le Conseil fédéral estime que cet
article lui est indispensable, soit pour décider des
grands travaux contre le chômage, soit pour pré-
parer, dès que les circonstances le permettront,
la future législation sur la coordination des moyens
de transport. Dès lors, nous aurions mauvaise
grâce, me semble-t-il, à refuser de discuter ce pro-
blème, à entraver les études préparatoires, car le
chef du Département des chemins de fer ne veut
pas se livrer à des études complètes sans être cer-

tain d'en avoir le droit. Nous respectons ce scru-
pule. C'est pourquoi, après nous être abstenu lors
de la votation sur l'entrée en matière devant la
commission, nous la voterons ici, dans l'espoir
que l'on aboutira à éviter la reprise d'une lutte
désastreuse entre le rail et l'auto. Mais il va bien
sans dire que nous faisons toutes réserves sur les
dispositions elles-mêmes.

Je vous engage donc, Messieurs, à voter l'entrée
en matière ou du moins à ne point la rejeter —
cela, sous toutes réserves pour la suite. Et je ne
doute pas que les défenseurs du rail et les défen-
seurs de la route se rencontreront ici pour défendre
l'intérêt de la Suisse, donnant ainsi au peuple
l'exemple qu'on est en droit d'attendre du Parle-
ment.

Je vais maintenant examiner les divergences
qu'il y a entre les propositions de la majorité de la
commission et celles de la minorité.

Il y a deux divergences: La première porte sur
l'ai. 1.

Par 12 voix contre 7, la commission de votre
conseil a adopté un texte nouveau, qui est le fruit
de délibérations aussi objectives que courtoises.
Le texte de la majorité de la commission du Conseil
national nous paraît plus clair, plus allégé et plus
précis que celui adopté par le Conseil des Etats.
Il a, de plus, l'avantage de souligner expressément
l'exclusion de tout monopole. Il concrétise d'heu-
reuse manière l'opinion qui a prévalu dans la com-
mission et que l'on peut résumer en cette formule:
«Pas de liberté allant jusqu'à l'anarchie, mais pas
de monopole.»

La minorité de la commission estime en re-
vanche qu'il est nécessaire de compléter le texte
de la majorité de votre commission par ces mots:
«dans les conditions les meilleures pour l'économie
publique et la défense nationale...» — «zum
Nutzen der Volkswirtschaft und der Landesver-
teidigung. ..».

La minorité vous propose donc de maintenir
ce passage du texte du Conseil des Etats, qui —
sous une forme légèrement différente — se trouvait
déjà dans le projet du Conseil fédéral.

La seule différence entre la majorité et la mi-
norité au sujet de l'alinéa 1er consiste donc à pré-
ciser. . . «dans les conditions les meilleures pour
l'économie publique et la défense nationale. . .».
Tout à l'heure, les rapporteurs de la majorité nous
ont dit que cette adjonction, reprise par la .minorité
de la commission, n'était pas nécessaire, mais,
a ajouté M. Wey, elle ne nuit en rien à l'article
(sie schadet nichts). De son côté M. Graber a
déclaré qu'il n'était point nécessaire de dire des
choses qui vont d'elles-mêmes et qu'il ne s'agit
que d'une simple question de forme. Nous ne som-
mes pas de cet avis. En réalité, dans l'état actuel de
•nos délibérations, nous estimons qu'il s'agit d'une
question importante, d'une question de fond.

Le rédacteur qui a recherché la formule .aurait
pu se demander s'il était nécessaire d'insérer dans
cet article «les conditions les meillsures pour
l'économie publique et la défense nationale».
Mais ces textes ont été déjà commentés par le
message du Conseil fédéral ainsi que par le Conseil
des Etats. Ce texte, qui paraît superfétatoire,
était en réalité, d'après les déclarations de M. le
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conseiller fédère! Celio, d'une importance particu-
lière. En effet, M. le conseiller fédéral Celio,
ministre des transports et du tourisme, l'a dit en
termes excellents dans son discours au Conseil
des Etats. «Il faudra veiller au maintien en bon
état du parc des véhicules à moteur pour les be-
soins de la guerre. Il n'est pas possible que l'armée
entretienne un parc de véhicules lui appartenant ou
au moyen desquels elle pourrait, en temps de
guerre, exécuter tous ses transports routiers.
Partant, l'administration militaire en est réduite
à faire appel au parc des véhicules privés, par voie
de réquisition. . . Il faut s'efforcer de créer un parc
de véhicules solides et de type uniforme, veiller à
ce qu'ils se renouvellent suffisamment et posséder
un nombre suffisant de chauffeurs exercés et de
mécaniciens expérimentés... Voilà pourquoi c'est
une lacune de l'initiative de n'avoir pas introduit
dans son texte la conception de la défense na-
tionale . . . »,

En d'autres termes, dans l'état actuel de nos
délibérations, en parlant de la défense nationale,
le Conseil fédéral entend souligner la nécessité
d'assurer à l'armée, en temps de guerre, un parc
routier civil en bon état, d'un certain type, per-
mettant de faire face à toutes les situations. C'est
pourquoi nous avions eu l'honneur de vous proposer
à l'alinéa 1 une adjonction qui nous paraît né-
cessaire dans l'état actuel des délibérations.

Le Conseil fédéral et le Conseil des Etats ont
prévu un alinéa 2 disant ce qui suit: «Le transport
non rémunéré des personnes (der Personenverkehr
ohne Entgelt. .. ) n'est pas visé par le présent
article».

Cette disposition, que la majorité de la com-
mission veut maintenant supprimer, était claire,
nette, absolue. Elle signifiait, en bon français,
que les autos de tourisme échappaient à cette
réglementation. Or, la majorité de la commission
vous demande la suppression de cet alinéa. Pour
quels motifs? Parce que, disaient tout à l'heure
les rapporteurs, vous créez une exception et qu'il
s'agit en l'espèce d'un simple article de compétence;
c'est la loi d'application qui fixera les exceptions.

Nous ne saurions admettre cet argument.
Nous voulons savoir, au seuil de nos délibérations,
après certains articles et opuscules écrits par cer-
tains auteurs, si oui ou non l'auto de tourisme
sera touchée. C'est une question vitale pour le
tourisme, pour l'hôtellerie notamment, et ce serait
une erreur capitale que de vouloir entraver la
libre activité des autos de tourisme, soit en les
écrasant d'impôts ou taxes nouveaux ou encore
en limitant leur parcours, comme d'aucuns le
préconisent.

Nous avons quelque peine à concevoir que l'on
puisse simplement imaginer que, dans un pays
aussi petit que le nôtre, les autos privées, faisant
du transport gratuit de personnes, puissent être
soumises à une limite de circulation. Peut-on ad-
mettre, en droit et en logique, que l'automobiliste
genevois ne puisse dépasser Zurich, alors qu'il
pourrait se rendre n'importe où, à l'étranger,
avec sa voiture ? Puis, si l'on admettait une telle
solution pour les automobilistes nationaux, com-
ment traiterait-on les automobilistes étrangers qui
viendraient en Suisse ? Il faudrait avoir perdu le

sens et être aveuglé par la passion pour proposer
une pareille limitation dans un petit pays où le
tourisme joue un tel rôle.

Je tiens à déclarer que pas un instant les mem-
bres de la majorité de la commission n'ont envisagé
pareille hypothèse. Le très éloquent porte-parole
des cheminots, M. Bratschi, assurait qu'il n'en-
tendait pas toucher à l'auto servant au transport
non rémunéré des personnes ? . . . Nous n'en dou-
tons pas! mais alors, pourquoi donc supprimer
cette garantie expressément prévue et par le texte
originaire du Conseil fédéral et par celui du Conseil
des Etats ?

J'examinerai très rapidement l'argument essen-
tiel des partisans de la majorité, qui proposent
la suppression de cet alinéa. Nos honorables
collègues affirment — et c'est ce que les rapporteurs
ont dit tout à l'heure — que l'article constitu-
tionnel ne doit donner que la compétence et qu'elle
ne peut pas prévoir d'exception. On parle beaucoup
de la Constitution fédérale. Je ne sais pas si on la
lit souvent? Je vous engage simplement à examiner
ses articles 1 à 50. Vous vous apercevrez immé-
diatement que la Constitution fédérale fourmille
d'exceptions, de limitations de ce genre. Notre
Charte fédérale ne pose pas simplement des prin-
cipes, par exemple de compétence. Elle précise
aussi les buts à poursuivre, les cadres dans les-
quels le législateur peut se mouvoir. Permettez-
moi de vous citer quelques exemples:

A l'article 3, les cantons sont reconnus sou-
verains, mais en tant que leur souveraineté n'est
pas limitée par la Constitution fédérale. L'article 7
interdit des traités entre cantons, mais d'emblée
prévoit que les cantons peuvent conclure certaines
conventions. L'article 9 prévoit exceptionnelle-
ment que les cantons peuvent conclure même cer-
tains traités avec les États étrangers. Les articles
10, 12, 31 prévoient également des restrictions
apportées aux possibilités du législateur.

Je ne l'ignore pas, les art. 24 ter et 26 de la
Constitution qui mettent la législation sur la navi-
gation et le chemin de fer dans la compétence de
la Confédération ne prévoient pas -d'exception.
Mais il s'agissait d'articles visant un seul objet:
la navigation ou les chemins de fer et non d'un
article de coordination qui peut, lui, prévoir des
exceptions, des limites à la compétence attribuée.
Et dois-je rappeler que le célèbre art. 31 qui ga-
rantit la liberté du commerce et de l'industrie
réserve expressément certains domaines qui sont
autant de dérogations au principe posé ? Et est-il
nécessaire d'ajouter que le droit des cantons de
percevoir les finances d'entrée sur les vins et
boissons est expressément soumis par la Consti-
tution à toute une série de restrictions énumérées.
en plusieurs alinéas et que l'article lui-même
appelle expressément des «restrictions». . . Je
pourrais poursuivre ma démonstration mais cela
serait fastidieux. J'estime qu'en droit constitu-
tionnel suisse rien ne s'oppose à ce que l'article
de compétence fixe des .limites au législateur
fédéral.

On a parlé de «Schönheitsfehler!. . . », d'outrage,
d'attentat à la beauté! J'avoue que je ne m'at-
tendais pas à cet argument. Je ne sais pas si l'on
peut encore parler de la beauté de la vieille dame,
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née en 1874, qui donc a aujourd'hui 68 ans; sa
beauté ne souffrira point de cet «outrage». Si
vraiment vous voulez faire œuvre de beauté, je
vous recommanderai très vivement ce que les
Romands vous demandent depuis quelques années,

. c'est de bien vouloir nous doter d'une nouvelle
Charte helvétique, jeune, belle, irréprochable.

Mais, dans l'état actuel de ce problème, il est
vain de faire de la théorie; le problème est claire-
ment posé, non par la commission du Conseil
national mais par les travaux antérieurs. La
situation est la suivante: le Conseil fédéral lui-
même, dans son rapport, a proposé un alinéa 2
disant expressément que «le transport non rému-
néré des personnes n'est pas visé par le présent
article». Le Conseil des Etats à la quasi-unanimité
a maintenu cette garantie. La commission du Con-
seil national, pour des motifs et des scrupules juri-
diques, dit-on, parce qu'il ne s'agit que d'une
question de compétence, veut supprimer cette ga-
rantie. Qu'est-ce que cela signifierait pour l'auto-
mobilisme? DansJ'état actuel de nos délibérations,
la suppression de l'art. 2 signifierait purement et
simplement que l'automobile sera frappée et cela,
vous ne l'enlèverez pas. de l'esprit des partisans
du développement rationnel de l'auto. C'est pour-
quoi nous considérons cette proposition comme
singulièrement dangereuse. Si vous voulez com-
promettre l'article constitutionnel, suivez la ma-
jorité de la commission en supprimant l'alinéa 2.
Par contre, si vous voulez rendre possible la colla-
boration entre les partisans du rail et de la route,
suivez le Conseil fédéral, le Conseil des Etats et
la minorité de la commission, en admettant le
maintien de l'alinéa 2.

Pour tous ces motifs, nous avons l'honneur, en-
substance, de vous proposer l'entrée en matière,
à l'alinéa 1 l'adjonction des mots «concernant la
défense nationale» et le maintien de l'alinéa 2.

Je dirai enfin deux mots, pour n'avoir plus à
vous importuner, de la proposition de M. Adrien
Lachenal qui exclut également de l'article consti-
tutionnel le transport non rémunéré des marchan-
dises.

Certes, cette question n'a pas échappé à la
commission; nous en avons longuement discuté.
Mais si la minorité de la commission elle-même
a renoncé à étendre l'alinéa 2 aux marchandises,
c'est pour les motifs que voici:

Tout d'abord, il nous a paru préférable que
cette question soit examinée a fond au cours des
études préparatoires de la loi et fasse l'objet
d'échanges de vues entre tous les intéressés. Déplus,
nous avons craint, et nous craignons encore au-
jourd'hui, que le rejet éventuel d'une proposition
de ce genre, formulée à l'occasion de l'article
constitutionnel, ne compromette précisément la
solution à donner à cet important problème.

C'est pour tous ces motifs que la minorité de
la commission préfère sa proposition à celle de M.
Lachenal. Mais nous tenons à expliquer notre vote
en précisant que le rejet éventuel de la proposition
Lachenal laisse la question intacte en son principe;
nous nous réservons de la discuter au moment
opportun, c'est-à-dire à l'occasion de la loi.

Nationalrat. — Conseil National. 1942.

Allgemeine Beratung. - Discussion générale.

Walther: Die Zahl jener Kollegen, welche
den gesamten Leidensweg einer gesetzliehen Ver-
kehrsregelung mitgegangen sind, ist nicht mehr
gross. Ich darf mir daher vielleicht gestatten,
einige Bemerkungen anzuknüpfen, weil ich zu
jenen gehöre, die vor mehr als 30 Jahren hier im
Rate den Anstoss zur Lösung des Problems „Schiene
und Strasse" gegeben haben.

Im Jahre 1909, ein Jahr nach meinem Eintritt
ins Parlament, stellte der Sprechende mit 6 Kollegen
eine Motion auf Erlass eines eidgenössischen Auto-
mobilgesetzes. Als Präsident des Interkantonalen
Automobilkonkordates hatte ich die Ueberzeugung
gewonnen, dass nur auf diesem Wege die Lösung
des schon damals recht schwierig gewordenen
Problems herbeigeführt werden könne. Der Vor-
stoss fand eine sehr verschiedene Aufnahme. In
meiner eigenen Gruppe erntete ich schwere Vor-
würfe, als „Sünder" am Dogma des strengen
Föderalismus. Es war das meine erste parlamenta-
rische Sünde. Leider sind ihr dann noch weitere
gefolgt! In den Automobilkreisen wurde die
Motion als „Tat" gross gefeiert, da ja das Be-
streben, eine gleichmässige und gerechte Behand-
lung des Automobilisten und des Automobilver-
kehrs herbeizuführen, der Ausgangspunkt der
Aktion gewesen war. Im Nationalrat wurde die
Motion, nach der zustimmenden Erklärung des
Bundesrates, diskussionslos und einstimmig, ob-
wohl wir damals noch nicht das heutige Reglement
hatten, man konnte auch diskutieren, ohne dass
ein Ablehnungsantrag vorlag, angenommen. Es
schien sich also um eine reife Frucht zu handeln,
so reif, dass man nur am Baume schütteln musste,
damit sie herabfalle. Das war eine Täuschung aller-
schwerster Art. Die Frucht hatte sich nichts weniger
als reifa erwiesen. Lange Jahre vergingen, bis wir
überhaupt an die Fertigstellung eines Gesetzes-
entwurfes herantreten konnten. Inzwischen hatten
sich die Verhältnisse gewaltig geändert. Die ur-
sprünglich sehr engherzig, vielfach völlig verständ-
nislos behandelten Automobilisten waren mehr
und mehr zu einer Macht geworden. Schritt mit

Ö

dieser Machtentwicklung hielt auf der ändern Seite
die wachsende Misere der Bundesbahnen. Der
Kampf zwischen Schiene und Strasse nahm immer
schärfere Formen an. Die Not der Bundesbahnen
verlangte eine Regelung des Verhältnisses zwi-
schen Bahn und Automobil. Die Macht des Auto-
mobilismus war aber inzwischen wesentlich grösser
geworden als jene der Bundesbahnen, und so kam
es bei den Versuchen zur gesetzlichen Regelung,
dass die Interessen der Bundesbahnen immer
mehr in den Hintergrund gedrängt wurden. Wer
glaubte, die Berücksichtigung dieser Interessen
betonen und verlangen zu müssen, der galt als ein
verständnisloser Gegner des Automobilismus und
wurde als solcher in schärfster Weise als ein Typ
stigmatisiert, dem jeder Sinn für die wirtschaftliche
Bedeutung des Automobils abgehe. Das blieb auch
dem Sprechenden nicht erspart, obwohl ich doch
die Motion seinerzeit, im Jahre 1909, in bester Ab-
sicht gestellt hatte und auch meine Beziehungen
zu den führenden Kreisen der schweizerischen
Automobilklubs damals und später sehr rege waren

9
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Aber meine Stellung zu den Bundesbahnen hat es
mit sich gebracht, nach beiden Richtungen zum
Rechten sehen zu wollen und dafür zu sorgen,
dass nicht- Interessen der Bundesbahnen ungerecht-
fertigt und unnötigerweise hinter andere Inter-
essen gestellt werden.

Seitens der Gegner der Bundesbahnen, d. h.
der Anhänger einer vermehrten Berücksichtigung
des Automobilismus, glaubte man, sich rechtzeitig
gegen ein seitens der Bundesbahnen beabsichtigtes
Monopol wenden zu müssen. Doch waren es gerade
die führenden Organe der Bundesbahnen selbst
gewesen, welche nicht auf ein Bahnmonopol hin-
gearbeitet, sondern sich für ein verständnisvolles
Handinhandarbeiten von Bahn und Auto eingesetzt
haben. Unser verehrter Herr Kommissionspräsi-
dent hat in zutreffender Weise auf diese Notwen-
digkeit des Handinhandarbeitens hingewiesen. Der
erste und erst recht der zweite Weltkrieg haben den
Nachweis geliefert, dass das Land auf die Zu-
sammenarbeit absolut angewiesen ist. Was wäre
speziell im zweiten Krieg aus unserer Armee ge-
worden, wenn nicht auf der einen Seite die Bundes-
bahnen die ihnen gestellten schweren Aufgaben in
glänzender Weise gelöst, aber auf der ändern Seite
auch das Automobil in hervorragender Weise die
erforderliche Ergänzung geschaffen hätte ? Aber
die Kriegserfahrungen haben bewiesen, dass die
Lösung des Problems „Schiene und Strasse"
dringender als je geworden ist. Die Ursache der
Unzulänglichkeit der verfügten Regelung lag zum
guten Teil im Mangel einer Verfassungsgrundlage.
Das hat bereits der Herr Kommissionspräsident
ebenfalls angetönt. Das hat sich in besonderer
Weise bei dem im Jahre 1935 verworfenen Verkehrs-
teilungsgesetz gezeigt. Die Folge der Verwerfung
war eine starke Zunahme des Verkehrschaos. Die
im Jahre 1938 auf dem Dringlichkeitswege er-
lassene Automobiltransportordnung steht auf durch-
aus unklarem Verfassungsboden. Ihr Kernstück,
die Konzessionierung der erwerbsmässigen Auto-
mobiltransporteure., dürfte sich mit Art. 31 der
Bundesverfassung auf keinen Fall vereinbaren
lassen. Wenn nun eine gesetzlich umfassende Ver-
ordnung geschaffen werden soll, dann muss
vor allein eine klare und sichere Verfassungs-
regelung vorangehen. Die gemachten Erfahrungen
hätten ohne weiteres dazu führen müssen, vor
allem klipp und klar die verfassungsmässige Kom-
petenz festzustellen. Bei der Gütertransportini-
tiative ist nun das übersehen worden. Es war
sicher ein Fehler, gewisse Wünsche in der Ver-
fassung verankern zu wollen. Der erste Gegen-
vorschlag der Initiative beseitigte diesen Fehler
und formulierte einen reinen Kompetenzartikel.
Fatalerweise erfolgte dann von Seite des Stände-
rates im Sinne des Vorschlages der Transport-
kommission eine Ergänzung, die weit über den
Rahmen eines Kompetenzartikels hinausging. Die
Mehrheit unserer Kommission ist zum reinen Kom-
petenzartikel zurückgekehrt, was ich für die unbe-
dingt richtige Lösung des Problems halte.

Ich wiederhole, dass eine sichere und klare
Verfassungsgrundlage geschaffen werden muss, be-
vor die Ausarbeitung einer gesetzlichen Verkehrsord-
nung an die Hand- genommen werden kann. Eine
solche war schon vor dem jetzigen Kriege bitter

nötig, und zwar für die Automobilwirtschaft so gut
wie für die Eisenbahnen. Das hat die Automobilwirt-
schaft auch eingesehen und in einer Eingabe der Mo-
torlastwagenbesitzer an den Bundesrat am 30. März
1936 festgestellt. Es heisst in dieser Eingabe:

„Seit der Verwerfung des Verkehrsteilungsge- "
setzes hat ein eigentliches Chaos im gesamten Ver-
kehrswesen Platz gegriffen, das eines vernünftig
und wirtschaftlich denkenden Volkes nicht mehr
würdig erscheint. Das Missverhältnis zwischen
Transportmengen und Transportmittel-Angebot hat
zu höchst ungünstigen Verhältnissen geführt.
Zwangsläufig ruft dieses Missverhältnis einer Kon-
kurrenz, die schliesslich den Ruin aller herbei-
führen muss."

Wir dürfen und müssen schon heute an die Nach-
kriegszeit denken. Trotz der Undurchsichtigkeit
aller Verhältnisse wird es ein Gebot kluger Vorsicht
sein, das Problem der Verkehrs-Koordination schon
heute gründlich und umfassend zu studieren. Wir
müssen unbedingt darnach trachten, die schwei-
zerische Wirtschaftspolitik dadurch zu entlasten,
dass wir im kritischen Zeitpunkt des Ueberganges
von der Kriegswirtschaft zur Friedenswirtschaft
in der Lage sind, auf dem Gebiete des Verkehrs
das frühere Chaos durch eine planvolle Ordnung
abzulösen.

Voraussetzung ist, dass sich, wie in den ändern
Staaten, der Grundsatz der Verkehrshoheit und
Verkehr s einheit auch bei uns durchsetzt. Der
Staat soll über die Verkehrshoheit verfügen und
auf dem ganzen Gebiet des Verkehrs legiferieren
können. Dabei hat er sich an den Grundsatz der
Verkehrs einheit zu halten. Er darf sich nicht durch
die Interessen des einen oder ändern Verkehrs-
mittels einseitig beeinflussen lassen, sondern stets
das Ganze des Verkehrs und das Ganze der Volks-
wirtschaft im Auge behalten.

Wie soll der neue Verfassungsartikel aussehen ?
Wir dürfen ihn auf keinen Fall auf ein kommendes
Bundesgesetz zuschneiden, von dem wir gar nicht
wissen, wie es aussehen wird und welche Notwen-'
digkeiten im Moment des Erlasses bestehen werden.
Der Verfassungstext darf nichts präjudizieren.
Es ist sicher nicht zu verantworten, den Verfassungs-
artikel mit Detailvorschriften zu belasten, wenn die
Tragweite solcher Detailbestimmungen wegen der
fehlenden Gesamtkonzeption noch gar nicht über-
blickt werden kann. Es könnten damit für den
künftigen Gesetzgeber unüberwindliche Schwierig-
keiten geschaffen werden, wenn er nach Erreichung
der Gesamtkonzeption für die Ausführungsgesetz-
gebung zu deren Verwirklichung schreiten will.

Ich erachte den Vorschlag unserer Kommis-
sionsmehrheit für eine wesentliche Verbesserung
gegenüber der ständerätlichen Fassung; was übri-
gens auch in der Automobilpresse anerkannt wird.
Er soll verhindern, dass ein Element der Ausfüh-
rungsgesetzgebung schon in den Verfassungs-
artikel hineingebracht werde. In Nr. 784 der
„Neuen Zürcher Zeitung" hat die Redaktion in
einem vorzüglichen Artikel die These verfochten,
dass der neue Verfassungsartikel lediglich die all-
gemeine Gesetzeskompetenz schaffen soll, aber
keine Einzelheiten der künftigen Verkehrsregelung
präjudizieren, vor allem aus keine Sonderinteressen
in den Vordergrund stellen dürfe. Die Ausnahmen
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für^den „Personenverkehr ohne Entgelt" nach
Absatz 2 der ständerätlichen Fassung ist ebenso
verfehlt und unberechtigt wie die Forderung eines
absoluten Schutzes der Schiene im Fernverkehr,
weil es nicht einzusehen ist, weshalb sich nicht auch
das Privatautomobil den öffentlichen Interessen
unterordnen soll. Es soll verfassungsmässige Pflicht
des Bundes sein, durch seine künftige Gesetzgebung
den Wettbewerb der Verkehrsmittel zu regeln,

o 'deren Zusammenarbeit zu fördern, so dass er die
Interessen der Volkswirtschaft und diejenigen der
Armee wahrt.

Ich betrachte die Mängel der ständerätlichen
Fassung nicht als blosse Schönheitsfehler, sondern
als materielle Mängel, die für die volkswirtschaft-
lich zweckmässige Gestaltung unserer Verkehrs-
wirtschaft eine schwere Beeinträchtigung bilden
können. Das gilt auch für den Antrag Lachenal.
Das verkehrswirtschaftliche Kernproblem muss
der Schutz der für die Allgemeinheit unentbehr-
lichen Verkehrsmittel bilden. Die Lösung dieses
Kernproblems wird zwar, nicht zuletzt auch im
Interesse der Lastwagen und damit im militärischen
Interesse, gewisse Rückwirkungen auch auf das
Fiskalregime der Privatautos zeitigen. Eine aus-
drückliche und bedingungslose Ausnahme des
motorisierten Personenverkehrs ohne Entgelt von
der verfassungsmässigen Verkehrshoheit und Ver-
kehrseinheit wäre auch deshalb falsch, weil die
künftige Entwicklung dieses Verkehrssektors noch
gar nicht abzusehen ist. Man denke z. B. nur an
eine Ausbreitung des sogenannten Volkswagens.

Man muss sich aber auch darüber klar sein,
dass ein fiskalischer Einbau des motorisierten Per-
sonenverkehrs ohne Entgelt in eine schweizerische
Verkehrsordnung bei einem Art. 23 ter der Bundes-
verfassung nach ständerätlichem Vorschlag aus-
geschlossen wäre. Absatz l dieser Fassung be-
zweckt gemäss ausdrücklicher Aufzählung die
Ordnung der Verhältnisse der verschiedenen Ver-
kehrsmittel zueinander, die Sicherung der Zu-
sammenarbeit und die Regelung der Wettbewerbe.
Jeder fiskalische Einbau des motorisierten Personen-
verkehrs ohne Entgelt müsste sich einen oder alle
diese Zwecke setzen, andernfalls er sinnlos wäre;
von ihnen allen aber ist dieser Verkehrssektor ge-
mäss Absatz 2 der ständerätlichen Fassung aus-
drücklich und bedingungslos ausgenommen. Auch
ein besonderer Verfassungsartikel über die Be-
steuerung des Verkehrs würde über die Klippe des
Art. 23ter der Bundesverfassung, Abs. 2, nicht
hinwegkommen.

Auch die Automobilpresse gibt der Neufassung
unserer Kommissionsmehrheit den Vorzug. So
schreibt die „Automobil-Revue" vom 26. Mai
abhin: „Von der Warte des motorisierten Personen-
verkehrs betrachtet, erscheint die Fassung der
nationalrätlichen Kommission als Verbesserung in
mehrfacher Hinsicht." Herr Kollege Lachenal
ist also päpstlicher als der Papst, d. h. automobi-
listischer als die führende automobilistische Presse
gelbst. Die „Automobil-Revue" freut sich beson-
ders über die Worte: „unter Ausschluss eines
Monopols". Ein Verkehrsmonopol scheint für die
absehbare Zukunft tatsächlich so abwegig, dass
diese Weisung der Verfassung an die Ausführungs-
gesetzgebung wohl gewagt werden kann. Weiter

freut sich die „Automobil-Revue" über die Worte:
„ordnet durch Gesetz". Verfassungsrechtlich-theo-
retisch stellen diese Worte indessen eine Anomalie
dar, wenn sie auch politisch-praktisch von geringer
Bedeutung sind, denn politisch-praktisch steht
fest, dass eine dauerhafte schweizerische Verkehrs-
teilung durch Gesetz geschaffen werden muss;
verfassungsrechtlich- theoretisch -steht hingegen
fest, dass neben den Gesetzen unter bestimmten
Voraussetzungen, z. B. auch dringliche Bundesbe-
schlüsse von der Verfassung ausdrücklich vorge-
sehen sind und dass es abnormal ist, den Bund durch
einen Verfassungsartikel gerade nur für den Wirt-
schaftssektor „Verkehr" einer verfassungsmässigen
Einrichtung zu berauben. Die Freude der „Auto-
mobil-Revue" am Ausschluss dringlicher Bundes-
beschlüsse erklärt sich aus einem Misstrauen gegen-
über dem Parlament, und zwar einem recht selt-
samen Misstrauen. ' In diesem Fall wird nämlich
einmal nicht befürchtet, das Parlament vermöge
die Allgemeininteressen nicht von den Sonder-
interessen zu unterscheiden; vielmehr geht die
Befürchtung gerade umgekehrt dahin, das Parla-
ment vermöge die Allgemeininteressen zu gut von
den Sonderinteressen zu unterscheiden. Hingegen
fällt dem Volke in wirtschaftlichen Dingen diese
Unterscheidung offenbar schwerer, besonders wenn
sein Urteil durch eine aus reichen Quellen finan-
zierte Propaganda getrübt werden sollte.

Noch ein letztes Wort. Es spricht sich nämlich
auch die welsche „Revue-Automobile" vom 28. Mai
zugunsten der von der nationalrätlichen Kommis-
sionsmehrheit vorgeschlagenen Fassung aus und
bemerkt, durch den völligen Wegfall des Absatzes 2
werde doch kein 'dem Werkverkehr schädigender
Präjudizfall für die Ausführungsgesetzgebung ge-
schaffen. Der Abs. 2 de» dort vorgesehenen. Aus-
na'hme müsste ohne Zweifel weitere Ausnahmen
rufen. Es würde also auch nach dieser Auffassung,
wie bereits der Kommissionsreferent angedeutet
hat, der Interessenkampf schon um den Verfassungs-
artikel entbrennen, was eine in der gegenwärtigen
Notzeit höchst unwillkommene Perspektive wäre.
Der Vorschlag der nationalrätlichen Kommissions-
mehrheit wird dies hoffentlich vermeiden können.
Er ist so neutral und so allgemein gefasst, dass er
weder im einen noch im ändern Lager aktive Oppo-
sition auslösen kann.

Aus Ueberzeugung und kraft meiner jahrzehnte-
langen Erfahrungen stimme ich daher dem Vor-
schlag der Kommissionsmehrheit zu und füge den
Schlusssatz meiner Motionsbegründung vom Jahre
1909 hier bei: „Wenn grosse Bundesprobleme zu
lösen sind, so muss die Lösung im gegenseitigen
Verstehen, im Willen des Entgegenkommens se-
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sucht werden. So verhängnisvoll sich ein starrer
Zentralismus auswirken kann, ebenso bedenklich
ist es, sich durch föderalistische Bedenken oder
durch Sonderbestrebungen davon abhalten zu
lassen, den Weg zu gehen, der zum Wohl der All-
gemeinheit führt."

Sigerist: Der Gegenvorschlag der Kommissions-
minderheit, der wie Bundesrat und Ständerat den
Personenverkehr ohne Entgelt unberührt belassen
will, birgt die grosse Gefahr in sich, dass dem Ar-
tikel noch mehr Gegner erwachsen, wie der Antrag
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Lachenal zeigt, die nur zustimmen, wenn auch ihre
Interessen gewahrt werden, so dass mit einem so
erweiterten Verfassungsartikel überhaupt nichts '
mehr anzufangen wäre und er vom Volk mit Recht
verworfen würde. Es könnte aber auch sein, dass
in der Volksabstimmung der Artikel, wie er von

O 'der Gütertransportinitiative vorgeschlagen wird,
obenauf schwingt, und damit kämen die Automobil-
kreise, die sich mit dem Vorschlag der Kommis-
sionsmehrheit nicht befreunden wollen, vom Regen
in die Traufe. Den 130 000 Motorfahrzeugbesitzern,
mit denen demonstriert wird und zu denen wir
übrigens auch gehören, stehen eine ungleich höhere
Zahl von Radfahrern und Fussgängern gegenüber,
und diesen kann es nur recht sein, wenn der gegen-
wärtige Zustand, bei dem sie sich auf der Strasse
sehr wohl fühlen, recht lange erhalten bleibt, und
der Automobilverkehr möglichst zurückgedrängt
wird. Man braucht also nur diese Kreise zu mobili-
sieren, um dem Volksbegehren vom 5. Mai 1938 zum
Durchbruch zu verhelfen. Dies wird um so leichter
sein, als der grosse wirtschaftliche Nutzen der
Bahnen, wie er uns seit Kriegsausbruch so recht
zum Bewusstsein gekommen ist, in die Waagschale
geworfen werden könnte.

Was wir jetzt in erster Linie benötigen, das ist
eine verfassungsrechtliche Grundlage, auf der weiter-
gebaut werden kann. Je mehr wir diese Grundlage
mit Details belasten, welche in das Gesetz gehören,
desto mehr verbauen wir uns den Weg für eine
erspriessliche Zusammenarbeit und für die Ord-
nung im Transportwesen überhaupt. Wenn wir
später daran gehen, das Gesetz zu schaffen, das
den Verkehr auf den Eisenbahnen und die motori-
sierten Transporte auf den öffentlichen Strassen zu
Wasser und in der Luft ordnet, dann werden die
verschiedenen Interessengegensätze zum Austrag
kommen. Jetzt aber handelt es sich darum, das
Grundsätzliche festzulegen, über das kein Zweifel
besteht. Wenn höhere Laridesinteressen im Spiele
stehen, so wissen auch die Automobilbesitzer, dass
sie ihre eigenen Belange und einen Teil ihrer per-
sönlichen Freiheitsrechte diesem Interesse unter-
zuordnen haben. Das allgemeine Chaos, das aus
dem laisser „aller, laisser faire entstünde, würde
auch ihnen zum Verhängnis werden, jedenfalls
würden sie keinen Nutzen daraus ziehen. Weder
das Parlament, noch der Bundesrat ist automobil-
feindlich, niemand wird glauben, dass sie aus lauter
Böswilligkeit den privaten Automobilverkehr un-
gerecht behandeln, sogar an die Wand drücken
werden. Schliesslich hätte auch das Volk noch
etwas dazu zu sagen. Wir alle wissen, was z. B. der
Autotourismus zu Friedenszeiten für die Schweiz
bedeutet. Es kann keine Rede davon sein, den
Automobilverkehr zugunsten der Eisenbahnen zu
belasten, aber ein gerechter Ausgleich muss ge-
sucht und gefunden werden, sonst ruinieren sich die
verschiedenen Transportunternehmungen gegen-
seitig, und wir alle haben den Schaden direkt oder
indirekt zu tragen. Wir haben also alle miteinander,
Lastwagenbesitzer, Automobilisten, Fussgänger,
Bahnbenützer usw. das gleiche Interesse, die
Ueberdimensionierung des Transportwesens zu ver-
hindern oder zurückzubinden und eine vernünftige
Zusammenarbeit zu sichern. Ein gesunder Wett-
bewerb muss bleiben. ' Er zwingt alle Beteiligten

zur Wachsamkeit, zur Kulanz den Kunden gegen-
über, zu grösstmöglichen Leistungen bezüglich Be-
triebssicherheit, zu rationeller und sparsamer Ge-
schäftsführung usw.

Ohne die Automobilkonkurrenz hätten die SBB
nicht den grossen betriebswirtschaftlichen und
technischen Fortschritt aufzuweisen, dessen wir
uns seit Kriegsausbruch zu erfreuen haben und
der uns ausserordentlich wichtige Dienste leistet.
Ich empfehle Ihnen deshalb den Vorschlag der
Kommissionsmehrheit, der nichts präjudiziert und
ein Monopol ausschliesst, zur Annahme, und zwar
gerade im Interesse der Automobilfreunde. Ob
der Satz „zum Nutzen der Volkswirtschaft und der
Landesverteidigung" in den Verfassungsartikel auf-
genommen werden soll oder nicht, darüber will ich
mich nicht äussern. Es erscheint mir selbstverständ-
lich, dass dies das Ziel der Gesetzgebung sein muss.

Petfig: Das Volksbegehren betreffend Güter-
transportordnung kam gemäss Bericht des Bundes-
rates vom 31. Mai 1938 mit 384 760 gültigen Unter-
schriften zustande. Dieses Volksbegehren ver-
langt vom Bund, dass die Güterbeförderung durch
motorisch betriebene Transportmittel nach volks-
wirtschaftlichen Grundsätzen geordnet werde. Die
Schweizerbürger, welche hinter diesem Volks-
begehren stehen, haben das Recht, dass diese Frage
so oder anders behandelt und erledigt werde. Von
einer Verschiebung der Behandlung dieses Gegen-
standes, wie das von vielen Kreisen angeregt wird,
kann daher keine Rede sein. Aber auch aus än-
dern Gründen wäre eine Hinausschiebung dieser
wichtigen Frage nicht zu verantworten.

Die ändern Länder um uns herum haben schon
lange auf diesem Gebiete legiferiert, und wir sind
schon 10—15 Jahre zu spät gekommen. Auch in
unserm Parlament wurde die Regelung dieser
Frage schon mehrere Male aufgegriffen durch Mo-
tionen, Postulate und Interpellationen. Auch die
Behörden haben seit dem letzten Weltkriege mehr
oder weniger mit dieser Frage sich beständig be-
fasst. Man kann heute also nicht sagen, - dieser
Fragenkomplex müsse noch abgeklärt werden.
Die Botschaft zum Verkehrsteilungsgesetz vom
Jahre 1934, zur Autotransportordnung von 1937
und zur Sanierungsvorlage der Bundesbahnen vom
Jahre 1936 und auch die gegenwärtige Botschaft
vom 19. Dezember 1941 haben die Notwendigkeit
der Neuordnung der Güterbeförderung ausgiebig
begründet. Die Erfahrungen, welche wir im gegen-
wärtigen Kriege gemacht haben, zeigen zur Genüge,
wieviel von einem fortschrittlichen Verkehrsapparat
abhängt. Die angestrebte Koordination im Ver-
kehrswesen drängt sich also auf, und man kann sich
des Eindruckes nicht erwehren, dass die verschie-
denen Organisationen, welche gegen diese Vorlage
Sturm laufen und für eine allgemein verbindliche
Regelung nicht zu haben sind, auf einseitige Be-
weggründe und Interessen zurückzuführen 'sind.

Der Kampf zwischen Eisenbahn und anderen
motorisierten Transportmitteln kann nicht mehr
länger andauern. Nach dem Kriege wird der moto-
risierte Strassenverkehr jedenfalls wiederum ausser-
ordentlich grosses Ausmass annehmen. Daher ist
es angezeigt, dass wir in diesem Momente die ver-
fassungsmässigen und gesetzgeberischen Grund-
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lagen schaffen, um eine vom Interesse der Volks-
wirtschaft getragene Lösung zu finden, die allseits
vernünftigerweise befriedigen kann.

Der Text des Volksbegehrens kann in dieser
einseitigen Fassung wohl kaum realisiert werden.
Man ist sich in allen Kreisen darüber einig, dass ein
Gegenvorschlag ausgearbeitet und dem Volksbe-
gehren gegenübergestellt werden muss, und es ist
vorauszusehen, dass, je nach der Vorlage des Gegen-
entwurfes, das Volksbegehren zurückgezogen wird.

Die Fassung des Art. 23ter der Bundesverfas-
sung, wie derselbe von der Minderheit der Kommis-
sion vorgeschlagen wird, gibt dem Bunde die Kom-
petenz, den Verkehr auf der Eisenbahn und die
motorisierten Transporte auf der öffentlichen
Strasse, zu Wasser und in der Luft auf dem Wege
der Gesetzgebung zu ordnen. Neben der Kompe-
tenzfrage sind dem Bunde gewisse Schranken ge-
setzt. Die gesetzgeberische Tätigkeit des Bundes
soll sich nach gewissen Richtlinien bewegen, was
klar aus dem Wortlaut hervorgeht, dass der Bund
die Verkehrsmittel zum Nutzen der Volkswirtschaft
und der Landesverteidigung sichern soll. Es ist
wichtig, dass auch der Landesverteidigung Rech-
nung getragen wird. Der Vorschlag der Mehrheit
der nationalrätlichen Kommission beschränkt sich
einzig und allein auf die Kompetenzfrage ohne
nähere Einschränkungen. Ich gebe zu, dass in
einem Verfassungsartikel an und für sich die Auf-
stellung des Prinzips genügen sollte, aber nachdem
sich seit Jahren die Kreise um die Bundesbahnen
herum auf der einen Seite, und auf der ändern
Seite alles, was sich mit dem Automobilwesen ver-
knüpft hat, in einem ständigen Wettstreit und In-
teressenkrieg befinden, so müssen wir hier unbe-
dingt einigermassen Richtlinien auch im Ver-
fassungsartikel festlegen, um allfällige Vorurteile
und Missverständnisse zu beseitigen und allen In-
teressenten beibringen, dass es sich wirklich um
eine objektive und sachliche Lösung handeln soll.

Der Vorschlag der Minderheit scheint mir daher
ein Werk der Verständigung und eine Herstellung
des Gleichgewichts zu sein. Es handelt sich nicht
mehr um eine reine Kompetenzerteilung an den
Bund, sondern diese Kompetenzerteilung soll inner-
halb der angedeuteten Grenzen bleiben.

Wichtiger als der bereits angeführte Unterschied
zwischen Mehrheit und Minderheit der Kommission
scheint mir der zweite Absatz des Artikels zu sein.
Die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission
will die Ausschaltung des Personenverkehrs ohne
Entgelt im Verfassungsartikel nicht aufführen. Da-
gegen beantragt die Minderheit Zustimmung zum
Vorschlag des Bundesrates und zum Beschlüss des
Ständerates. Gerade diese Ausnahme soll bewirken,
dass eine gewisse Beruhigung in die gereizte Mentali-
tät zwischen Eisenbahn und Strassenverkehr hinein-
getragen wird. Die öffentlichen, privaten, gewerb-
lichen und gemischten Transporte können reglemen-
tiert werden. Dieser zweite Absatz enthält aber eine
Ausnahme zugunsten des Personenverkehrs ohne
Entgelt. Selbstverständlich ist damit nicht gesagt,
dass alle ändern Transporte erfa'sst werden, aber
sie können es nach dem Verfassungsartikel. Die
Zukunft und die Umstände werden in dieser Frage
massgebend sein. Dass der unentgeltliche Per-
sonenverkehr ausgenommen wird, scheint mir selbst-

verständlich zu sein. 1. Einmal wird damit kein
Gewinn erzielt; 2. sodann ist dieser Personen-
verkehr mit der Person des Eigentümers auf eine
Art und Weise verknüpft, dass eine Einmischung
des Bundes nicht in Frage kommen kann. Die
persönliche Freiheit wäre hier in hohem Grade
beeinträchtigt, denn es handelt sich hier um ganz
spezielle private Transporte, welche mit Dritt-
personen nichts zu tun haben. Wir finden über-
haupt in dieser Beziehung auch in ändern Ländern
keine Spur von gesetzgeberischen Erlassen. Diese
Ausnahme wurde auch von der Studien- und Trans-
portkommission befürwortet. Vom Militärdeparte-
ment und der Armeeleitung liegen schriftliche Ver-
nehmlassungen vor, dass keine Veranlassung be-
stehe, den unentgeltlichen Personenverkehr in die
Vorlage emzubeziehen. Auch die Gegner dieser
Ausnahme sind der Ansicht, dass die Erfassung
des unentgeltlichen Personenverkehrs nicht in Frage
komme, aber in der- Verfassung mache sich diese
Ausnahme nicht gut und sei ein Schönheitsfehler.
Diese Begründung scheint mir aber nicht mass-
gebend zu sein, wenn man bedenkt, welche Schwie-
rigkeiten durch die Weglassung dieses zweiten
Absatzes • hervorgerufen werden.

Nachdem nun der Ständerat diese Ausnahme
aufgenommen hat, würde in den interessierten
Kreisen die Streichung dieses zweiten Absatzes
vernünftigerweise die Vermutung aufkommen las-
sen, man beabsichtige doch auch den unentgelt-
lichen Personenverkehr auf die eine oder die andere
Weise in näherer oder weiterer Zukunft zu erfassen,
und es würde ganz sicher dadurch der Aritagonis-.
mus zwischen Schienen- und Strassenverkehr, wel-
cher durch diese Fassung beseitigt worden ist,
wiederum aufleben.

Vergessen wir auch nicht, dass die Personen-
Autos im Jahre 1938 sich auf 77 000 bezifferten und
dass bei einer allfälligen Volksabstimmung diese
77 000 Inhaber von Automobilen sowie deren Ver-
wandte und Bekannte eine gewaltige Mächt dar-
stellen.

Dabei wollen wir nicht vergessen, dass der
Tourismus in unserm Lande eine hervorragende
Rolle spielt, und der Tourismus ist in der Haupt-
sache durch den Auto-Personenverkehr genährt.
Ganze Gegenden unseres Landes sind mit dem
Fremdenverkehr verknüpft, so dass auch nach
dieser Seite die Annahme'dieses zweiten Absatzes
der Verfassung am Platze ist.

Bei einer allfälligen Reglementierung des unent-
geltlichen Personenverkehrs würde auch eine Un-
gleichheit geschaffen zwischen ausländischen Auto-
mobilen und den einheimischen, so dass auch nach
dieser Richtung Ungleichheit und Misstimmungen
geschaffen würden, die sicher nicht im Interesse
der Oeffentlichkeit liegen.

Aus diesen Gründen empfehle ich Ihnen Ein-
treten auf die Beratung und auch Annahme des
Antrages der Kommissionsminderheit.

Bratschi: Unser Verkehrswesen nähert sich mit
raschen Schritten einem chaotischen Zustand. Der
Umstand, dass es, wie geltend gemacht wird, in
vielen ändern Ländern nicht besser ist, ist natürlich
für uns ein sehr schwacher Trost. Auch die Tatsache,
dass die gegenwärtigen Verhältnisse unter dem
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Drucke des Krieges nicht voll zur Auswirkung
kommen, darf uns nicht beruhigen.

Die Lage ist nicht neu. Es ist von.Herrn Wal-
ther darauf hingewiesen worden, dass er schon im
Jahre 1909 eine bezügliche Motion eingereicht habe,
die einstimmig angenommen wurde, dass aber
nachher nichts mehr gegangen sei. Es scheint, dass
alle Motionen, die sich mit dem Verkehrswesen be-
fassen, insbesondere diejenigen, die die Frage
Eisenbahn—Automobil betreffen, im eidgenössi-
schen Parlament das gleiche Schicksal erleiden,
unbekümmert darum, von welcher Seite sie ein-
gereicht worden sind. Herr Walther ist einige
Jahre älter als der Sprechende. Es ist in Ordnung,
wenn er seine Motion einige Jahre früher eingereicht
hat. Ich habe im Jahre 1928 eine Motion einge-
bracht. Auch meine Motion ist von beiden Räten
einstimmig angenommen worden. 1928 hatte der
damalige Bundespräsident, Herr Häberlin, erklärt,
dass er die Motion namens des Bundesrates ent-
gegennehme, nicht etwa, um sie in der Schublade
verschwinden zu lassen, so sagte er ausdrücklich,
sondern um sie wirklich auszuführen. Diese Motion
forderte gesetzliche Grundlagen für die Regelung
der Konkurrenz zwischen Eisenbahnen und Auto-
mobil auf ähnlicher Grundlage. Aber auch nach
dem Jahre 1928 geschah nichts. Leider muss man
feststellen, dass die Bahnen daran nicht unschuldig
waren. Das gilt vorab für die damalige Leitung
der SBB, welche glaubte, einen Ausweg in Experi-
menten suchen zu sollen. Man griff zu Massnahmen,
von denen man im voraus hätte sagen können,
dass sie zu nichts führen. Es wurden die SE S A
und die ASTO geschaffen, für die der Misserfolg
unschwer vorauszusehen war. Der Zusammenbruch
ist auch prompt eingetreten, nachdem einige
Millionen dafür aufgewendet worden waren. Im
Anschluss daran kam das Verkehrsteilungsgesetz,
das vom Volk verworfen wurde. So sind wir heute
wieder am Ausgangspunkt der ganzen Diskussion,
und es stellt sich die Frage, ob wir heute handeln
wollen. Es ist uns wohl allen klar, dass grosse
Schäden für die schweizerische Wirtschaft nicht
abgewendet werden können, wenn auch jetzt nichts
Umfassendes geschieht.

Das Ziel dieses Verfassungsartikels und der Ge-
setzgebung, die nachher kommen soll, muss darin
bestehen, dass das Verkehrsmittel, auf das weder
die Wirtschaft, noch die Armee, noch der Staat
als Ganzes verzichten können, sichergestellt wird.
Dieses Verkehrsmittel ist die Eisenbahn. Unter
Beobachtung dieses Zieles, das wir verfolgen müssen,
muss versucht werden, zu erreichen, dass jedes
Verkehrsmittel für die Aufgaben eingesetzt wird,
bei welcher es den ändern Verkehrsmitteln seiner
Natur und seiner Struktur nach überlegen ist.

Wir können die Sicherstellung der Bahnen auf
zwei Wegen erreichen, dadurch, dass wir ihnen
den Verkehr zuweisen, den sie nötig ' haben, um
leben zu können und technisch so auf der Höhe
zu bleiben, um dann, wenn ganz grosse Aufgaben
an sie herantreten, wirklich in der Lage zu sein,
diese Aufgaben zu lösen. Oder wir haben die
Möglichkeit, die Bahnen zu Zuschussbetrieben zu
machen und der Konkurrenz freien Lauf zu lassen.
Ob der Staat die Zuschüsse übernimmt oder ob
die Mittel anderweitig aufgebracht werden, das ist

eine Frage, die später zu lösen wäre. Es kann gar
kein Zweifel darüber bestehen, dass der erste.Weg
der bessere ist. Er ist sicher auch der billigere und
volkswirtschaftlich der richtigere Weg. Er dürfte
dazu führen, dass automatisch ein Verkehrsapparat
geschaffen wird, der möglichst den Verkehrsbe-
dürfnissen entspricht. Ist der Apparat zu klein,
dann kann er die ihm zugemuteten Leistungen
nicht erfüllen, ist er aber zu gross, gibt es Leerlauf,
unnütze Kosten, die irgend jemand belasten, und
dieser Irgendjemand ist die Wirtschaft. Sie hat
alle Kosten, die im Verkehrswesen entstehen, zu
tragen. Wenn wir einen zu grossen Verkehrs-
apparat schaffen, dann sind die Produktionskosten
grösser als sie notwendigerweise sein müssten.
Wir schwächen damit auch die Stellung der Schweiz
im internationalen Konkurrenzkampf.

Wenn geltend gemacht wird und jetzt auch
wieder in der Debatte erklärt worden ist, dass nur
die Konkurrenz des Automobils dazu geführt
hätte, die Eisenbahn zu modernen Betriebsme-
thoden und zu niedrigen Taxen zu zwingen, so
scheint mir das übertrieben zu sein. Wenn man
z. B. sagt, was man etwa hört, dass der Leicht-
verkehr der Automobilkonkurrenz zu verdanken
sei, so ist das sicher eine .Behauptung, die einer
Nachprüfung nicht standhält. Der Leichtverkehr
bei den Eisenbahnen ist an die Elektrifikation
und an weitere technische Vervollkommnungen
gebunden, die erst im Laufe der Jahre erzielt
worden sind und zwar nicht nur bei den Fahrzeugen,
sondern auch bei den Sicherungseinrichtungen.

Wenn behauptet wird, die Taxen seien um so
niedriger, je grösser die Konkurrenz sei, dann ist
dieser Satz in dieser Form sicher auch nicht richtig.
Die Taxen können dann niedriger gehalten werden,
wenn die Eisenbahn gut ausgenützt ist. Je besser
sie ausgenützt ist, desto niedriger können die
Taxen sein. Wenn es wahr wäre, dass die niedrigen
Taxen nur als Folge einer scharfen Konkurrenz
möglich wären, müssten die Taxen heute sehr
hoch sein, dann hätten die Eisenbahnen, die Bun-
desbahnen und die ändern seit Ausbruch des
Krieges die Taxen erhöhen müssen, denn die Kon-
kurrenz ist tatsächlich so gut wie verschwunden.
Das Gegenteil ist aber eingetreten ; die Eisenbahnen
haben keine Taxerhöhungen durchgeführt. Alle
Massnahmen, die sie durchgeführt haben, waren
Tarifermässigungen, wenn sie auch praktisch nicht
sehr weit gehen konnten. Wahr ist, dass die Eisen-
bahnen der einzige Zweig unserer Wirtschaft sind,
der seine Leistungen seit Kriegsausbruch nicht ver-
teuert hat. Das war nur deshalb möglich, weil
sie seit Kriegsausbruch gut ausgenützt sind. Die
früheren Taxen konnten aufrechterhalten werden,
trotzdem keine Konkurrenz da war, ich gehe viel
weiter und sage: Weil die Konkurrenzierung fehlte,
weil eine genügende Ausnützung der Bahn erzielt
werden konnte, unterblieb die Erhöhung der
Tarife.

Es ist auf den Werttarif hingewiesen und mit
Recht erklärt worden, dass der Werttarif ausser-
ordentlich wichtig sei für unsere gesamte Wirtschaft.

.

Man hat überdies erklärt, der Werttarif liege auch im
Interesse der Eisenbahnen selbst. Diese Behaup-
tung ist nur sehr bedingt richtig, nämlich nur dann,
wenn der Eisenbahn nicht nur die schlechttari-
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fierten Güter bleiben, sondern wenn der notwendige
Ausgleich durch die besser tarifierten Güter möglich
ist. Nur in diesem Falle ist der Werttarif kein Nach-
teil für die Eisenbahnen.

Der Artikel, der.uns vorliegt, befasst sich auch
mit Luft- und Wassertransporten. Wir brauchen
uns indessen damit nicht intensiver zu beschäftigen.
Die klassischen Transportmittel bei den Verhält-
nissen unseres Landes sind, für heute und wahr-
scheinlich noch für eine sehr lange Zukunft, Eisen-
bahn und Auto. Zwischen ihnen muss eine Ver-
ständigung und vernünftige Zusammenarbeit her-
beigeführt werden, dann ist die Aufgabe gelöst,
die verkehrspolitisch unserer Generation gestellt
ist. Wenn später der Luftverkehr und der Wasser-
verkehr Dimensionen annehmen sollten, die man
heute nicht voraussehen kann und die auch nach
menschlichem Ermessen nicht zu erwarten sind, ,
dann werden sich die späteren Generationen damit
auseinandersetzen. Die ganze Diskussion von heute
Vormittag zeigte das auch sehr deutlich, und die
Aufgabe des Staates liegt darin, die Zusammen-
arbeit zwischen diesen beiden wichtigen Verkehrs-
mitteln zu fördern, und, wenn ihm das nicht ge-

' ' D

.lingt, wenigstens dafür zu sorgen, dass die Kon-
kurrenz sich unter gesetzlich gleichen Voraussetzun-
gen abwickeln kann.

Mit dem Verfassungsartikel soll der erste
Schritt getan werden, und es stellt sich die Frage,
ob der Weg geöffnet werden soll oder ob schon
im Verfassungsartikel Einschränkungen aufge-
nommen und bestimmte Lösungen zum voraus
ausgeschaltet werden sollen. Wir haben zwei
Texte vor uns, den Text der Mehrheit, der der Ge-
setzgebung freie Bahn geben will, der nach keiner
Seite ein Präjudiz schafft, weder zugunsten der
Bahnen noch zugunsten des Automobils. Der Herr
Kommissionsreferent hat mit sehr viel Recht
darauf hingewiesen, wie sonderbar es ist, wenn wir
die Gütertransportinitiative mit der Begründung
ablehnen, dass sie ein Privileg für die Bahnen vor-
sehe, und dann im Gegenvorschlag ein Privileg
für das Automobil aufnehmen. Wenn die mehr
automobilinteressierten Kreise erklären, dass sie
die Gütertransportinitiative nicht unterstützen
können aus Gründen, die man verstehen kann,
warum sollen die mehr eisenbahninteressierten
Kreise einer Fassung zustimmen können, die das
Gegenteil verlangt und die Privilegien für die andere
Seite vorsieht! Dieses Privileg fordert die Minder-
heit für den Personenverkehr ohne Entgelt.

Zuerst stellt sich die Frage, ob eine wirkliche
Verkehrsregelung möglich ist, wenn dieser Per-
sonenverkehr von der Regelung ausgenommen
wird. Ich habe diese Frage bereits in der Kom-
mission gestellt, die Antwort aber ist ausgeblieben.
Ich stelle die Frage hier noch einmal: Ist der
Bundesrat oder die Minderheit der Kommission
in der Lage, uns einen Weg zu zeigen, der sicher
zum Ziele führen kann unter Ausschluss einer
Einbeziehung des genannten Personenverkehrs ?
Wenn man diese Erklärung nicht abgeben kann,
dann ist es nicht zu verantworten, dass wir zum
voraus auf eine umfassende Verkehrsregelung ver-
zichten und die gesetzliche Regelung durch den
Verfassungstext in unzweckmässiger Weise ein-
schränken.

Man hat uns erklärt, die Einschränkung könne
zur Verständigung führen. Ich kann sie auch nur
so verstehen. Man hat diesen Absatz 2 aufge-
nommen in der Hoffnung, dass auf diesem Wege
eine Verständigung zwischen Eisenbahninteressen-
ten und Automobilinteressenten herbeigeführt wer-
den könne. Leider ist eingetreten, was zu erwarten
war. Die Verständigung kam nicht zustande.
Die erste Ausnahme hat im Gegenteil eine zweite
Ausnahme gerufen. Zuerst kamen die Verbände,
die mit einer gewissen Logik geltend machten, ja,
wenn schon. der Personenverkehr ohne Entgelt
nicht einbezogen wird, warum soll dann der Güter-
verkehr ohne Entgelt einbezogen werden? Wenn
dieser sogenannte Privatverkehr nicht einbezogen
werden soll auf Seite des Personenverkehrs, soll
man Gegenrecht halten beim Güterverkehr ? Die
Sache hat sich nun verdichtet in dem Antrag,
der uns von Herrn Lachenal und Mitunterzeichnern
unterbreitet wird, wodurch ein weiterer Schritt
auf dem Wege der Ausnahmen gemacht werden
soll. Der Antrag fordert aber Ausnahme des soge-
nannten Werkverkehrs. Es ist eben so: Gibt der
Bundesrat den kleinen Finger, so will man die
ganze Hand. Dass dann eine Regelung nicht mehr
möglich wäre, ist klar. Wir haben in der Schweiz
ungefähr 125 000 Motorfahrzeuge. Wenn Sie den
Anträgen der Minderheit und Lachenal zustimmen,
dann könnten in die neue Ordnung noch ganze
4000 Motorfahrzeuge einbezogen werden. Dass es
sich unter diesen Umständen nicht mehr der Mühe
lohnt, einen Verfassungsartikel zu schaffen, bedarf
keiner weiteren Erklärung.

o

Uebrigens hat man im Jahre 1935 erklärt, dass
für die 4000 Wagen im gewerbsmässigen Verkehr,
die noch erfasst werden könnten, der Postartikel
genüge. Gestützt darauf hat man das Verkehrs-
teilungsgesetz gemacht. So hat der Bundesrat
argumentiert. Das zeigt, dass dieser Weg nicht
beschritten werden kann. Wenn man die Anträge
der Minderheit und Lachenal annimmt, so kann der
Artikel von niemandem unterstützt werden, der
wirklich eine Verkehrsregelung herbeiführen will.

Dass es in Wirklichkeit keinen Verkehr ohne
Entgelt gibt, darauf hat der Herr Kommissionprä-
sident bereits sehr richtig hingewiesen. Jeder Ver-
kehr verursacht Kosten, und irgend jemand muss
sie tragen. Wenn der Verkehrsapparat im Verhält-
nis zum Verkehrsbedürfnis zu gross wird, dann
werden die Kosten grösser, als sie notwendigerweise
sein müssten und belasten unnötigerweise die Pro-
duktion und erschweren, wie ich bereits gesagt
habe, die Stellung der Schweiz im internationalen
Konkurrenzkampf. -

Nun gibt es Zeiten, wo alle auf die Eisenbahn
angewiesen sind. Wir leben gegenwärtig in einer
solchen Zeit. Das Prinzip der Solidarität, ein Prin-
zip, auf dem unser ganzes Staatswesen beruht,
muss uns veranlassen, alle heranzuziehen, um mit-
zutragen, dass die Eisenbahnen als Rückgrat der
Verkehrswirtschaft unter allen Umständen er-
halten und leistungsfähig erhalten werden können.
Auch der Automobilist will heute Eisenbahn
fahren, er, der in normalen Zeiten darauf verzichtet,
und zwar will er bequem, rasch und wenn möglich
billig fahren. Das kann nur erreicht werden,
wenn wir zu einer Regelung kommen, die der Eisen-
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bahn gestattet, in jeder Situation auch grossen
Anforderungen gerecht w,erden zu können.

Ist es angesichts dieser Lage richtig, wenn wir
zum voraus erklären, 75 000 Verkehrsinteressierte
unter keinen Umständen zu irgend einer Soli-
daritätsleistung heranzuziehen? Heute sind es
75 000, vielleicht werden es in einiger Zeit 150 000
sein. Wir müssen einen Verfassungsartikel schaf-
fen, der der künftigen Gesetzgebung die Türe
öffnet und ihr ermöglicht, Massnahmen zu ergreifen,
die der Eisenbahn erlauben, ein leistungsfähiges
Verkehrsmittel zu bleiben.

Herr Nationalrat Vallotton hat auf die Diffe-
renzen hingewiesen, die jetzt noch zwischen der
Mehrheit und der Minderheit bestehen. Der Herr
Kommissionsreferent hat den schönen Spruch ge-
tan: „Die vom Irrtum zur Wahrheit reisen, das
sind die Weisen." Leider ist die Reise noch nicht
ganz gemacht.

Es bestehen noch zwei Differenzen. Die eine
Differenz ist rein formeller Natur und bezieht
sich auf die Aufnahme der Worte „zum Nutzen
der Volkswirtschaft und der Landesverteidigung".
Die Kommissionsmehrheit war der Meinung, dass
das selbstverständlich ist. Deshalb glaubten wir,
dass man darauf verzichten könne. Ich persönlich
hätte gegen diese Ergänzung nichts einzuwenden,
wenn sie der Minderheit gefällt.

Anders verhält es sich mit der zweiten Diffe-
renz. Sie stellt.den Einbruch dar in die umfassende
Kompetenz, die nach Ansicht der Mehrheit ge-
schaffen werden, muss. Wenn Herr Vallotton von
Einschränkungen im Personenverkehr gesprochen
hat, so hat er feststellen können, und zwar bereits
in der Kommission, dass niemand daran denkt,
diesen privaten Personenverkehr einzuschränken.
Dagegen soll die Frage einer Art Risikoleistung für
die Sicherung der Bannen in kritischen Zeiten offen
bleiben.

Dass die persönliche Freiheit nicht auf dem
Spiele steht, darüber brauchen wir keine Worte
zu verlieren. Ich glaube, Herr Petrig hat hier
allzu schwarz gesehen. Richtig ist, dass eine ab-
solute Freiheit nirgends so unmöglich ist wie im
Verkehrswesen. Eine bestimmte Beschränkung
muss sich jeder gefallen lassen, der sich auf der
Eisenbahn oder auf der Strasse bewegt. Auch die
Eisenbahnen müssen sich in der Gesetzgebung
weitgehend Einschränkungen gefallen lassen, be-
sonders auch solche technischer Natur, im In-
teresse der Verkehrssicherheit, aber auch solche,
die sich aus volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten
ergeben. Eine absolute Freiheit gibt es also auf
keinem Gebiete, am wenigsten im Verkehrswesen.
Einer bestimmten Unterordnung unter die Bedürf-
nisse der Gesamtheit muss sich jeder unterziehen.

Dass die Eisenbahnen für den Fremdenverkehr
etwa nur eine bescheidene Rolle spielen, wird nie-
mand im Ernste behaupten wollen. Der Fremden-
verkehr bestand in der Schweiz schon, als die
Eisenbahnen noch allein die Möglichkeit hatten,
die Fremden in die Schweiz zu bringen. Man wird
die Dinge nicht so darstellen wollen, als ob wegen
dieses Abs. 2 der Fremdenverkehr in der Schweiz
gefährdet wäre.

Wahr ist, das anerkenne ich ohne weiteres,
dass es besser gewesen wäre, der Bundesrat hätte

auf diesen zweiten Absatz verzichtet. Es ist schwe-
rer, einen Fehler zu korrigieren, als ihn zu unter-
lassen. Die Streichung kann unter Umständen
zu irrtümlichen Auffassungen führen. Aber wenn
man den Fehler erkennt, dann hat man die Pflicht
zur Korrektur, auch wenn damit gewisse Schwierig-
keiten verbunden sind.

Es werden referendumspolitische Argumente
angeführt. Es wird gesagt, die Streichung des Ab-
satzes schaffe bei den Besitzern von Automobilen
Misstrauen. Sind Sie sicher, ob das Stehenlassen
des Absatzes auf der ändern Seite nicht auch
Misstrauen schafft und sind Sie sicher, dass auf
Seite der Automobilisten die grössere Zahl ist.
Man darf daran erinnern, dass die Initiative, die
Anlass zur Diskussion gibt, von rund 400 000 Bür-
gern unterzeichnet worden ist, trotzdem sie, wie
erklärt wird, den Eisenbahnen sehr günstig ist.
Sind nun diese 400 000 Bürger bereit, einem Ver-
fassungstext zuzustimmen, in dem nicht nur darauf
verzichtet wird, der Eisenbahn zu helfen, sondern
das Automobil privilegiert wird ? Es ist mindestens
ebensogut möglich, dass diese 400 000 Bürger,
die die Initiative unterzeichnet haben, einen solchen
Gegenvorschlag ablehnen.

Wenn eine Verständigung gestützt auf die Auf-
nahme des Abs. 2 wirklich zustande gekommen
wäre, dann hätte man die gefundene Lösung noch
verstehen können. Aber es zeigt sich, dass diese
Verständigung nicht möglich war, dass die Schwie-
rigkeiten dadurch nicht kleiner, sondern grösser
geworden sind. Der Artikel wird in der Volksab-
stimmung umstritten sein. Daher ist es notwendig,
ihn so zu gestalten, dass irgend] emand mit Ueber-
zeugung dafür eintreten kann. Von der Automobil-
seite her haben wir wenig Unterstützung zu erwar-
ten, leider, sei der Artikel so oder so gestaltet. Also
muss die Unterstützung von der ändern Seite her
kommen. Also schaffe man die Möglichkeit, dass man
sich mit gutem Gewissen, mit voller Ueberzeugung
und Kraft dafür einsetzen kann. Dieser Bedingung
entspricht der Vorschlag der Mehrheit der Kom-
mission.

Herr Kollege Vallotton hat schliesslich von der
gegenwärtigen Unsicherheit gesprochen und ange-
deutet, dass es verständlich wäre, wenn man an-
gesichts dieser Unsicherheit überhaupt darauf ver-
zichten würde, jetzt eine Bestimmung in die Ver-
fassung aufzunehmen. Diese Argumentation könnte
man verstehen, wenn wir ein Gesetz besprechen
würden und alle Einzelheiten festzulegen hätten.
Aber es handelt sich nur um einen Verfassungs-
artikel, der bloss eine allgemeine Kompetenz
vorsieht. Die Unsicherheit der Verhältnisse spricht
dagegen, Ausnahmen vorzusehen, weil wir bei der
heutigen Situation gar nicht sagen können, wie
später die Lösung konkret und im einzelnen sein
muss. Die Unsicherheit spricht aber für die um-
fassende Kompetenz, wie sie im Verfassungstext
der Mehrheit der Kommission vorgeschlagen wird.
Er ermöglicht, den Verhältnissen Rechnung zu
tragen, wie sie im Zeitpunkt des Erlasses des'Ge-
setzes bestehen werden. Ich bitte Sie daher, dem
Antrag der Mehrheit zuzustimmen.

M. Aeby: Si je monte à la tribune pour exprimer
mon avis sur l'initiative concernant la réglemen-
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tation du transport des marchandises, je tiens à faire
tout d'abord une double déclaration.

Il faudrait être complètement étranger à toute
préoccupation nationale pour s'opposer à un essai
de conciliation entre les moyens de transport tou-
jours plus variés qui se présentent à ceux qui en
ont besoin. Mais, précisément, si nous tenons à
obtenir cette conciliation, nous devons éviter tout
ce qui peut la compromettre. Or, je vois des obs-
tacles, soit dans le fait qu'on veut aujourd'hui
régler cette coordination à un moment aussi mal
choisi que possible, soit dans le mode proposé sur-
tout par-l'initiative du 5 mai 1938 et aussi dans les
divers projets en présence desquels nous nous trou-
vons.

Il n'est un secret pour personne — il ne de-
vrait l'être surtout pour des parlementaires — que
la coordination est recherchée particulièrement par

' les chemins de fer. Je n'ai aucune raison de té-
moigner à l'égard de ceux-ci, qu'il s'agisse des
chemins de fer fédéraux ou des chemins de fer
privés, une mauvaise humeur ou une opposition
quelconque. Au contraire, je tiens à féliciter et à
remercier chaudement le département, l'Office
fédéral des transports, les chemins de fer fédéraux
et les chemins de fer privés — dans toute la gamme
de ceux qui y coopèrent — de l'excellent, du splen-
dide travail qui a été fait surtout depuis le début
de la guerre. Mais, d'autre part, j'ose prétendre
que si les chemins de fer méritent tout notre in-
térêt et notre sollicitude, celle-ci ne saurait se
déployer de manière unilatérale. Elle doit être
dominée par la préoccupation de veiller à défendre
l'intérêt général.

Alors même que je serais convaincu de l'excel-
lence du projet de l'article constitutionnel 37quater
ou 20quater, le contact pris avec les milieux les
plus divers de la population me permet d'as-
surer qu'aucun moment n'est plus mal choisi que
celui-ci pour délibérer sur un tel projet et le sou-
mettre au vote du peuple.

Le 15 juillet 1937, le comité d'initiative écrivait
dans sa brochure: «Le moment est venu où le
peuple suisse doit faire savoir aux autorités qu'il
est d'accord d'adapter la Constitution aux exi-
gences nouvelles.» On aurait peut-être pu sous-
crire à cette proposition le 15 juillet 1937. Aujour-
d'hui, on ne le peut plus. Depuis cette époque, il
s'est produit un fait que l'on parait vouloir ignorer
dans cette discussion: la guerre! Or, la guerre a
apporté des perturbations tragiques dans le monde
des transports. Elle a. presque complètement sus-
pendu la circulation des automobiles. Elle a fait
surgir des problèmes nouveaux, qui n'ont pas en-
core trouvé leur solution, ce à quoi on ne saurait
prétendre aujourd'hui.

A cet égard, après M. le conseiller national
Vallotton, nous ne pouvons qu'applaudir à l'ad-
mirable discours que vous avez prononcé au Conseil
des Etats, Monsieur le conseiller fédéral. M. Vallot-
ton en a déjà donné quelques extraits mais je
voudrais y revenir, car il est symptomatique pour
notre état d'âme actuel.

«Nous vivons dans un temps tellement excep-
tionnel, tellement anormal qu'il est impossible de
tirer dès aujourd'hui des conclusions quant à ce
que pourra être l'application durable de la loi de
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demain en vertu de cette réforme constitutionnelle.
Pouvons-nous, en effet, savoir quel sera le déve-
loppement de tout le trafic dans le domaine des
transport vis-à-vis du problème de l'automobilisme ?
L'incertitude, est la seule certitude.»

Indépendamment de cette incertitude, le peuple
est las d'être consulté à tout propos, actuellement,
sur la mise au point de sa charte constitutionnelle
ou sur d'autres problèmes. Nous en avons eu
récemment encore des exemples. Il l'a prouvé par
des votes négatifs massifs dans les dernières consul-
tatio.ns, quelles que soient les raisons qui lui ont
été données sur l'urgence de certaines mesures.
Faut-il rappeler le sort fait à la proposition de
réglementation de l'instruction militaire prépa-
ratoire qui avait été jugée opportune par presque
tous les partis ? Faut-il citer l'éloquent chiffre
des «non» opposés aux initiatives tendant à la
nomination du Conseil fédéral par le peuple ou à
la réorganisation du Conseil national ? Peut-on
raisonnablement penser que la réponse du peuple à
l'initiative tendant à régler la coordination des
transports, ainsi qu'aux contre projets, serait diffé-
rente de celle qu'il a donnée en 1935, en rejetant
par une majorité de plus de 250.000 voix, le projet
de loi rail-route ?

Il est encore une autre raison qui ne me permet
pas de me déclarer d'accord, ni avec le projet de
l'article 37quater du comité d'initiative, ni avec
le projet de'l'article 23ter du Conseil fédéral, ni
même avec le projet de la majorité ou de la mi-
norité de notre commission.

M. le président de la commission nous a déclaré
qu'il faut donner maintenant à la Confédération
la compétence de régler le trafic. Il ne s'agirait,
pour le moment, que d'une question de compétence:
or, on peut voir percer dans le projet déjà les visées
de ceux qui veulent obtenir ou concéder ces com-
pétences. Dans tous ces projets, le transport non
rémunéré de marchandises par automobiles serait
soumis aux restrictions envisagées par le projet
d'article constitutionnel. Une telle astreinte est
en contradiction directe — on l'a souligné — avec• o

les besoins non seulement de notre économie mais,
surtout, de notre défense nationale. Supprimez,
soumettez à des restrictions le transport non ré-
munéré des marchandises et vous compromettrez
notre industrie de l'automobile et tous ceux qui en
vivent: garagistes, mécaniciens, artisans. Actuelle-
ment ces milieux souffrent cruellement et ils atten-
dent avec angoisse la reprise du trafic. Supprimez,
soumettez à des restrictions le transport non ré-
munéré des marchandises et vous compromettrez
le parc des autos-camions dont notre armée a un
urgent besoin. Et, par le fait même, vous four-
nissez à ceux qui, sous aucun prétexte, ne veulent
une loi de coordination, des cadres qui fixent
d'avance le sort de l'irïitiative constitutionnelle.

Que l'on ne se leurre pas en pensant que l'in-
dustrie seule est intéressée à la liberté du trafic
non rémunéré des marchandises. Déjà les cercles
de l'agriculture, des maraîchers, tous ceux qui
fréquentent les marchés, les artisans, les commer-
çants, se préoccupent des entravers qui sont portées
au transport, par leur propre voiture, des denrées
qu'ils produisent.

Le Conseil fédéral et le Conseil des Etats n'ont
10
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au moins pas voulu augmenter les rangs des oppo-
sants à la revision constitutionnelle. La commission
du Conseil national n'a pas les mêmes préoccu-
pations. Elle supprime même la réserve que les
lois de coordination ne toucheront pas le transport
non rémunéré des personnes. Ce sera — il faudrait
d'impardonnables illusions pour ne pas s'en con-
vaincre — les mêmes masses qui se dresseront le
jour de la votation populaire contre le projet qui
sortirait de nos délibérations. Et que l'on ne pense
point que le peuple pourrait croire, lui, que si le
Conseil fédéral et si le Conseil des Etats ont déli-
bérément fait une exception en faveur du trafic
non rémunéré des personnes, on ait pu, sans au-
cune espèce d'arrière-pensée, supprimer l'alinéa qui
prévoyait cette liberté de circuler avec sa propre
voiture.

La Confédération est actuellement au bénéfice
de l'arrêté de 1938 réglant le statut des transports
automobiles. Ce statut ne fut mis en vigueur qu'en
1940. Il doit permettre, jusqu'en 1945, des expé-
riences qui fixeront pouvoir exécutif et pouvoirs
législatifs sur les besoins nouveaux de la guerre et
de l'après-guerre. La Confédération a donc, pour
le moment et jusqu'en 1945, l'instrument que l'on
voudrait lui donner aujourd'hui. De cet instrument,
nous n'avons aucune espèce de doute à cet égard,
la Confédération pourra user encore pendant une
nouvelle période puisq'ue ce ne sera point le pre-
mier des arrêtés fédéraux qui aura vu sa durée pro-
longée une, deux fois ou même davantage. Nous
ne nous trouvons pas en présence d'une dispo-
sition dont nous soyons les seuls maîtres, mais
nous avons affaire à une réalité et il s'agira de savoir
si le peuple nous suivra lorsque nous lui demanderons
de souscrire à cette initiative constitutionnelle.
C'est là ma préoccupation, car, ainsi que je l'ai dit
au début, j'estime qu'une coopération du rail,
de la route et des autres moyens de transport est
une nécessité. Que ceux dès lors qui veulent assurer
cette réelle collaboration des moyens de transport
se persuadent que présenter aujourd'hui le projet
est le plus sûr chemin d'un échec, que ceux qui
veulent cette collaboration se persuadent au moins
que faire une réserve nouvelle en faveur du trans-
port non rémunéré des personnes ou en faveur du
transport non rémunéré des choses est directement
contraire au but qu'ils se proposent et, qu'avec
eux, je me propose également. Je ne m'oppose pas
à l'entrée en matière mais je me réserve toute li-
berté de voter contre le projet si celui-ci ne four-
nit pas les garanties que je viens de demander.

Vonmoos: Ich könnte Ihnen in dieser Sache
auch längere Ausführungen machen. Um aber
Wiederholungen zu vermeiden, möchte ich mich
auf einige wenige Bemerkungen beschränken.

Schon die Ausführungen meines hochverehrten
Freundes Prof. Aeby veranlassen mich zu einer
kurzen Entgegnung. Ich kann leider mit Herrn
Prof. Aeby nicht einig gehen^ obwohl seine Aus-
führungen immer sehr interessant sind. Wenn ich
ihn richtig verstanden habe, ist er nicht gegen eine
richtiggehende Ordnung des Verkehrswesens, aber
er möchte den Erlass einer solchen Verfassungs-
bestimmung hinausschieben. Da finde ich nun,
dass er damit nicht das Richtige trifft. Ich habe

die Meinung, dass wir die Regelung dieser wichtigen
Angelegenheit schon viel zu weit hinausgeschoben
haben. Wir hätten schon früher eine Lösung treffen
sollen. Nach meiner Ansicht ist nun der letzte
Moment gekommen, den wir nicht mehr verpassen
dürfen, um die verfassungsmässige Grundlage für
eine Ordnung des Verkehrswesens zu schaffen.
Das ist wirklich die letzte Gelegenheit. Wir müssen
darum jetzt unbedingt handeln.

Ich bin für Eintreten auf die Beratung der Vor-
lage, und zwar im Sinne des Antrages der Kom-
missionsmehrheit, welche nur einen reinen Kom-
petenzartikel schaffen will, ohne Ausnahmebestim-
mungen vorzusehen. Das ist das einzig Richtige.
In die Verfassung hinein gehören nicht Ausnahme-
bestimmungen. Diese kann man dann eventuell
ins Gesetz aufnehmen. Es gibt noch andere Aus-
nahmen, an die man jetzt vielleicht nicht denkt,
die man auch berücksichtigen muss. Wenn wir uns
auf eine Ausnahme festlegen, sind wir nachher
gebunden. Das wird der Sache nicht dienen. Ich
bin mit der Kommission der Ansicht, dass der
Abs. 2 gestrichen werden muss. Ich will die Gründe
nicht weiter anführen, da sie schon von verschie-
denen Seiten genannt worden sind. Aber wir müs-
sen einen Kompetenzartikel schaffen, welcher dem
Bund das Recht und die Pflicht gibt, das schwei-
zerische Verkehrswesen im Interesse der Volks-
wirtschaft und der Landesverteidigung zu regeln.
Nun hat die Kommissionsmehrheit diese Formu-
lierung in ihren Antrag nicht aufgenommen, dass
das im Interesse der Volkswirtschaft und der
Landesverteidigung geschehen soll. Wahrscheinlich
wurde das, wie Herr Bratschi vorhin ausgeführt
hat, weggelassen in der Meinung, dass es selbst-
verständlich sei. Man könnte hier soweit zustimmen,
aber weil der bundesrätliche Vorschlag diese Be-
stimmung enthielt, der ständerätliche ebenfalls,
und auch der Vorschlag der Kommissionsminder-
heit, möchte ich doch zur Beruhigung aller wün-
schen, dass dieser Zwischensatz auch in die Fassung
nach Antrag der Kommissionsmehrheit hinein-
kommt. Ich möchte Ihnen deshalb beantragen,
dass man diesen Zwischensatz noch aufnehme. Ich
glaube, dass dies dem Ganzen dient und stelle
Ihnen einen bezüglichen Zusatzantrag.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)
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#ST# Vormittagssitzung vom 10. Juni 1942.
Séance du 10 juin 1942, matin.

Vorsitz — Présidence: M. Rasselet.

4185. Güterbeförderung mit Motorfahr-
zeugen. Begutachtung des Volksbegehrens.

Transport automobile de marchandises.
Préavis sur l'initiative.

Fortsetzung. •—• Suite.
Siehe Seite 57 hiervor. — Voir page 57 ci-devant.

Anliker: Gestatten Sie mir einige kurze Be-
merkungen. Ich setze voraus, dass Eintreten un-
bestritten ist und auch ohne weiteres beschlossen
wird. Es bleibt uns somit die Hauptfrage: Sollen
wir der Kommissionsmehrheit oder aber dem Vor-
schlag des Ständerates bzw. demjenigen unserer Kom-
missionsminderheit zustimmen ? Die Kommissions-
minderheit pflichtet dem Ständerat bei, hat jedoch
den Artikel redaktionell verbessert. Die Mehrheit
der Kommission glaubt, dass es richtiger sei, den
Artikel 23 ter als reinen Kompetenzartikel in der
Verfassung zu verankern. Die Gründe, die dafür
und dagegen sprechen, haben wir gestern zur Ge-
nüge vernommen. Wir haben ja die interessante
Situation, dass beide Extreme sich gefunden ha-* ö

ben. Ausschliessliche Verfechter der Bahninteres-
sen, aber auch ausschliessliche Verfechter automo-
bilistischer Interessen sind gleicher Meinung, näm-
lich, dass Art. 23 ter nicht mehr als eine Kompe-
tenzerteilung darstellen dürfe. Alles weitere soll
der Gesetzgebung vorbehalten bleiben. Freilich
geht diese Einigkeit und Uebereinstimmung nur
bis dahin. Was dann in der Gesetzgebung weiter
zu geschehen ,hat, darüber schweigt man vorder-
hand, lässt aber durchblicken, dass die Meinungen
begreiflicherweise dann sehr weit auseinandergehen
werden. Die eine Gruppe der Befürworter des An-
trages der Kommissionsmehrheit hofft, den ganzen
Verkehr, auch den unentgeltlichen Personenverkehr,
in die neue Ordnung einbeziehen zu können. Man
spekuliert dabei auf die Tatsache, dass es.bedeutend
mehr Fussgänger und Velofahrer gibt als Auto-
mobilisten oder Motorradfahrer. Ein anderer Kreis,
der ebenfalls den Antrag der Mehrheit der Kom-
mission befürwortet, erhofft das Gegenteil, nämlich-
dass nicht nur der unentgeltliche Personenverkehr,
sondern auch der gesamte Werkverkehr frei aus-
gehen möchte und in die gesetzliche Ordnung
nicht einbezogen werden solle.

Wenn wir deshalb der Kommissionsmehrheit
zustimmen würden — ich zweifle nicht daran, dass
die Mehrheit des Rates so beschliessen wird — so
sind die* strittigen Fragen ja keineswegs gelöst,
nicht einmal gründlich diskutiert und der eigent-
liche Grosskampf wird bloss verschoben, nämlich
bis zur Beratung des Gesetzes. Ob das richtig ist
oder nicht, bleibe dahingestellt. Sicher mag es
gute Gründe für beide Auffassungen geben. Immer-

hin scheint mir, sollten wir nicht allzusehr den
rechtlichen Standpunkt in den Vordergrund rücken.
Herr Vallotton hat gestern sehr richtig gesagt,
dass es gar nichts Absonderliches wäre, in einen
Verfassungsartikel auch Ausnahmebestimmungen
einzuflechten. Mit sogenannten rechtlichen Er-
wägungen, wie wir sie gestern gehört haben, kann
man ja schliesslich alles verurteilen, aber auch
alles befürworten.

Vom einfachen, praktischen Standpunkt aus
fragt es sich nämlich, ob dem Volksempfinden nicht
besser gedient wäre, wenn wir im neuen Verfas-
sungsartikel auch gleich sagen, was eigentlich ge-
plant ist. Allzuoft hat das Volk schon über Dinge
abgestimmt, die eine blosse Kompetenzerteilung
darstellten, und nachher, als die Sache in Form
eines Gesetzes praktische Gestalt annahm, sah
vieles ganz anders aus, als man vorher gesagt und
geglaubt hatte. Verständlich ist es ja; denn die
blosse Kompetenzerteilung lässt da allen möglichen
Absichten und Hintergedanken durchaus freien
Raum.

Wenn wir nun die beiden Texte vergleichen, so
kann festgestellt werden, dass der Ständerat, der
sonst gewiss nicht als draufgängerisch bekannt ist,
bedeutend weiter geht als unsere Kommissions-
mehrheit. Er spricht nicht nur von „Sicherung
der Zusammenarbeit", er wilLJiauptsächlich, dass
diese Zusammenarbeit den Wettbewerb zwischen
den verschiedenen Verkehrsmitteln regelt, nicht
als Selbstzweck, sondern zum „Nutzen der Volks-
wirtschaft und der Landesverteidigung". Das sei
ja selbstverständlich und müsse nicht extra betont
werden, wurde gestern erklärt. Ich weiss nicht,
ob das so selbstverständlich ist. Es gibt bereits
andere Gebiete, die sich seit Jahren einer eidgenös-
sischen Ordnung erfreuen, bei denen man gelegent-
lich den Eindruck bekommt, es handle sich mehr
um eine grosszügige Sicherung der privatwirtschaft-
lichen Rendite als um den Dienst an der Volks-
wirtschaft und am Lande. Gerade auf Grund dieser
Erfahrungen scheint es mir gar nicht überflüssig,
recht deutlich im Verfassungsartikel selber zu sa-
gen, was denn schlussendlich das Ziel dieser neuen
Ordnung sein soll. Wenn man bedenkt, wie wider-
strebend und entgegengesetzt die Interessen ein-
zelner Wirtschaftszweige gegenüber dem Gesamten
oder gar gegenüber der Landesverteidigung ge-
legentlich sind, so ist es mehr als angebracht, klar
und deutlich im Verfassungsartikel zu sagen, was
man bezweckt. Oberstes Ziel der Koordinierung

•aller Verkehrsmittel in der neuen Gütertransport-
ordnung soll und muss doch sein, dem ganzen
Lande, seiner Wirtschaft und seiner Verteidigung
zu nützen und zu dienen. Das darf recht deutlich
in der Verfassung gesagt werden. Aus diesen Grün-
den ziehen wir die ständerätliche Fassung, d. h.
verbessert durch den Antrag der Kommissions-
minderheit, derjenigen der Kommissionsmehrheit
vor.

Der Hauptstreitpunkt bei dem ganzen Artikel
betrifft ja im Grunde genommen ganz etwas an-
deres. Es geht um die Kernfrage: Soll der Werk-
verkehr in die Verkehrsordnung einbezogen werden
oder nicht ? Die Befürchtungen, die man dagegen
hegt, sind gestern hier im Rate, aber seit langem
auch in der Presse recht deutlich zum Ausdruck
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gebracht worden. Man hat behauptet, mit Rück-
sicht auf die Belange der Armee und der Heeres-
motorisierung dürfe dies nicht geschehen. Ich
glaube, eine solche Begründung wäre denn doch
zu billig. Das Gegenteil trifft nämlich zu. Es
empfiehlt sich, nicht nur im Interesse einer wirklich
grosszügigen Verkehrsordnung, sondern gerade aus
militärischen Gründen, den Werkverkehr in diese
Neuordnung einzubeziehen. Weshalb, wird man
fragen? Der Armee kommt es nicht nur auf eine
möglichst grosse Zahl der im Lande verkehrenden
und im Kriegsfalle requirierbaren Motorfahrzeuge
an, sondern ebensosehr auf die Art und Beschaffen-
heit dieser Fahrzeuge. Viel nützlicher als tausend
x-beliebiger Vehikel sind einer Truppe 600 Fahr-
zeuge einheitlicher Bauart und Konstruktion, die
punkto Leistung, Beschaffenheit," aber auch hin-
sichtlich der Möglichkeit der Ersatzteilbeschaffung,
den besondern Anforderungen der Armee ent-

o

sprechen. Wer sich ein wenig in der Sache aus-
kennt, wird zugeben müssen, dass gerade auf diesem
Gebiete heute noch ein furchtbares Durcheinander
herrscht. Es fehlt weniger an der Zahl der im Lande
vorhandenen Motorfahrzeuge, als an der Qualität,
der Beschaffenheit in bezug auf die Erfordernisse
der Armee für den Kriegsfall. Ziel muss deshalb
sein: Hebung der Qualität nach Massgabe der Be-
dürfnisse der Armee. Es gibt da eine ganze Reihe
von Möglichkeiten, auf die wir früher schon hinge-
wiesen haben. Ich denke z. B. an die Möglichkeit,
die dann der Gesetzgebung vorbehalten sein soll,
diejenigen Fahrzeuge, die hinsichtlich Konstruk-
tion und Leistung den von der Armee aufzustellen-
den Normen entsprechen, in irgendeiner Weise zu
entlasten, sei es von Zöllen oder Steuern, mit dem
Zweck, die Fabrikation, den Handel sowie die
Käuferschaft auf jene Fahrzeugtypen hinzulenken,
die in der Armee erwünscht sind. Schon allein
diese Möglichkeit beweist, dass die Einbeziehung
des Werkverkehrs in die neue Verkehrsordnung
keineswegs den Interessen der Landesverteidigung
zuwiderläuft, im Gegenteil, gerade aus militärischen
Erwägungen gewünscht werden muss.

Es ist Zeit, dass endlich die verfassungsmässige
und die gesetzliche Grundlage geschaffen wird,
um ein verhängnisvolles Durcheinander durch eine
planmässige und sinnvolle Ordnung abzulösen.
Anders wäre es natürlich, wenn jemand beabsich-
tigte, den Werkverkehr zu unterbinden, aber das
will ja niemand. Es geht nur darum, einen_ Mittel-
weg zu finden, bei dem weder die Armee, noch die
Wirtschaft, aber auch nicht das Gewerbe zu kurz,
kommt.

Noch ein Wort über letzteres. Gerade das Auto-
transportgewerbe dürfen wir nicht übersehen. Wir
haben nicht nur ein grosses staatspolitisches In-
teresse an der Erhaltung eines gesunden, lebens-
fähigen Mittelstandes, sondern wir müssen uns
auch bewusst sein, dass es gerade die Autofuhr-
halter sind, die über einen sehr wichtigen Fahrzeug-
park verfügen, und zwar für Güter- wie für Per-
sonentransporte, auf den die Armee weitgehend
angewiesen ist. Es ginge niemals an, das berufs-
mässige Autotransportgewerbe durch eine neue
Verkehrsordnung derart einzuengen, dass es nicht
mehr lebensfähig ist, und dann auf der ändern
Seite via Werkverkehr allen erdenklichen Möglich-

keiten Tür und Tor zu öffnen und denselben über-
haupt in keine den Gesamtinteressen und besonders
denen der Armee dienende Bahnen zu lenken. Ich
verweise in diesem Zusammenhang bloss auf die
unserem Rate vorgelegte Eingabe des Autotrans-
port- und Taxigewerbeverbandes. Es ist verständ-
lich, dass das Autotransportgewerbe starke Be-
fürchtungen hegt, dass es allein von der neuen
Verkehrsordnung betroffen werden könnte. Man
stelle sich vor, welcher Entwicklung Vorschub ge-
leistet würde, wenn z. B. die Tarife der gewerks-
mässigen Autotransportmittel zum Schütze der
Bahnen an die Eisenbahntarife angenähert würden
und dabei der Werkverkehr frei ausginge ! Eine ge-
waltige Zunahme des Werkverkehrs wäre die Folge.
Es bestünde da eine glänzende Ausweichs- und
Umgehungsmöglichkeit, von der sicher gehörig
Gebrauch gemacht würde. Dadurch würde nicht
nur die ganze Verkehrsordnung illusorisch und
beinahe wirkungslos; man .ruinierte damit auch
noch einen wichtigen Gewerbezweig, auf dessen
Erhaltung ganz besonders die Armee grösstes Ge-
wicht legen muss.

Aus diesen Gründen begrüssen wir auch Ziff. 2
des Antrages der Kommissionsminderheit, in der
Meinung, dass es gar nicht schade, schon in der
Verfassung den Weg, der begangen werden soll,
etwas näher abzustecken. Gleichzeitig bitten wir
den Chef des Post- und Eisenbahndepartementes,
Herrn Bundesrat Celio, dem Rat eine Erklärung
darüber abzugeben, wie er sich die Stellung des
Autogewerbes unter der neuen Ordnung vorstellt.
Das Gewerbe ist beunruhigt, und es würde viel
zur Verwirklichung der neuen Verkehrsordnung
beitragen, wenn der Bundesrat erklären könnte,
dass dann in seinem Gesetzesentwurf auf die Er-
haltung eines lebensfähigen Autogewerbes im In-
teresse der Armee Rücksicht genommen werde.

M. Lachenal: La proposition que j'ai déposée
excepte le transport privé non professionnel des
personnes ou des marchandises. Il s'agit du trans-
port non rétribué et du transport des marchandises
qui appartiennent aux transporteurs, à l'exclu-
sion du transport professionnel, c'est-à-dire du
camionnage professionnel. C'est ce qu'en allemand
on appelle le «reiner Werkverkehr». Il va sans
dire — et je tiens à le souligner dès le début —
que je suis entièrement d'accord sur le principe
d'une réglementation. Il est certain qu'il est
devenu nécessaire de combattre un certain désordre
économique, une concurrence effrénée et ruineuse
qui s'est manifestée entre les camionneurs d'une
part, les chemins der fer de l'autre. Il est utile
d'adapter autant que faire se pourra la circulation
par auto-camions aux nécessités du trafic, aux
possibilités des chemins de fer fédéraux. Cela
s'est fait il n'y a pas longtemps par l'organisation
de la SESA qui a été intelligemment conçue,
pratiquement résolue et qui donne satisfaction
à tout le monde, comme chacun a salué il'y a quel-
ques années, par exemple, la motorisation des véhi-
cules postaux. Les cars postaux sont devenus
populaires et cependant ils ont provoqué instan-
tanément et automatiquement la mort de ce qui
pouvait rester des postes à chevaux.
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Mais nous ne nous dissimulons pas que l'ini-
tiative poursuit un tout autre but, à peine déguisé.
Ce but c'est proprement un accaparement, un
monopole ou en tout cas 'une possibilité de bru-
talité économique au profit de qui ? Au profit

• du chemin de fer qui, nous dit-on, est le seul
propre à exécuter toutes les nécessités du trafic,
par quoi on entend que le trafic public doit avoir
la prépondérance naturelle. Quant au solde, on
veut bien consentir à donner les miettes de la table,
si j'ose dire, aux camionneurs professionnels.

Je prétends que la question est mal posée, sur
un mauvais terrain et qu'il est dangereux de légi-
férer en constituant en quelque sorte deux blocs
hermétiques et par conséquent ennemis. La guerre
a commencé il y a quelques années non pas entre
les automobilistes et les camionneurs privés et les
chemins de fer, mais entre les camionneurs pro-
fessionnels et les chemins de fer. Ce sont eux qui
se sont disputé le marché, c'est la concurrence des
camionneurs professionnels qui a causé le désordre
et provoqué les premières plaintes du chemin de
fer. Aujourd'hui, comme par hasard, nous voyons
ces deux anciens ennemis tirant à la même corde
et unis dans la satisfaction et dans l'espoir de main-
tenir les positions acquises. Car il n'est un secret
pour personne que les camionneurs professionnels
sont d'accord sur un projet de monopole, parce
qu'ils savent que de ce monopole ils retireront
quelque chose. Il y a là une cristallisation des
positions obtenues que nous ne pouvons pas ad-
mettr"e, pas davantage selon la thèse des camion-
neurs que selon la thèse des chemins de fer. Tel
serait le premier bloc très puissant.

D'autre part, en face, nous avons toute l'im-
mense masse des industriels, des commerçants,
des paysans, des particuliers, en un mot de toute
la population. Je prétends qu'il est extrêmement
dangereux de méconnaître les plus élémentaires
lois économiques; il est dangereux de songer à
rétablir des privilèges. Dans son esprit actuel,
l'initiative elle-même, comme d'ailleurs les divers
contreprojets que l'on tend à lui opposer pour en
arrondir les angles, tout cela est franchement
inacceptable. Je m'excuse de le dire aussi sèche-
ment; je suis profondément convaincu que lorsque
le peuple aura à statuer sur ces projets, il les re-
fusera tous. Je l'espère d'ailleurs et vous pouvez
être sûrs qu'une très forte minorité s'emploiera à
les faire rejeter, à moins que, intelligemment, par
souci d'égalité et aussi par prudence, l'on ne consente
à les améliorer beaucoup.

Il est trop tard pour discuter sur l'opportunité
de ces projets, sur l'entrée en matière. Je ne veux
pas m'y attarder. J'ai l'opinion très nette qu'il
n'était pas indispensable de régler aujourd'hui
le principe de toute la question. Les orateurs
nous ont tous dit que personne ne pouvait connaître
l'avenir du rail et de l'auto, et notamment M. Gra-
ber l'a exprimé hier avec beaucoup d'éloquence;
c'est naturel. Nous avons quand même l'impression
que nous vivons dans une époque un peu spéciale,
que son développement nous échappe, que personne
n'est maître de l'avenir, que de même qu'après
1918 le rôle de l'automobile a fait un bond inattendu,
par rapport à la situation de 1910—1913, de même,
personne au monde ne peut savoir quelles con-

jonctures seront demain celles du chemin de fer en
général, de l'auto-camion, l'automobile, la petite
auto populaire, la grosse auto de luxe; nous n'en
savons rien. Songez combien ont marché les
événements depuis 1920! Et quand j'entendais
hier à cette tribune mon vénéré et toujours jeune
collègue M. Walther, je me reportais à nos luttes
homériques d'il y a quelque vingt ans lorsque nous
discutions devant une assemblée franchement
hostile la loi sur les automobiles. Que de flots
d'encre et de paroles n'ont-ils pas coulé, maintenant
combien évanouis, à propos de la vitesse que l'on
voulait limiter à 40 km. à l'heure ou de la régle-
mentation des cycles dont on ne voulait pas entendre
parler, ou encore de l'éclairage des autres véhicules.
La partie était dure. Nos thèses étaient considérées
comme folles et audacieuses. Aujourd'hui, qui
songe à discuter de pareils truismes ? Quel est le
citoyen qui n'a pas reconnu que la loi sur les auto-
mobiles est une chose naturelle, indispensable ?
Eh bien, demain vous trouverez en beaucoup plus
gigantesque les mêmes mutations, les mêmes
transformations, les mêmes impossibilités trans-
formées en possibilités toutes simples.

Mais non, au contraire, c'est valeur 1942, en
pleine évolution mondiale, en pleine incertitude
que l'on veut à la fois tout discuter et tout fixer
d'avance. C'est votre droit, de même que c'est
le droit des initiants. Mais alors écoutez notre voix
qui vous demande de réserver l'avenir, car c'est
pour réserver l'avenir que je fais ma proposition.
J'admets volontiers que le contre-projet du Conseil
des Etats comporte un sérieux progrès par rapport
à l'initiative originale qui, elle, est frappée au coin
de la sincérité et de la brutalité. Il s'est trouvé
quelque 300.000 personnes qui ont voulu préciser
un but déterminé: c'est de conférer un privilège,
un monopole aux chemins de fer par rapport aux
autos. Ils l'ont dit et c'est leur droit. Il était donc
tout naturel — car il est visible que cette initiative
telle qu'elle est n'avait pas l'ombre de chance de
succès — il était naturel que le Conseil des Etats
et le Conseil national cherchent sincèrement, en
toute conscience, à améliorer ce texte et à en faire
quelque chose de présentable et qui ait des chances
de succès. C'est ainsi que le Conseil des Etats
à évoqué justement la notion des intérêts généraux
de l'économie, des intérêts militaires. Je ne veux
pas vous parler ici du parc des automobiles mili-
taires. Il va sans dire que plus vous bridez les
propriétaires de camions, moins ils pourront mettre
de camions, le cas échéant, à la disposition de l'armée.
Enfin le Conseil des Etats ne mentionne plus ex-
pressément ni les chemins de fer m leur monopole
éventuel, et surtout par un geste que je considère
comme extrêmement utile et intelligent il a précisé
une exception formelle en faveur des transports
privés des personnes. Je suis donc entièrement
d'accord sur ce texte, mais je le trouve encore
insuffisant.

Votre commission s'est placée un peu sur un
autre terrain. Elle a discuté le principe d'une
exception, qu'elle n'a pas écarté complètement,
mais la minorité en a repris l'expression. Quant au
fond, la commission ne veut pas s'écarter du
«reiner Kompetenzartikel». Elle désire créer une
situation complètement intacte: la compétence
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générale est donnée à la Confédération, et on verra
plus tard ce que l'on en fera. En résumé, la com-
mission du Conseil national — et je l'en félicite —
exclut tout monopole mais elle est muette sur la
question du transport des personnes.

Je voterai quant à moi le texte de la minorité,
car je soutiens qu'il n'y a pas opposition entre la
minorité et moi, je me borne à étendre son idée,
et j'espère que la minorité votera également mon
texte. Je ne suis pas aussi pessimiste que mon
excellent ami M. Vallotton qui, à l'avance, ad-
mettait que ma proposition fût considérée comme
inacceptable. Je ne rends jamais les armes; je dis
ce que j'ai à dire; il est possible que je sois battu
mais je ne serai battu que quand vous m'aurez
battu, et je ne serai pas tout à fait isolé dans mon
vote.

M. Graber a parlé hier, non sans raison, de la
lettre et de l'esprit. Il a bien fait. Je suis certain
que, dans la lettre, le texte de la commission du
Conseil national est plein de bonnes intentions.
Je suis non moins persuadé qu'aucun membre de
la commission ne songe à rétablir ce monopole
ni ne veut brider personne. Mais quant à l'esprit
et à l'application future, je suis très sceptique. Ils
échappent complètement à la commission et à ce
Conseil national parce que ce n'est pas lui qui aura
à délibérer, mais ses lointains successeurs. Donc,
quant à l'avenir qui nous est réservé, permettez-
moi de me méfier du plus profond de mon cœur
et de rester dans un doute extraordinairement
prudent. Tout d'abord, si nous voulons parler de
«reiner Kompetenzartikel», voulez-vous me dire à
quoi sert alors ce contre-projet à l'initiative? Com-
pétence pour la navigation dans l'air ou sur l'eau,
ou par les chemins de fer? Mais notre Constitution
n'est pas si mal faite, elle n'est pas si dépassée.
L'article 37ter donne à la Confédération la com-
pétence pour la navigation aérienne, l'article 24ter
lui donne la compétence en matière de navigation
fluviale et l'article 26 en matière de chemins de fer.
Par conséquent, la compétence, la Confédération
l'a déjà.

Si l'on éprouve un besoin si urgent, si subit,
de fixer cette notion de coordination, c'est que l'on
veut que cette coordination soit dirigée dans un
sens offensif. Ce n'est pas uniquement pour coor-
donner, ce n'est pas non plus uniquement pour
donner à la Confédération la compétence sur les
transports routiers, car elle l'a déjà plus ou moins,
que l'on veut légiférer. On veut légiférer pour
pouvoir donner un avantage à une certaine forme
du trafic aux dépens d'une autre. Je ne dis pas
que ce soit là l'intention du Conseil fédéral, mais
c'est certainement l'intention des initiants, et je
ne leur oppose aucun soupçon mal fondé, puis-
qu'ils l'ont dit. Ils ont écrit que leur but dans la
coordination -était proprement un monopole pour
les chemins de fer. Nous pouvons donc reprendre
cet argument. Eh bien, ces centaines de milliers
de personnes qui savent ce qu'elles veulent et qui
le disent avec précision, entendent obtenir ce mono-
pole des chemins de fer fédéraux. Vous pouvez vous
attendre — et je peux faire le prophète à bon
marché — que leur pression, leur passion, leurs
efforts vont redoubler une fois que la Constitution
aura fixé le principe de coordination. Elles s'em-

ploieront, du haut en bas, depuis les instances des '
C.F.F., dont c'est naturellement le rôle, jusqu'aux
polémistes un peu dangereux pour vous, Monsieur
le conseiller fédéral Celio et qui dévoilent d'ores
et déjà leurs batteries, tout cela va s'allier pour
donner à la législation l'empreinte redoutable que
nous voulons écarter.

En un mot, le terrain n'est pas neutre. Le pro-
blème est déjà entaché de parti pris. Si librement,
spontanément, le Conseil fédéral était venu un
jour demander la compétence constitutionnelle en
matière de coordination, en indiquant que la si-
tuation restait intacte, et qu'on légiférerait en
toute indépendance le moment venu, peut-être
aurais-je pu me rallier Mais il n'a rien fait de sem-
blable. Il suit le mouvement. En face de l'initia-
tive, le Conseil fédéral, le Conseil des Etats et le
Conseil national ont bien été forcés de trouver une
sorte de remède à une menace par trop brutale.

Qu'on ne dise donc plus qu'on est neutre.
Disons que nous sommes déjà l'objet d'une pres-
sion, que l'on nous pousse dans le dos dans un sens
soigneusement médité. On nous donne comme
fiche de consolation, et c'est ainsi que M. le conseiller
fédéral Celio explique son argumentation, qu'il n'y
a rien à craindre, que la loi réglera sagement tout
cela: «donc, tout à fait inutile de prévoir ici des
exceptions; non, laissez aux législateurs, laissez à
la loi — et vous aurez d'ailleurs le droit de lancer
un referendum — le soin de donner satisfaction et
justice à tout le monde».

Si au moins on nous donnait l'ombre du* com-
mencement d'un renseignement à propos de cette
loi, de son squelette, de son corps, de son principe,
de son préambule, de sa conclusion, je pourrais
encore comprendre. Nous aurions du moins une
promesse. Mais, pas du tout! Le Conseil fédéral
nous dit en somme qu'il ne sait pas ce que sera
la loi. Vous-même, Monsieur le conseiller fédéral
Celio, vous avouez honnêtement que vous ne le
savez pas ! Et nous autres, Messieurs, bien en-
tendu, nous en sommes encore' moins instruits.

Dans ses déclarations au Conseil des Etats,
M. le conseiller fédéral Celio a fait preuve d'un
optimisme extrêmement élégant peut-être volon-
tairement un peu nonchalant, un peu statique:
«Dans cette question, l'incertitude est la seule
certitude». Voilà l'aveu. Tout cela est très joli,
mais il reste surtout l'incertitude de la corde à
laquelle nous serons pendus, et cela ne nous plaît
pas du tout.

Vous avez reconnu aussi qu'il se passerait des
années, peut-être des décennies avant que l'on
puisse songer à mettre cette loi sur pied. Mais
d'ici vingt ans que se passera-t il ? Autrement dit,
il n'y a rien d'arrêté, rien de précis, c'est pourquoi
très sagement vous avez ajouté: «II faut attendre,
et voir quel sera le développement du trafic et
de l'auto.» Je suis d'accord, attendons. Mais alors
on aurait dû être logique, attendre complètement
et ne pas parler de cette affaire maintenant. Ce-
pendant puisqu'on en parle, puisqu'on nous force
à en parler, donnez-nous au moins des garanties!

Et s'il est vrai que vous ne voulez pas nous
brimer, si cela est sincère dans votre esprit, alors
dites-le nous, donnez-nous un minimum de conso-
lation, un minimum de confiance. Vous ne savez
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pas ce que sera la loi, ni comment, ni qui elle va
frapper. Nous avons, nous, à cet égard, un .avan-
tage sur vous : nous savons du moins ce que nous
ne voulons pas qu'elle soit, nous savons quels sont
ceux qu'elle ne doit pas frapper. C'est extrêmement
simple; tel est aussi, messieurs, le sens de nos
propositions.

Je vous demande de dire d'avance que deux
catégories ne seront pas touchées par la loi: d'une
part, les transports privés de personnes, d'autre
part, les transports privés, non professionnels, gra-'
tuits, de marchandises appartenant au transpor-
teur lui-même.

Et puis il y a quelque chose que vous semblez
oublier, et que je me plais à rappeler dans cette
salle: c'est qu'il existe une énorme différence entre
une loi fédérale et un article constitutionnel. Cette
différence réside dans la condition de la double
majorité des Etats et du peuple. S'il s'agit d'un
article constitutionnel, les cantons, comme tels,
sont appelés à voter; s'agit-il d'une loi, les cantons,
au contraire, sont ignorés. J'ai salué avec plaisir
un très intéressant article paru à ce propos dans les
«Basler Nachrichten» et intitulé «Conditio sine
qua non»; il faut que cette question soit résolue
par les cantons, les cantons doivent garder leur
mot à dire.

Personnellement, j'ai horreur d'évoquer à cette
tribune, - comme un spectre, les questions qui
peuvent, volontairement ou involontairement, dres-
ser une partie de la Suisse contre l'autre partie;
je déteste le rappel même du «fossé», de ce fameux
fossé ou des antagonismes entre Welsches et Suisses
alémaniques Mais il. n'est un secret pour personne
que l'initiative de la «Litra» n'émane pas, en tout
cas pas, de la Suisse romande. Et il suffit de lire
les signatures des membres de la minorité de la
commission pour voir que ceux-ci se recrutent pour
la plupart parmi les Romands. Eh oui, les Ro-
mands sont tout particulièrement jaloux que les
prérogatives des cantons, en matière de vote
constitutionnel, soient respectées.

Voilà pourquoi je ne suis pas d'accord de re-
-porter au mystère de la loi, à l'incertitude de la loi
les questions fondamentales que j'évoque et que
je défends ici.

Ces exceptions ne sont pas des chicanes, ce
sont des exceptions de principe basées véritablement
sur l'idée de la liberté individuelle pure, sur l'exis-
tence d'intérêts privés et même personnels, sur
l'initiative de l'individu. Je place le problème en
deçà des restrictions ou des licences que l'on peut
prendre avec les corps de métier. J'admets dans
certains cas une entorse à la liberté du commerce

^et de l'industrie au bénéfice, ou au préjudice, de
toute une catégorie; cela, c'est un signe des temps.
Je comprends fort bien que vis-à-vis ou au profit
des camionneurs professionels on prenne quelque
liberté avec la Constitution. Mais ici, il ne s'agit
plus de trafic par profession: l'action privée, le
transport par le magasin, par le blanchisseur, par
le marchand de vins de ses propres produits, pour
ses propres clients, à l'exclusion de tout trafic ré-
munéré pour autrui, bien plus le transport privé,
amical, fortuit, occasionnel, par l'automobiliste
privé de ses amis et connaissances, du piéton même
qu'il ramasse sur la route, cela est tout autre chose,

il n'y a pas de domaine plus personnel et je vous
dis très sincèrement: N'y touchez pas! N'y touchez
pas, dans votre propre intérêt, car alors, vous courez
le danger que ce qu'il peut y avoir de bon dans
votre projet, c'est-à-dire l'ordre apporté, le coup
de balai donné au désordre, la cessation de ces
faillites qui pleuvent comme grêle, tout cela sera
refusé par le peuple, et sons cet angle ce serait
dommage.

Nous dirons au peuple certaines conséquences —
poussées à l'absurde, je le veux bien — de ce prin-
cipe que vous allez admettre. Dans des brochures
qui ont été publiées, dans des discours qui ont été
prononcés, on nous a expliqué ce qui arriverait:
On n'interdira peut-être pas, mais on adoptera le
système de la concession; on donnera au particulier
moyennant le paiement annuel d'un super-impôt —
50 francs, 200 francs, 300 francs par an qui vien-
dront s'ajouter aux autres impôts —• le droit de
faire ainsi modestement sa petite concurrence aux
chemins de fer. Ainsi, moyennant une taxe spé-
ciale, un automobiliste pourra transporter une
personne ou bien un paquet sans s'exposer à une
amende fédérale.

Mais alors, jusqu'où irons-nous? Si un jour,
désirant monter à la Petite Scheidegg, mon cher
von Allmen, je ne veux pas prendre le funiculaire —
car je suis alpiniste et il me plaît d'aller à pied —
on me dira: «Ah! non, payez deux francs: vous
ôtez un client au chemin de fer!» De même, on
pourrait infliger une petite amende annuelle de
vingt sous aux cyclistes qui empruntent la route
pour se rendre à Worb ou à Ostermundigen, car
eux aussi enlèvent des clients aux chemins de fer
fédéraux.

Et que diriez-vous si les coiffeurs demandaient
que l'on frappe d'une taxe l'achat d'un rasoir
mécanique... ? Car enfin, en vous rasant vous-
mêmes, c'est cinquante centimes que vous faites
perdre chaque fois à cette corporation! C'est aussi
une concurrence inadmissible, vous portez atteinte
au privilège des coiffeurs...

Tout ceci évidemment est poussé à l'absurde,
mais montre très clairement quelles peuvent être
les conséquences logiques d'un principe extrême-
ment dangereux, comme celui que vous voulez
aujourd'hui introduire dans notre économie pu-
blique. Et lorsqu'un principe peut conduire à des
absurdités pareilles, je ne crois pas qu'il reste
totalement à l'abri des critiques.

Si ces absurdités doivent pratiquement rester
dans le domaine de la fantaisie, alors, monsieur
le conseiller fédéral, pourquoi nous refuser la
satisfaction de nous le dire ? Pourquoi ne pas
vouloir déclarer à l'avance, dans l'article consti-
tutionnel, que jamais on ne pourra aller aussi loin.

Tout cela, je le répète, est la conséquence du
fait que la question a été évidemment mal posée.
Les bases du projet peuvent, je le reconnais, s'ils
sont sainement mis en œuvre, aboutir à une po-
litique saine et rationnelle. Cela, sans doute, c'est
une possibilité, mais il y a une autre possibilité:
c'est que ces mêmes principes peuvent aboutir
à un étranglement, à un étranglement mortel.
C'est contre cette petite possibilité-là que nous
désirons contracter une assurance.
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Trop de voix puissantes — vous avez dit hier
que toutes n'étaient pas officielles, je le veux bien,
mais celles qui le sont, si elles n'ont pas été aussi
loin dans leurs polémiques ont quand même dit
des choses qui laissent rêveurs — trop de voix
puissantes, dis-je, dans les cercles officieles, ont
déjà proclamé, et trop souvent, que l'unique
salut de l'économie était dans le chemin de fer,
dans le seul trafic public. Ces voix n'ont pas dit
expressément que l'autre trafic devait être jugulé,
mais c'est sans doute leur conviction profonde, cela
ressort de ce que j'oserai appeler leur déformation
professionnelle : elles estiment sincèrement que
l'ennemi du trafic public est et demeure le trafic
privé.

Ceux-là ne se contenteront certainement pas
d'une réglementation du camionnage; ils deman-
deront — on nous en a d'ailleurs avertis également
— la réglementation du trafic privé. Eh bien,
dans toute cette affaire, le reproche que je leur
adresse ainsi qu'à la Litra, c'est de ne voir que
l'intérêt du chemin de fer, l'intérêt du trafic
public. Où donc, dans cette affaire, est l'intérêt
des transports eux-mêmes!

Car enfin, il faudrait s'entendre et la question
est faussée parce qu'on ne veut l'envisager que
sous l'angle de la situation des chemins de "fer,
laquelle est mauvaise. Mais on ne parle jamais
de la situation du trafic, actuel et futur, auquel
il faudra bien, une fois pour toutes, que les trans-
porteurs s'adaptent: ce n'est pas au trafic à se
plier aux chemins de fer, c'est aux chemins de fer
à se plier au trafic au fur et à mesure que celui-ci
évolue et se transforme. Vous ne pouvez pas
restreindre toute la philosophie, la physionomie
des transports aux besoins des chemins de fer,
les événements vous dépasseront, vous aurez beau
prendre des mesures contre les camions, vous
n'empêcherez pas que l'automobilisme demeure
le moyen de transport souple et moderne; per-
sonne ne peut plus l'ignorer et c'est en vain
que vous voudriez le supprimer. Cela se venge-
rait de soi-même, en dépit de toutes vos lois
et de tous vos articles constitutionnels, tout
ce que vous feriez dans ce sens serait absolu-
ment artificiel et en pure perte. Oseriez-vous
vous borner à arrêter l'horloge pour masquer le
«Eheu fugit irreparabile tempus»? C'est la po-
litique de l'autruche, c'est une politique dange-
reuse parce qu'elle n'est pas sage. Vous ne pouvez
pas reconstruire, contre vents et marées, un mono-
pole qui n'a plus la même plénitude, les mêmes
raisons d'être que celles dont il a joui pendant tout
le cours du XIXe siècle, qui fut le siècle où le
chemin de fer était roi. Maintenant nous sommes
au XXe siècle et, malheureusement pour beaucoup
de personnes, la royauté du chemin de fer a di-
minué. Sans doute, il a gardé son utilité, il est
resté même indispensable, mais il n'est plus seul
au monde. Reportez-vous au commencement du
siècle dernier: la primauté alors appartenait à la
route, le chemin de fer est venu, il l'a bousculée,
il l'a temporairement tuée. Cependant, a-t-on
songé une seconde à empêcher le développement
des chemins de fer vers 1840 pour protéger les
routiers? Mais non. Est-ce qu'on s'est opposé
au tunnel du Gothard ou du Simplon pour em-

pêcher la ruine de ceux qui avaient l'habitude
depuis des générations et des siècles de parcourir
les cols avec leur berline et leurs chevaux ? On
n'aurait pas osé cette absurdité. Eh bien; c'est
au fond ce que vous voulez faire aujourd'hui.
Vous êtes débordés par un développement qui vous
dépasse et vous voulez le freiner artificiellement.
Vous avez tort. Le chemin de fer a encore des
possibilités. Il a encore l'armature solide. Il peut
encore rendre des services que rien d'autre au
monde ne peut remplacer. On ne peut même ima- .
giner la mort, ou un caractère secondaire du chemin
de fer. Mais il faut qu'ils se montre patient, et
j'ai un peu l'impression qu'il est comme le lion royal
qui se secoue pour se débarrasser des moustiques
et des mouches qui piquent et harcèlent sa majesté!

Voilà, je crois, quel est l'esprit qui règne chez
les chemins de fer. Je veux vous dire un secret,
mais j'espère qu'il ne sortira pas de cette salle.
J'ai une opinion un peu particulière en matière
de déficits de chemins de fer. Je ne suis pas sûr
qu'une tendance déficitaire soit mauvaise pour
les chemins de fer et particulièrement pour les
C.F.F. Ça leur apprend l'esprit d'économie, l'esprit
de progrès. Nous sommes infiniment plus satisfaits
de la conduite des C.F.F. depuis qu'ils ne sont plus
débordants de santé. Quantité de réformes ont
été apportées parce que les C.F.F. ont été obligés
de les apporter: réformes administratives, souci
de l'économie, trains légers — il y a longtemps
qu'on les demandait, ils ont été réalisés dans une
période de déficit parce qu'il fallait ne pas perdre
la clientèle — billets de vacances, etc. Je ne suis
pas du tout sûr que les chemins de fer fédéraux,
s'ils avaient roulé sur l'or en même temps que sur
le rail, nous auraient apporté ces progrès. Gardez-
vous de trop tuer le spectre du déficit planant
sur les C.F.F., et les affaires n'en iront que mieux!
Je serais bien étonné si M. le chef du département
me donnait entièrement tort, dans le secret de son
âme! Je connais les griefs, je ne veux pas les
commenter longuement. Les chemins de fer se
plaignent d'un lourd handicap; ils sont malheu-
reux parce qu'ils sont, disent-ils, encerclés dans
le quadruple corset de fer de la Betriebspflicht,
Transportpflicht, Tarifpflicht et Fahrplanpflicht.
c'est-à-dire de l'obligation d'exploiter toutes les
lignes, de transporter n'importe qui et n'importe
quoi selon des horaires et à un tarif qui leur sont
imposés. C'est vrai, mais est-ce que dans ces
quatre chapitres redoutables, il n'y a vraiment
pas matière à assainissement? L'autre jour, au
Conseil des Etats, M. Iten disait que l'on doit
pouvoir assainir les C.F.F. sans s'attaquer aux
autres. C'est vrai. La loi vous donne le pouvoir
de modifier les horaires, les tarifs, de supprimer
les lignes inutiles. Combien souvent, ici, M. Pilet-
Golaz ne nous a-t-il pas dit, dans des discours
intelligents, qu'il y a beaucoup de lignes inutiles?
Or il semble -qu'on n'en a pas suffisamment sup-
primé. Elaguez les lignes inutiles, vous aurez moins
de déficits. On pourrait le faire, mais on préfère,
c'est plus commode, supprimer tout simplement
la concurrence qui est gênante.

Je connais aussi la plainte contre l'automobile
qui, dit-on, n'a pas payé les routes, tandis que le
chemin de fer a payé ses rails. Il y a là un glisse-
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ment psychologique très intéressant, car on nous
répète toujours que le chemin de fer a payé ses
voies alors qu'il n'a rien payé du tout. Qui a payé ?
Ce sont les compagnies privées, il y a cent ans,
avec l'argent du public. Depuis lors, ce n'est pas
avec leur argent que les G.F.F. ont payé ce qu'ils
ont payé, mais avec celui des obligataires, des
citoyens. C'est «Monsieur tout le monde» qui a
payé installations et dépenses des C.F.F. Le chemin
de fer se confond, lui qui est débiteur, avec le
créancier. C'est une situation juridique assez
nouvelle.

Ne croyez pas d'ailleurs que les automobilistes
sont francs de charges. M. Vallotton y a fait une
allusion hier et je voudrais la compléter. Savez-
vous ce que, dans une année normale comme 1934,
les automobilistes payaient par an en moyenne à
la collectivité? Voici quelques chiffres: 28 millions
d'impôt dans les cantons, 20 millions de droits
de douane sur les autos et 57 millions de droits de
douane sur la benzine, soit au total 105 millions
par an. Or, avec 105 millions par an on peut ad-
mettre qu'on apporte une certaine contribution
à la route. Vous nous disiez au Conseil des Etats
que rien que l'assainissement des chemins de fer
privés allait nécessiter un geste de 125 à 150
millions de la part de la Confédération. Je constate
qu'en une seule année les automobilistes apportent,
eux, à la collectivité à peu près la somme dont vous
avez besoin pour * terminer l'assainissement des
chemins de fer privés. Ne dites donc pas qu'ils
ne font rien, que les automobilistes sont des objets
inutiles, une végétation de luxe, une branche gour-
mande. Ce sont, au contraire, des instruments de
la prospérité. Les automobilistes sont des gens
qu'on n'a pas le droit de tuer.

J'ai terminé et j'en arrive à ma conclusion qui
est bien simple; elle dit: vivre et laisser vivre,
coordonner rationnellement le trafic professionnel,
limiter la concurrence de ceux qui, contre rétri-
bution, transportent des marchandises et des per-
sonnes et -empiètent directement sur le terrain
du chemin de fer; là, nous' sommes d'accord. Par
contre nous insistons pour que la loi soit obligée,
par un article constitutionnel, de laisser absolument
libre à l'avenir celui qui, pour ses propres besoins,
transporte ses propres marchandises ou occa-
sionnellement et gratuitement des personnes. Toute
solution contraire serait du malthusianisme, ce
qui est un triste héritage des excès des corporations
de métiers d'autrefois. Vous connaissez le sort
de ces corporations balayées à la fin du XVIIIe

siècle. Donc, usez de sagesse, et ne risquez pas,
avec un errement analogue, de faire balayer par le
peuple aussi bien l'initiative que le contre projet
que la majorité de la commission vous présente
aujourd'hui.

Grimm: Es ist ausserordentlich bedauerlich,
dass die Eintretensdebatte beherrscht wird von
dem Thema „Schiene und Strasse" oder deut-
licher gesagt, von der Spannung, die zwischen den
Trägern des Eisenbahnverkehrs und den Trägern
des motorisierten Strassenverkehrs besteht. Dieser
Streit überschattet eigentlich das Problem, um
das es sich handelt. Das Problem, das nun durch
den Verfassungsartikel gelöst werden soll, liegt ja
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viel tiefer und auf einer ganz ändern Ebene als die,
welche Herr Lachenal soeben so temperamentvoll
darzulegen versuchte. Wenn diese Spannung zwi-
schen Bahn und Automobil heute unvermindert
weiter besteht, so kann man daraus vielleicht
einiges lernen, wenn man den Ursachen nachgeht.
Auf der einen Seite tragen sicher die Bahnen
durch ihr Verhalten Schuld daran, dass diese
Spannung noch heute anhält. Die Bahnen glaubten,
eine Monopolstellung zu haben; sie glaubten,
eine Konkurrenzierung durch andere Traktions-
mittel würde auf die Dauer nicht möglich sein.
Sie waren nach dem letzten Krieg-bis in die Zwan-
zigerjahre eigentlich recht rückständig in der Ab-
wicklung des Güterverkehrs und des Personen-
verkehrs. Sie glaubten, durch bestimmte Mass-
nahmen die Konkurrenz des Automobils ausschal-
ten zu können. Aber diese Massnahmen waren
falsch und erzielten nicht das, was notwendig ge-
wesen wäre. Die Bahnen hätten von sich aus eine
gewisse Koordinierung mit dem Automobilvenkehr
anstreben müssen, und manches wäre anders ge-
kommen, als es sich dann nachträglich tatsächlich
ereignete. Aber auch bei den Automobilisten ist
es zweifellos so, dass eine wilde, ungezügelte Kon-
kurrenz einsetzte, dass eine Garage nach der ändern
aus dem Boden herausschoss, dass Kapitalien en-
gagiert wurden, die als Fehlleitung bezeichnet
werden müssen, wobei die Mentalität, von der wir
jetzt soeben im Votum Lachenal gehört haben,
eine Rolle spielte, jene Mentalität, als ob der Auto-
mobilismus keinerlei Einschränkungen zu unter-
werfen sei und autonom seine wirtschaftlichen
Interessen wahrnehmen könnte.

Das Ergebnis dieser Auseinandersetzung ist
nun eine ruinöse Konkurrenz, die sowohl den
Bahnen als dem Automobilismus schadet: nach
beiden Seiten Nachteile, die bei einer vernünftigen
Koordination des Verkehrs zum grossen Teil hätten
vermieden werden können.

Ich würde es auch als unrichtig betrachten,
wenn etwa in Auseinandersetzungen über die
Initiative und den Gegenvorschlag die Meinung ob-
walten sollte, bei den Bahnen sei, weil der Automo-
bilverkehr darniederliegt, der Moment günstig,
besondere Ziele durchzusetzen. Ich glaube, diese
Einstellung wäre falsch. Auch hier handelt es sich
um ein viel tieferes und ernsteres Problem, als nur
um dasjenige, dass man jetzt eine gegebene Situ-
ation ausnützt, um bestimmte Begehren zu reali-
sieren, die man früher nicht realisieren konnte, da
die Verhältnisse anders lagen.

Worum geht es in Wirklichkeit ? Nach meiner
Ueberzeugung geht es um die Anpassung der
schweizerischen Verkehrspolitik an die technischen
Fortschritte nach dem Kriege. Der Kriegswirt-
schaft wird die Friedenswirtschaft folgen. Die
Friedenswirtschaft wird gewaltige Erfahrungen
nützen können, die sich aus der Kriegswirtschaft
ergeben. Umstellungen werden resultieren, der
technische Fortschritt wird insbesondere auf dem
Gebiet der Erstellung von Transportmitteln eine
viel grössere Rolle spielen als nach dem Kriege
1914/18. Da wird es sich darum handeln, dass auch
die Schweiz diese kommenden Dinge sieht und sie
rechtzeitig ins Auge fasst. Wir können uns selbst-
verständlich kein genaues Bild machen über das,

11
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was nach dem Kriege im einzelnen kommen wird.
Es handelt sich nur darum — und das ist gerade
das Entscheidende — gewisse Tendenzen zu er-
kennen, zu sehen, in welcher Richtung Technik
und Wirtschaft sich nach dem Kriege entwickeln
werden, um so rechtzeitig die Grundlagen für eine

7 ö O

gesetzgeberische Stellungnahme zu diesen Neue-
rungen zu treffen, damit man nachher eingreifen
kann und die Dinge zu meistern in der Lage ist.

Wenn man sich so überlegt, was nach dem
Kriege auf dem Gebiete des Verkehrswesens vor-
aussichtlich mit Bestimmtheit zu erwarten sein
dürfte, dann vielleicht folgendes:

Bei den Bahnen wird nach dem Kriege zweifellos
eine Verdichtung der Zugsfolge eintreten. Der
Schnelltriebwagenverkehr wird sich erweitern. In
technischer Beziehung — hier sind wir stolz auf
unsere schweizerische Industrie — wird die Gas-
turbine gewisse Umwälzungen zur Folge haben.
Es werden die Bahnen im technischen Sinn mo-
dernisiert und den neuesten technischen Fort-
schritten angepasst. Es ist keine Rede davon, als
ob nach dem Kriege bei der technischen Entwick-
lung des Eisenbahnverkehrs irgendein Stillstand
eintreten würde. Im Gegenteil, man wird auch hier
mit entscheidenden Fortschritten zu rechnen haben.

Beim Automobil ist heute schon vorauszu-
sehen, dass nach der Erschöpfung der Weltroh-
stoffvorräte durch den Krieg der Automobilverkehr
eine gewisse Wandlung erleben wird. Deutschland
hat schon seit langem seinen kleinen Volkswagen
durchkonstruiert. Er wurde nur nicht ausgeführt,
weil die Betriebe für die Kriegswirtschaft tätig
sein mussten. Aus Amerika haben wir gehört, dass
wegen des Pneumangels bereits jetzt Konstruk-
tionen im Wurfe sind, die dem Kleinwagen nahe-
kommen, wobei ein bedeutend geringerer Material-
und Pneuverschleiss bestehen wird. Wir werden
auch dem Gesellschaftswagenverkehr in der Nach-
kriegszeit grössere Aufmerksamkeit zu schenken
haben.

Es ist gar kein Zweifel, dass auch dieser Krieg
eine wesentliche Steigerung des Reisebedürfnisses
herbeiführen wird. Auch dieser Krieg wird dazu
führen, dass der Reiseverkehr von Land zu Land
und in den einzelnen Ländern selber sich intensi-
viert und dass demzufolge der Reiseverkehr eben-
falls wiederum zum Teil durch das Automobil be-
wältigt werden muss. Wir werden eine Rationali-
sierung der motorisierten Strassentransporte erleben,
Das ergibt sich aus der ganzen Vorkriegsentwick-
lung, ferner als Notwendigkeit aus den wirtschaftr
liehen Folgen, die der gegenwärtige Krieg- über
Europa und über die Welt bringt.

Aber es handelt sich nicht nur um das Problem
„Schiene und Strasse". Man hat mit Recht schon
in der ständerätlichen Fassung des Verfassungs-
artikels und auch in den Anträgen der Nationalrats-
kommission (Minderheit und Mehrheit) vom Trans-
port zu Wasser und in der Luft gesprochen. Nach
dem letzten Kriege hätte man vielleicht annehmen
können, der Luftverkehr würde nicht eine allzu
grosse Bedeutung erlangen. Heute, wo das Luft-
fahrzeug entscheidend in die kriegerischen Aus-
einandersetzungen eingreift, wissen wir, dass nach
dem Kriege der Luftfahrverkehr eine gewaltige
Ausdehnung nehmen wird. Ganz ähnlich dürfte

es sein mit dem Wasserstrassenverkehr. Auch hier
gibt es keinen Stillstand. Wir kennen die Projekte
der Schiffbarmachung von derAdria zum Langensee;
wir kennen die Projekte vom Hochrhein; wir kennen
die Bemühungen der Schiffbarmachung der Rhone
von Lyon bis nach Genf. Wir kennen auch das
Phantasiegebilde von einem Canal transhelvétique,
der nach meiner Meinung nicht realisierbar sein
wird.

So entstehen auch hier neue Aufgaben, die nicht,
wie Herr Lachenal meint, kantonal gelöst werden
können, sondern die nach einheitlichen nationalen
und schweizerischen Gesichtspunkten zu lösen
sind, wobei eine Koordination aller dieser Verkehrs-
mittel erforderlich ist, wenn wir in der schwierigen
Nachkriegszeit unsere Existenz als Schweiz be-
halten wollen. Wir behalten diese Existenz nur,
wenn wir in der Lage sind, unsere nationale Arbeit
so zu organisieren, dass mit einem Minimum an
Aufwand ein Maximuni an Erfolg entsteht. So
liegen die Dinge und darum muss man sie in ihrem
Zusammenhang darstellen.

Es gibt vielleicht hier noch ein anderes, nicht
minder wichtiges Teilproblem. Wir können als
Schweiz nicht eine selbständige nationale Verkehrs-
politik treiben. Wir sind, genau wie im Waren-
verkehr und in der Warenbewirtschaftung, ange-
wiesen auf das, was international auf dem Gebiete
des Verkehrswesens gilt. Unser.e Fremdenindustrie
hungert ja geradezu nach ausländischen Gästen;
unsere Wirtschaft hungert darnach, Rohstoffe
hereinzubringen und Fertigwaren ins Ausland zu
schicken. Da ist es ganz selbstverständlich, dass
auch auf dem Gebiete des Verkehrs das, was im
Ausland nach dem Kriege sich ereignen wird, für
die Gestaltung der schweizerischen Verkehrspolitik
selber nicht gleichgültig ist.

Ich sehe zwei grosse Aufgaben, die die Schweiz
in der Nachkriegszeit in weiter Perspektive zu er-
füllen hat. Das ist einmal der Ausbau der schwei-
zerischen Wasserkräfte, wobei die Schweiz sich
einschalten muss in die allgemeine europäische
Stromversorgung. Da ist das Gebiet der Verkehrs-
politik, wo die Schweiz wiederum versuchen muss,
kraft ihrer geographischen Situierung Verbindungen
herzustellen, die von ungeheurem Wert für die
nationale Wirtschaft sein können, die aber auch
Fehlleitungen zur Folge haben können, wenn man
derartige Probleme mehr unter dem engen Ge-
sichtspunkt „Schiene und Strasse", unter^dem
Gesichtspunkt „Eisenbahn oder Automobil" be-
handelt. Wir werden nach dem Krieg eine nationale
Verkehrspolitik brauchen. Eine nationale Ver-
kehrspolitik heisst eine nationale Verkehrslenkung,
und es kann keine Rede davon sein, wenn die
Schweiz auf dem Gebiete des Verkehrswesens ihre
Aufgabe erfüllen will, dass der eine Teil diese
Politik und der andere Teil jene Politik führt. Es
kann keine Rede davon sein, dass hier ein Kanton
so wurstelt und der andere Kanton so, sondern hier
muss eine Zusammenfassung der Interessen Platz
greifen, sonst wird die Schweiz ihre Aufgaben
auf diesem Gebiete nicht erfüllen.

Aber es gibt noch einen ändern Gesichtspunkt,
der in der Debatte zu wenig berücksichtigt worden
ist. Das sind die Investitionen, sei es bei den Bahnen,
sei es beim Automobil. Wie stehen die Dinge hier ?
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In den Bahnen (Bundesbahnen und Privatbahnen
eingeschlossen) sind heute vielleicht etwa 3,5 bis
3,8 Milliarden Franken immobilisiert. Ich weiss
nicht, wieviel Kapital im Automobilgewerbe in-
vestiert ist, aber die Beträge gehen ebenfalls in
die Millionen. Nun hat die Bundesversammlung
das Gesetz vom April 1939 über die Hilfeleistung
an die Privatbahnen und Dampfschiffahrtsunter-
nehmungen beschlossen. Das ist ein neuer Aufwand
des Bundes von 125 Millionen Franken. Der Bund
soll neue Steuergelder bereitstellen für die Sanie-
rung der Bundesbahnen. Diese Sanierung ist not-
wendig und dringlich. Damit nicht genug, es werden
neue Mittel verlangt durch das Arbeitsbeschaffungs-
programm. Wenn ich die Zahlen richtig im Kopfe
habe, haben die Bundesbahnen ein Zukunftspro-
gramm für die Arbeitsbeschaffung von über 750
Millionen Franken in Aussicht, die Privatbahnen
ein solches von etwa 450 Millionen Franken.
Dazu kommen etwa 200 Millionen Franken für
die Anlage von Flugplätzen. Ferner kommen dazu
die gewaltigen Aufwendungen (Hunderte und
Hunderte von Millionen) für die Herstellung rich-
tiger Verkeh*sstrassen.

Es soll niemand behaupten, man könne die
Dinge so gehen lassen, wie Herr Lachenal gesagt
hat, dass es sich nur um das Verhältnis von Schiene
und Strasse drehen würde. So sehr ich an Herrn
Lachenal immer Freude gehabt habe und ihn
immer als grosszügigen Menschen auffässte, in
dieser Frage bin ich etwas enttäuscht. Ich will den
Gründen gar nicht nachgehen, warum diese Ent-
täuschung entstanden ist. Aber auf alle Fälle
handelt es sich hier um Interessen von überragender
Bedeutung, die nicht erledigt werden können nur
mit der kleinlichen Auseinandersetzung zwischen
Schiene und Strasse und zwischen Wettbewerb
von Bahnen und Automobilen, sondern hier handelt
es sich um lebenswichtige Fragen der Wirtschafts-
und Verkehrspolitik der Zukunft. Von dieser Per-
spektive aus muss das ganze Problem behandelt
und angepackt werden. Also auch hier ist unter
den verschiedensten Gesichtspunkten eine zentrale
Beeinflussung der künftigen Verkehrspolitik not-
wendig. Es bedarf der Ordnung, der Einordnung,
der Koordination. Wir werden darum nicht herum
kommen, wenn wir unsere Aufgaben richtig er-
füllen wollen.

Aber es handelt sich nicht nur darum,, die
Mittel, von denen ich soeben gesprochen habe,
rationell zu verwenden. Es geht schliesslich auch
darum, dass wir gesetzgeberisch die Vorschriften
über den Strassenbau, über das Schiffahrtswesen,
über den Luftfahrverkehr, über alle diese Dinge
von neuen Gesichtspunkten aus ordnen. Wir
dürfen dabei auch nicht übersehen — und das zeigt
ja, wie weit diese Entwicklung gehen kann — dass
mit Schiene und Strasse, Wasser und Luft eigent-
lich die Verkehrsmittel noch gar nicht erschöpft
sind. Wer sich etwas in der Welt umsieht, wird
nicht erstaunt sein, wenn in 10 oder 15 Jahren die
Transporte unserer flüssigen Treibstoffe weder per
Bahn noch per Schiff noch per Motor-Zisternen-
wagen erfolgen. . Es werden Pipe-lines errichtet
werden, Versorgungssysteme auf ganz neuer Grund-
lage. Es wird auch bei den Getreidetransporten
zu diesen Pipe-lines kommen. Sie werden eine ganz

andere Rolle spielen als heute. Stellt man das fest,
kommt man immer wieder zum Schluss, dass wir
heute nicht einen Verfassungsartikel schaffen dür-
fen, der uns in Einzelheiten bindet, die wir heute
unmöglich voraussehen können. Eben darum muss
der Verfassungsartikel ein Rahmenartikel sein
und sich be.gnügen mit ein paar klaren, eindeutigen
Grundsätzen, um dann, so geschaffen, die Grund-
lage für spätere gesetzgeberische Massnahmen zu
bilden. Es handelt sich jetzt meines Erachtens
nicht darum, ob dieser Verfassungsartikel jetzt not-
wendig ist oder nicht. Darüber gibt es nach meiner
Meinung keinen Zweifel. Herr Vonmoos hat gestern
richtig erklärt, es ist nicht zu früh, es ist eher zu
spät, dass wir zu diesem Verfassungsartikel kommen.

Wichtig ist die Frage, wie der Verfassungs-
artikel ausgebaut werden soll. Das ist meines Er-
achtens das Entscheidende. Dass der Initiativ-
vorschlag nicht in Frage kommt, darüber braucht
man sich nicht mehr zu unterhalten. Dass ein
Gegenvorschlag notwendig und zweckmässig ist,
ist wahrscheinlich auch unbestritten. Aber wie der
Gegenvorschlag aussehen soll, darüber gehen die
Meinungen auseinander. Mir scheint, das Wesent-
liche auch vom Standpunkt des Automobils zu
sein — da ich in meiner amtlichen Stellung im
Kanton sowohl das Eisenbahn-, das Schiffahrts-
und das Automobilwesen zu betreuen habe, er-
laube ich mir ein Urteil —, dass keine Monopol-
stellung geschaffen wird. Das ist im Vorschlag
der Kommissionsmehrheit vorhanden. Aber not-
wendig wird sein, dass man nicht von verfassungs-
wegen die Möglichkeit verbaut, auch einmal über
das hinausgehen zu können, was Herr Lachenal
zugestehen will. Wir wissen nicht, wie die Dinge
gehen. Wenn der Kleinwagenverkehr für Personen-
transporte kommt, können ganz neue Verhältnisse
entstehen. Dann rennen wir an die Mauern, die
Sie jetzt selber aufrichten mit dem Minderheits-
vorschlag, wenn er angenommen werden sollte.
Ich glaube, die Lösung, die jetzt die Kommissions-
mehrheit vorschlägt, ist die richtige. Sie ist sauber
und ehrlich, verbaut nichts und gibt die Möglich-
keit, den kommenden Dingen Rechnung zu tragen.
Dann bin ich der Meinung, auch wenn der Touring-
Club oder Herr Lachenal vorhin den Drohfinger
erheben: „Wenn Ihr nicht macht, was wir wollen,
wird die Vorlage in der Volksabstimmung ver-
worfen werden", dass wir trotz dieser Drohung am
Antrag der Kommissionsmehrheit festhalten sollten.
Es gibt nicht nur Kreise, denen eine Lösung ange-
nehm ist, wie sie Herr Lachenal will, es gibt auch

• Kreise, die andere Lösungen anstreben. Dann sollen
sich diese Kreise gegenseitig in der Volksabstim-
mung messen. Wer Recht bekommt, das werden
wir sehen. Aber unsere Pflicht ist, das zu tun, was
die Umstände und die Zeitverhältnisse verlangen:
das ist eine Lösung, wie sie der Antrag der Kom-
missionsmehrheit bringt.

Feldmann: Erlauben Sie mir noch einige Be-
merkungen zum Antrag von Herrn Lachenal, zu
seinem Inhalt und zu seiner Begründung. Ange-
sichts der scheinbar reichlich komplizierten Lage,
die sich aus der Diskussion ergeben hat, ist es viel-
leicht doch zweckmässig, im Anschluss an die so-
eben gehörten Ausführungen von Herrn National-



Transport automobile de marchandises — 86 — 10 juin 1942

rat Grimm einige weitere, an sich unbestrittene
Tatsachen festzuhalten. Solche Tatsachen sind,
ich glaube, darüber besteht nun doch Ueberein-
stimmung, die folgenden: Die verkehrswirtschaft-
liche Lage, wie sie sich bis zum Ausbruch des gegen-
wärtigen Krieges herausgebildet hat — nur um
diese handelt es sich hier — wird allseitig als unbe-
friedigend empfunden, es muss etwas geschehen,
damit man aus dieser unbefriedigenden Lage her-
auskommt. Weiter steht fest und ist nicht be-
stritten, dass alle Bemühungen um eine Besserung
jener unbefriedigenden Situation beim gegenwärti-
gen Rechtszustand scheitern müssen, weil keine
ausreichenden rechtlichen Grundlagen, vorhan-
den sind. Es wird weiter nicht bestritten, dass die
Kantone, die nach der Bundesverfassung zuständig
bleiben, wenn die Eidgenossenschaft kein Recht
setzt, auf dem Gebiete des Verkehrs nach der Natur
der Dinge nicht Ordnung schaffen können. Es
steht ferner fest, dass in der Bundesverfassung die
Grundlagen fehlen, um auf dem Gebiete, das hier
in Frage steht, überhaupt Ordnung schaffen zu
können. Diese Lücke in der Bundesverfassung
muss geschlossen werden. Weiter, glaube ich, sind
wir alle darin einig, dass jede verkehrsrechtliche
Vorlage, sei es nun eine Verfassungsvorlage oder
eine Gesetzesvorlage, referendumspolitisch ausser-
ordentlich exponiert ist, dass es nach allen bis-
herigen Erfahrungen ungemein schwer fällt, eine
Abstimmungsvorlage auf dem Gebiet der Verkehrs-
politik oder der Verkehrstechnik im Volk über-
haupt durchzubringen. Weiter besteht heute darin
Einstimmigkeit oder zum mindesten eine sehr
weitgehende Uebereinstirnmung, dass die Güter-
transportinitiative zwar das Verdienst für sich
beanspruchen kann, die ganze Diskussion in Fluss
gebracht zu haben, dass sie selbst aber eine trag-
bare Lösurig nicht zu bringen vermag, weil sie allzu
einseitig auf die Wahrung 'ausgesprochener Eisen-
bahninteressen eingestellt ist. Wenn aber die
Initiative nicht geeignet ist, um eine Lösung zu
bringen, so muss ein Gegenvorschlag ausgearbeitet
werden und dieser Gegenvorschlag muss so for-
muliert sein, dass er erstens sachlich richtig ist
und zweitens möglichst viel Aussichten hat, vor
dem Volke Gnade zu finden. Und als letzte un-
bestreitbare Tatsache möchte ich hervorheben
den Umstand, dass bei der heutigen Lage der
Dinge, die vom Bundesrat und vom Ständerat ge-
wählte Formulierung des Gegenvorschlages absolut
keine Aussicht besitzt, in einer Volksabstimmung

.

durchzudringen. Das ist die Gesamtlage, vor der
wir heute stehen; sie zwingt uns, nach einer an--
dern Lösung zu suchen.

Das sind die Gründe, weshalb die Mehrheit
Ihrer Kommission dazu gekommen ist, Ihnen ihren
sogenannten Kompetenzartikel vorzuschlagen. Die
Kommission kam zur Ueberzeugung, dass es zu-
erst einmal das Dringendste ist, das Notwendigste
vorwegzunehmen, und das Notwendigste besteht
heute nicht darin, technische Einzelheiten zu
ordnen, sondern dem Bund endlich einmal die
Kompetenz zu geben, überhaupt auf dem Gebiete
der Verkehrswirtschaft und der Verkehrspolitik
neues Recht zu schaffen.

Herr Kollega Lachenal hat darauf aufmerksam
gemacht, dass wir ja in der Bundesverfassung be-

reits verkehrsrechtliche Kompetenzen erhalten hät-
ten. Das ist durchaus richtig. Wir haben Art. 26,
den Eisenbahnartikel; wir haben Art. 24ter über
die Schiffahrt; und Art. 37ter über die Luftschiff-
fahrt. Aber das sind reine Kompetenzartikel über
den Betrieb dieser Verkehrsarten. Was uns fehlt,
das ist die Kompetenz des Bundes, für die Koordi-
nation, für die Zusammenarbeit der verschiedenen
Verkehrsmittel zu sorgen. Für diese Aufgabe be-
sitzt der Bund heute keine verfassungsrechtliche
Grundlage.

Unter diesen Umständen ist es nun doch ge-
wiss möglich und nicht nur möglich, sondern ab-
solut dringlich, durch einen Gegenvorschlag die
Schaffung einer verfassungsrechtlichen Grundlage
für eine schweizerische Verkehrswirtschaft und
Verkehrspolitik in Aussicht zu nehmen. Die Ini-
tiative ist nun einmal da ; wir können uns nicht
über sie hinwegsetzen ; sie. muss vor Volk und
Stände gebracht werden. Hat es nun einen Sinn,
von der Bundesversammlung aus zu erklären:
Wir betrachten die Initiative nicht als geeignetes
Mittel und empfehlen sie zur Ablehnung und dann
gleichzeitig darauf zu verzichten, an Stelle dessen,
was man als ungeeignet ablehnt, etwas Besseres
vorzuschlagen ? Die Zeit haben wir nicht mehr,
heute dem Volk einfach rein negative „Lösungen"
vorzuschlagen. Wir können es nicht darauf an-
kommen lassen, dann, wenn die grossen verkehrs-
rechtlichen und verkehrspolitischen Aufgaben in
der Nachkriegszeit sich stellen, verfassungsrecht-
lich ungenügend oder überhaupt "nicht gerüstet
diesen Aufgaben gegenüberzustehen. Dass der
Bund auf dem Gebiete der Verkehrskoordination
verfassungsrechtliche Kompetenzen erhalten muss,
dürfte nun nachgerade auch zu den unbestrittenen
Erkenntnissen gehören. Aus" diesen Gründen be-
sitzt, nach Auffassung Ihrer Kommissionsmehrheit,
ein Kompetenzartikel die relativ grösste Aussicht,
in Volk und Ständen durchzudringen.

Ist einmal die Kompetenzfrage positiv ent-
schieden, dann wird der Bund an die Schaffung
eines neuen Verkehrsrechtes herangehen können.
Die Lösung der Frage, wie dieses Recht beschaffen
sein soll, kann unter ganz bestimmten Vorbehalten
der Zukunft anheimgestellt werden.

Man hat uns den Vorwurf gemacht, dass wir
mit diesem Vorgehen wichtigen, sachlichen Ent-
scheidungen ausweichen. Das ist nur teilweise
richtig. Der Entscheidung der Frage, ob der Bund
überhaupt auf dem Gebiete der Verkehrskoordina-
tion Kompetenzen erhalten soll oder nicht, kommt
eine sehr weitgehende sachliche Bedeutung zu.
Hinausgeschoben wird nur die technische Ausge-
staltung der Verkehrskoordination. Und diese Ver-
schiebung ist wiederum sachlich gerechtfertigt und
notwendig. Verschiedene Kollegen haben im Laufe
unserer Debatte darauf hingewiesen, dass kein
Mensch heute weiss, wie sich nach dem Krieg die
Verkehrstechnik gestalten und entwickeln wird.
Und weiter braucht' man Zeit, um auch innerhalb
der einzelnen Verkehrskategorien eine Ueberein-
stirnmung der Auffassungen herbeizuführen. Es ist
doch ein offenes Geheimnis, oder überhaupt kein
Geheimnis, sondern eine offenkundige bekannte
Tatsache, dass beispielsweise innerhalb der Auto-
mobilwirtschaft heute durchaus nicht in allen
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Punkten, die hier zur Diskussion stehen, eine ein-
heitliche Auffassung herrscht. Die Frage, wie sich
der Werkverkehr zum gewerbsmässigen Auto-
transport verhalten soll, die Frage, wie der unechte
Werkverkehr zu behandeln sei, wie sich der unent-
geltliche Personenverkehr zum Werkverkehr ver-
halte, das sind alles Probleme, über die offenkundig
auch in .automobilistischen Kreisen noch durchaus
keine Ueberstimmung der Auffassungen besteht.
Die Behebung dieser Meinungsverschiedenheiten
wird aller Voraussicht nach noch erheblich Zeit
in Anspruch nehmen. Erst wenn die verschiedenen
Verkehrskategorien selbst wissen, was sie eigentlich
wollen, sind die Voraussetzungen geschaffen, um
die Verkehrskoordination mit Hilfe und Förderung
des Staates in Angriff zu nehmen, eine Koordina-
tion, die wiederum nur das Ergebnis einer loyalen
Verständigung sein kann. Unter diesem Eindruck
stehen wir doch alle nach unserer Debatte. Der
unselige Antagonismus zwischen Eisenbahn und
Auto ist verkehrswirtschaftlich, militärisch, wirt-
schaftspolitisch, sogar staatspolitisch betrachtet
ein Unsinn. Wir sind, im Lichte der Gesamtwirt-
schaft betrachtet, auf alle Verkehrsmittel ange-
wiesen. Dieser Unsinn, dass sich für das Volk
lebenswichtige Verkehrsmittel immer und immer
wieder bekämpfen und einander das Leben sauer
machen, hat nun doch wohl lange genug gedauert;
es wäre an der Zeit, dass dieser Zustand einer auf-
bauenden Zusammenarbeit Platz machen würde.
Dieser Entwicklung will der Artikel, wie ihn die
Kommissionsmehrheit vorschlägt, den Weg bahnen
helfen. Dieser Kompetenzartikel erschwert die
Verständigung nicht, im Gegenteil, die vorgängig
saubere, gerade Lösung der Kompetenzfrage wird
die Verständigung fördern und erleichtern. Ein
richtig abgefasster Kompetenzartikel ist geeignet,
die ganze verkehrspolitische Auseinandersetzung
zwischen Eisenbahn und Automobil aus einer
gewissen Verkrampfung, die in den letzten Jahren
entstanden ist, herauszulösen, die Ausgangslage
für eine eidgenössische Verkehrsgesetzgebung ge-
wissermassen zu neutralisieren und die Grundlage
zu schaffen für eine wirklich konstruktive Lösung
des ganzen Problems.

Allerdings geht auch der Entwurf der Kom-
missionsmehrheit, streng genommen, über den Rah-
men eines reinen und ausschliesslichen Kompetenz-
artikels hinaus. Er legt den Gesetzgeber in zwei
Richtungen ausdrücklich fest, aber nur in zwei
Richtungen, über die, wenigstens soweit ich das
beurteileil kann, wiederum unter allen Beteiligten
Uebereinstimmung besteht. Der Artikel schreibt
lediglich vor, dass der Gesetzgeber die Zusammen-
arbeit der verschiedenen Verkehrsmittel zu sichern
hat, und weiter, dass bei der Regelung dieser Zu-
sammenarbeit ein Monopol ausgeschlossen ist.
Alles andere überlässt der Entwurf der Ausfüh-
rungsgesetzgebung. Sie werden mir zugeben, dass
das eine saubere, gerade und klare Lösung ist. Sie
werden mir ebenfalls zugeben müssen, dass das
andere Verfahren, in der Verfassung möglichst viele
Einzelheiten technischer Art zu lösen, nicht gerade
dazu beigetragen hat, das eidgenössische Verfas-
sungsrecht besonders klar und übersichtlich zu
gestalten. Hier bietet sich einmal Gelegenheit, zu
bewährten Grundsätzen der Verfassungsgesetz-

gebung zurückzukehren. Wir sollten diese Gelegen-
heit nicht unbenutzt verstreichen lassen.

Ich bitte doch die verehrten Herren Kollegen,
die sich mit dem Vorschlag der Kommissionsmehr-
heit nicht befreunden können und ihm misstrauisch
gegenüberstehen, zwei sehr wesentliche Sicherun-
gen, die in den Mehrheitsvorschlag eingebaut sind,
nicht zu übersehen.

Die erste Sicherung betrifft den bereits er-
wähnten Ausschluss des Monopols. In dieser Be-
ziehung geht der Entwurf Ihrer Mehrheit bedeutend
weiter, ist bedeutend präziser als der Vorschlag
des Bundesrates und der Vorschlag des Stände-
rates. Der Vorschlag des Bundesrates sprach ein-
fach von einer Verkehrsordnung in dem Sinne, dass
eine zweckmässige Zusammenarbeit der einzelnen
Verkehrsmittel gewährleistet werden soll; mit wel-
chen Mitteln diese zweckmässige Zusammenarbeit
gewährleistet werden sollte, war im Entwurf des
Bundesrates nicht gesagt. Der Ständerat ging einen
Schritt weiter und erklärte, der Bund habe den
Wettbewerb zu regeln; damit wurde gleichzeitigD 7 o o

gesagt, es solle ein Wettbewerb stattfinden. Der
Vorschlag Ihrer Kommission führt nun zu der
ganz präzisen Formulierung: Ein Monopol ist aus-
geschlossen. — Das ist gegenüber der Gütertrans-
portinitiative, welche das Monopol des Fernver-
kehrs für die Eisenbahnen errichten wollte, gegen-
über der Fassung des Bundesrates, welche die
Frage, ob Monopol oder nicht Monopol, überhaupt
offen Hess, und gegenüber der sehr elastischen
Fassung nach Beschluss des Ständerates eine ganz
erheblich verstärkte Sicherung, die den Kreisen,
welche unserem Vorschlag skeptisch gegenüber-
stehen, immerhin auch Eindruck machen dürfte.

Wenn aus Kreisen der Automobilwirtschaft er-
klärt wird, man könne nun einmal nicht darauf
verzichten, auf dem Wege des freien Wettbewerbs
auf die Tarifpolitik der Bahnen positiv einzuwirken,
so erkläre ich hier, und ich glaube, das ist auch die
Meinung der Kommission, der Ausschluss des
Monopols hat gerade den Sinn, eine monopolistische
Stellung der Bahnen auf dem Gebiet der Tarife
auszuschliessen.

Die zweite Sicherung: Herr Lachenal hat an-
erkannt, dass ein Gesetz, das die einmal erteilte
Kompetenz des Bundes anwenden werde, eine ge-
wisse Sicherung bedeute. Man hat uns darauf auf-
merksam gemacht, das sei ein Spiel mit Worten,
auch ein Dringlicher Bundesbeschluss habe Ge-
setzeskraft, ebenso ein einfacher Bundesbeschluss,
der Ausdruck Gesetz wolle noch nichts bedeuten.
Gewiss hat auch ein dringlicher Bundesbeschluss
Gesetzeskraft. Es handelt sich hier aber nicht um
die Rechtskraft, es handelt sich um das Verfahren,
in welchem ein Erlass zustande kommen soll, und
dieses Verfahren wird im Entwurf unserer Kom-
mission ausdrücklich festgelegt mit dem Aus-
druck „ordnet durch Gesetz". Es kann nicht
der geringste Zweifel darüber bestehen, was damit
gemeint sein will: das Ausführungsgesetz muss ein
Erlass unter dem Vorbehalt des Referendums sein.
Es haben in der Bundesversammlung wiederholt
Beratungen über diese Fragen stattgefunden; jedes-
mal waren die Erklärungen des Bundesrates in
dieser Beziehung absolut eindeutig; es existieren
ferner eine Reihe von Gutachten des Justiz- und
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Polizeidepartementes auf diesem Gebiete, und
übrigens stehen wir in der vorliegenden Frage vor

o O G

einer absolut kategorischen Erklärung des Ver-
treters des Bundesrates, des Herrn Bundesrat Celio,
im Ständerat am 17. März 1942; ich verweise Sie
auf Seite 19 des Stenographischen Bulletins des
Ständerates.

Herr Lachenal hat darauf aufmerksam ge-
macht, die Benachteiligung seines Standpunktes
liege darin, dass, auch wenn ein Gesetz, d. h. ein
Erlass mit Referendumsvorbehalt vorgesehen sei,
bei der Volksabstimmung über ein Gesetz das
Ständemehr nicht mehr nötig sei. Das ist richtig,
das liegt aber im System unserer gesamten Ver-
fassungs- und Gesetzgebungsstruktur. Man be-
folgte in einer ganzen Reihe von ändern Fällen
das gleiche Verfahren. Ich verweise Sie beispiels-
weise auf Art. 24bis, 27bis, 34quater, 45, 47 und 48
der Bundesverfassung. Es ist nicht einzusehen,
warum nur gerade und ausgerechnet auf dem Ge-
biet der Verkehrswirtschaft und der Verkehrs-
politik in dieser Differenzierung zwischen Verfas-
sungs- und Gesetzesvorlagen ein Hindernis für
unsern Vorschlag bestehen soll.

Aus diesen Erwägungen heraus ist die Mehrheit
Ihrer Kommission dazu gekommen, von Aus-
nahmen in umstrittenen Fragen abzusehen. Sie
hat die Ausnahme zugunsten der Eisenbahn in der
Initiative abgelehnt. Sie hat die Ausnahme zu-
gunsten einer bestimmten Verkehrskategorie nach
der ändern Seite abgelehnt, aus Gründen, die hier
genügend erörtert worden sind und die ich Ihnen
im einzelnen nicht wiederholen will.

Wenn ich den Antrag Lachenal übrigens in
seinem Wortlaut noch näher betrachte, so steigen
mir einige Fragen auf, die sich auf seine praktische
Durchführbarkeit beziehen.

Der Antrag Lachenal spricht vom privaten,
nicht berufsmässigen Personen- und Warenverkehr.
Gibt es denn überhaupt einen mchtberufsmässigen
Warenverkehr? Ist nicht der echte Werkverkehr,
dem man doch von allen Seiten ein besonderes
Augenmerk schenkt, ein doch sehr berufsmässiger
Verkehr ? Wird nicht der Werkverkehr gerade
kraft des Berufes derjenigen, die ihn ausüben, be-
trieben ? Wie will man mit einer solchen Bestim-
mung den Werkverkehr schützen vor einer gesetz-
geberischen Benachteiligung? Ich glaube nicht,
dass eine solche Formulierung geeignet sein könnte,
die berechtigten Interessen der Automobilwirt-
schaft im Hinblick auf die kommende Gesetzgebung
sicherzustellen. Im Gegenteil, ich habe den Ein-
druck, gerade der Antrag des Herrn Lachenal be-
weist mit geradezu klassischer Klarheit und Deut-
lichkeit, dass es einfach nicht möglich ist, die tech-
nischen Einzelheiten der Verkehrskoordination mit
einer Verfassungsbestimmung so zu ordnen, wie es
der fundamentale Charakter einer Verfassungs-
bestimmung verlangt. Gerade der Antrag Lachenal
bestärkt uns in der Auffassung, dass der Vorschlag
der Kommissionsmehrheit der richtige ist; in der
Verfassung die Kompetenz des Bundes festzulegen
und dem Gesetzgeber nicht die Hände zu binden
für die Zukunft. Diesen, nach meiner Ueberzeugung
einzig zweckmässigen Weg, geht der Antrag Ihrer
Kommissionsmehrheit, den ich Ihnen namens der

einstimmigen Bauern-, Gewerbe- und Bürger-
fraktion zur Annahme empfehle.

M. Fauquex: II serait dans la tradition de la
maison que je vous gratifie, moi aussi, d'un long
discours, d'autant plus que personne n'a encore
pris la parole au nom du groupe libéral-démocra-
tique. Cependant, étant donné la longueur du
débat, étant donné aussi que les -positions sont
très probablement déjà prises, je bornerai mon
intervention à une simple déclaration, au nom
de mon groupe:

Le groupe libéral-démocratique du Conseil na-
tional repousse l'initiative du 5 mai 1938, concer-
nant l'organisation des transports de marchandises
et déclare appuyer le contre-projet de l'Assemblée
fédérale dans la forme proposée par la minorité de
la commission et amendée par la proposition
Lachenal.

Si le contre-projet n'est pas voté avec cet
amendement, le groupe reprendra son entière liberté
et combattra devant le peuple tant l'initiative que
le contre-projet. Il estime que le moment est mal
venu pour résoudre une telle question et que,
d'autre part, ni l'initiative ni le contre-projet de
la majorité de la commission ne tiennent compte
des droits inaliénables qui doivent être laissés aux
citoyens dans toute l'organisation économique.
Le groupe libéral-démocratique estime que la ré-
serve de la liberté du citoyen pour les transports
non rémunérés de personnes et de marchandises
doit être expressément inscrite dans la Constitution
et il invite le Conseil fédéral à adopter le contre-
projet avec l'amendement Lachenal.

M. Celio, conseiller fédéral: Mon intervention
se limitera aux points essentiels du problème, no-
tamment aux arguments qui ont été apportés dans
ce débat hier et ce matin.

Tout d'abord, je constate avec satisfaction qu'un
grand progrès a été réalisé dans le domaine de la
répartition et de la réglementation des transports
depuis l'année 1909, époque où M. Walther pré-
sentait sa motion sur l'automobilisme, et depuis
l'année 1928 où M. Bratschi déposait la sienne
concernant les transports. L'antithèse fédéralisme-
centralisme a fort heureusement disparu; une autre
antithèse, dans sa forme aiguë, celle de la lutte du
rail contre la route, est atténuée.

La guerre présente aura du moins, semble-t-il,
servi à quelque chose: à faire comprendre que tous
les moyens de transport sont utiles pour le pays
et que seule une entente entre eux peut servir les
intérêts de chacun comme les intérêts de la col-
lectivité.

Si je me suis hâté de soumettre aux Chambres
et au peuple ce projet de réglementation des trans-
ports malgré les appréhensions exprimées hier par
l'honorable M. Aeby, ce matin par M. Lachenal et
il y a un instant par M. Fauquex qui ont dit leur
crainte que ce ne fût pas le bon moment, ce n'est
pas seulement parce que l'on se trouve en présence
d'une initiative qui a recueilli les signatures de
quelque 400 000 citoyens — encore qu'il soit bien
juste que, sauf motifs supérieurs tout à fait im-
pératifs, une initiative qui a abouti reçoive une
suite normale — mais c'est-surtout parce que je
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n'aurais pas voulu me retrouver à l'improviste
dans une situation chaotique semblable à celle où
notre pays a vécu durant les 10 années qni ont
précédé cette guerre.

Je ne dramatise absolument pas quand je
parle de situation chaotique. Relisez, je vous prie,
le passage bref mais fort éloquent du message du
Conseil fédéral de 1937 concernant les transports des
personnes et des choses au moyen de véhicules
automobiles. Quelle était donc à cette époque
la situation dans le domaine des transports en
général ?

«... Si l'on considère la vive concurrence que
les transporteurs routiers se font entre eux, con-
currence accrue du fait du trafic privé et du trafic
mixte, on comprend que, la crise aidant, des trains
circulent à moitié vides et des camions incomplète-
ment chargés. Cette pléthore se traduit par l'éta-
blissement de tarifs dérisoires, appliqués par les
camionneurs, les propriétaires de véhicules n'étant
souvent pas à même de couvrir les frais de revient
au moyen des recettes qu'ils encaissent. L'ampleur
des pertes ainsi subies se manifeste par le grand
nombre de faillites d'entreprises de transport et les
nouveaux établissements créés sur des bases trop
fragiles. Si l'on considère en outre l'emploi irra-
tionnel de certains véhicules privés, il faut recon-
naître de façon toute générale que l'expansion du
trafic automobile a été accompagnée d'erreurs con-
sidérables dans la gestion des fonds qui y étaient
placés. C'est là aussi une des causes de la dépré-
ciation des capitaux privés et publics engagés dans
les chemins de fer....»

Voilà en quels termes le Conseil fédéral dans
son message du 18 juin 1937, donc dans un acte
public, dépeignait la situation déplorable créée
par l'antagonisme entre le chemin de fer et l'auto-
mobile. Cette appréciation n'avait rien d'exagéré.
Preuve en soient ces quelques chiffres qui illustrent
avec une triste éloquence la grande misère des che-
mins de fer fédéraux dans ce temps-là:

En l'espace de 8 années, entre 1931 et 1938
époque qui vit un énorme développement de l'auto-
mobile, donc des transports routiers, la situation
financière de notre entreprise ferroviaire nationale
était la suivante: en 1931 les C.F.F. ont enregistré
un déficit de 10 millions; en 1932 de 49 millions;
en 1933 de 48 millions; en 1934 de 42 millions;
en 1935 de 58 millions; en 1936 de 67 millions;
en 1937 de 14 millions; en 1938 de 35 millions;
soit en chiffre rond plus d'un quart de milliard de
déficit en l'espace de 8 années! Oui, telle était
alors la situation de nos chemins de fer fédéraux,
qui appartiennent au pays, qui représentent un
bien public!

Et qu'en était-il des chemins de fer privés ?
Ces entreprises connaissaient, elles aussi, une grande
misère. Même M. Lachenal a dit ce matin, entre
autres choses, que la Confédération devra payer
125 millions pour l'assainissement de ces entre-
prises. Il ne s'agit pas seulement des 125 millions
de la Confédération: l'arrêté voté par les Chambres
pour cette action, oblige en effet les cantons à
verser, à ces fins, la même somme que la Confédé-
ration. Ce sont donc en réalité 300 millions rien
que pour l'asçainissement dès-chemins de fer privés.
Mais qu'on y ajoute les frais d'entretien des routes

à la charge des cantons et on aura alors un cadre
plus complet.

Et comment se présentait la situation des trans-
ports mêmes par automobiles ? Vous l'avez déjà
entendu: c'était la faillite de nombreuses entre-
prises. Voilà pourquoi, en lisant ce message, en
étudiant la situation lorsque je suis entré au Conseil
fédéral, je me suis dit que je ne voudrais pas me
trouver après cette guerre, soudainement, devant
un état de choses comme celui qu'on a connu de
1930 à 1938. Je crois à la reprise d'un trafic normal
après cette guerre, mais, alors, que le peuple dise
clairement au Conseil fédéral, aux pouvoirs pu-
blics, s'ils doivent s'intéresser ou non à ce grand
problème. Si le Conseil lèderai doit s'y intéresser,
j'entends pouvoir préparer dans une période rela-
tivement calme comme celle que nous traversons,
du point de vue de la circulation automobile, avec
tranquillité, avec objectivité, avec expérience la
nouvelle loi d'application.

Je passe maintenant à l'examen des propositions
soumises à vos délibérations. Vous vous trouvez
en réalité en présence de 6 textes différents ten-
dant à réformer la Constitution: tout d'abord celui
de l'initiative, le contre-projet du Conseil fédéral
et du Conseil des Etats, celui de la majorité et de
la minorité de la commission, la proposition de
M. Lachenal et l'amendement proposé par l'hono-
rable M. Vonmoos.

En ce qui concerne le projet d'initiative, je dois
reconnaître qu'il n'a pas trouvé dans cette salle
un très grand nombre de fervents défenseurs. Ce-
pendant, je tiens à souligner son grand mérite: parce
que, avant tout, elle a repris, après l'échec de 1935,
l'examen de ce problème; en second lieu, parce
qu'elle a placé la solution du problème sur le terrain
légal, c'est-à-dire celui de la réforme constitution-
nelle et, troisièmement, parce qu'elle nous permet
aujourd'hui de discuter une des questions les plus
importantes touchant à l'économie privée et pu-
blique et à la défense nationale.

En ce qui concerne les autres textes ou formules
qui se trouvent devant ce Conseil, je dois dire
qu'ils présentent tous des points communs qui me
permettent de constater qu'entre le premier alinéa
de la minorité et celui de la majorité de la com-
mission, il n'y a pas de divergence. Le premier
alinéa, je le souligne, comporte l'amendement pro-
posé par M. Vonmoos à la proposition de la ma-
jorité de la commission. Si cet amendement est
adopté, je déclare d'ores et déjà que je pourrai
adhérer au premier alinéa présenté par la com-
mission du Conseil national. Et voici pourquoi;
parce que tant les deux conseils législatifs que
le Conseil fédéral entendent réglementer le trafico

en obtenant la collaboration des divers moyens
de transport. Vous précisez en plus: «A l'exclusion
de tout monopole...» A la bonne heure! Le texte
de la majorité de la commission du Conseil national
n'est donc plus un texte de pure compétence, car
s'il en était ainsi, on pourrait se" borner à dire
simplement que «la Confédération règle par la
loi le trafic par chemin de fer et les transports
motorisés sur voie publique, par eau et par air».
Ce serait là un véritable article de compétence.
Vous y ajoutez l'esprit, le mode qui doivent diriger
cette réglementation: la collaboration, la coopéra-
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tion, à l'exclusion de tout monopole. C'est très
bien. Et je répète alors ce que j'ai déjà eu l'occasion
de dire ailleurs, savoir que ce mot de collaboration
enlève à la réforme tout ce qu'elle pouvait avoir
d'absolu et de polémique; il ne confère pas à la
Confédération un pouvoir illimité, mais relatif; il
n'accorde aucun privilège quelconque à un seul
moyen de transport. Ce mot, c'est une formule de
détente et de conciliation qu'ensemble nous avons
trouvée au cours d'une laborieuse discussion. Bref,
la collaboration des divers moyens de transport
n'est pas un pléonasme, une parole vide de sens,
mais bien un principe, une volonté insérée dans le
texte constitutionnel. Collaborer devient un mode
impératif pour le législateur et pour celui qui doit
appliquer la loi.

Le second point que l'on retrouve dans le texte
du Conseil national et du Conseil des Etats, c'est
que toute réglementation doit être faite par la loi.
Cependant, il importe d'être bien au clair à ce sujet.
Il est bien entendu que l'orsqu'on parle de loi ou
de législation. dans la commission du Conseil na-
tional ou du Conseil des Etats, on se réfère à
l'art. 89 de la Constitution. C'est-à-dire que toute
réglementation de transport est définie par des
lois fédérales ou par des arrêtés fédéraux pris avec
l'accord des deux Chambres. Comme il s'agit là
de lois ou d'arrêtés de portée générale, ils seront
soumis au référendum si 30 000 citoyens ou 8 can-
tons le demandent. Cependant — et c'est là-dessus
qu'il s'agit d'être bien au clair — si l'entrée en vi-
gueur desdits arrêtés ne souffre aucun délai, ils
seront déclarés urgents par une décision prise à la
majorité des deux tiers, et le referendum ne pourra
pas. être demandé. Dans ce cas la durée de leur
validité sera très limitée.

Je me refuse d'interpréter les mots loi ou légis-
lation, comme si seuls les deux premiers alinéas de
l'article 89 de la Constitution pouvaient être
applicables. Ce serait une absurdité juridique car
on créerait ainsi, pour la réglementation des trans-
ports, une législation exceptionnelle, alors que pour
toute la législation qui règle la matière politique,
économique et financière de la Confédération, en
un mot tous les problèmes les plus importants de
la vie spirituelle et matérielle du pays, c'est l'ar-
ticle 89 tout entier qui est applicable et non seule-
ment une partie des dispositions constitutionnelles
précitées. Sur ces deux points, je crois donc que
le Conseil fédéral, le Conseil des Etats et le Conseil
national sont d'accord.

Qu'en est-il maintenant des deux notions
d'économie publique et de défense nationale aux-
quelles doit se rapporter toute réglementation des
transports ?

A entendre les rapporteurs d'hier, MM. Wey et
Graber et même M. Bratschi, il ne s'agirait que
d'une simple querelle de forme et, si j'ai bien com-
pris, ils ne s'opposent pas à l'amendement de
M. Vonmoos. Je remercie les uns et les autres.

Permettez-moi de vous dire quand' même
pourquoi ce n'est pas simplement une question de
forme qui est en jeu, mais bien davantage un pro-
blème de fond. Il s'agit, avant tout, d'établir une
directive de principe ou de doctrine, de- donner une
ratio legis à la réforme ou, si vous préférez, de

justifier pourquoi on estime nécessaire de déroger
au grand principe de la liberté du commerce et de
l'industrie qui est un des piliers de notre Consti-
tution fédérale.

Lorsque l'Etat intervient pour limiter la li-
berté il trouve sa légitimation uniquement dans
l'intérêt supérieur, dans l'intérêt général, dans
l'intérêt public. La liberté individuelle peut subir
une certaine inflexion si cela est exigé par un
motif supérieur, le bien du pays, l'ordre public.
De même, la liberté du commerce et de l'industrie
peut être assujettie à certains tempéraments
lorsque, comme c'est le cas ici, un intérêt supérieur
l'exige. Cet intérêt supérieure est aujourd'hui
l'économie publique et la défense nationale. Ce
sont donc des conditions absolues, des exigences
absolues, des bornes fixés à la limitation des li-
bertés constitutionnelles.

Il est un autre argument d'ordre moral et poli-
tique. Le Conseil fédéral désire que l'on croie à
son entière loyauté dans toutes cette affaire.
Economie nationale! Elle dépend de toutes les
activités et de tous les moyens qui font vivre la
nation et lui assurent la prospérité. Or, à notre
époque, le rythme accéléré de la vie a conféré à
tous les transports un rôle capital: capacité et
rapidité des transports, voilà des facteurs aujour-
d'hui déterminants dans notre économie publique.

Malheureusement, il se.trouve que nous avons
tous été victimes d'une équivoque: les uns préten-
daient que seuls le rail méritait la protection de
l'Etat car il assurait un service public; les autres,
les fanatiques de la route, proclamaient et affirment
encore maintenant, que le chemin de fer est vaincu ;
car les véhicules à moteur sont devenus les colla-
borateurs les plus rapides, en quelque sorte les
flèches, au service de l'économie. En réalité, les
uns et les autres ont tort. Chacun des ces moyens
de transports a ses raisons d'être, chacun a son
champ d'action, de même la navigation fluviale
bien plus lente que le chemin de fer, la navigation
aérienne, bien plus rapide que l'automobile.

Régler les transports dans des conditions
meilleures et plus profitables à l'économie publique,
cela signifie donc que le rail et la route doivent être
retenus et conservés comme deux forces, se complé-
tant réciproquement, de l'activité économique, et
que l'Etat, dans leur réglementation, ne doit,
jamais négliger la sphère d'action de chacun d'eux;
le fait d'affirmer «expressis verbis» dans la Consti-
tution, cette relation existant entre l'économie et
les transports nous sortira enfin de l'équivoque qui
a entravé si longtemps la solution du problème.

Il m'est alors facile de déclarer à MM. Anliker
et Siegrist qu'ils peuvent avoir la certitude que, dans
la loi d'application, le Conseil fédéral, avant de
prendre des mesures restreignant la liberté, se
rappellera toujours qu'il est lié lui-même par cette
restriction importante qu'est le souci des intérêts
de l'économie nationale.

Il y a un autre argument: celui de la défense
nationale; on en pourrait disserter abondamment,
mais alors on risquerait de tomber dans la rhéto-
rique. Quoi qu'il en soit, cette notion de la défense
nationale doit en tout état de cause être inscrite
dans le texte de la 'réforme constitutionnelle, à
cause des relations directes qu'elle a avec toute la
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matière des transports. En disant «défense na-
tionale», je ne parle pas seulement de celle d'au-
jourd'hui, je ne pense pas aux grands dangers dans
lesquels nous vivons présentement en raison de
l'état de guerre, de la mobilisation générale; j'en-
tends par là la défense nationale au sens plus large
du mot, considéré dans son existence permanente,
constante, ce sentiment de devoir et d'honneur que
chacun de nous éprouve vis-à-vis de la patrie. Or,
une telle notion de la défense nationale peut parfois
se trouver en contradiction avec l'idée d'économie.
Je veux vous en donner un exemple: il pourrait
se trouver que, du seul point de vue d'économie,
il y eût trop de camions dans notre pays, qu'il y
eût des abus dans le service du camionnage, donc
peut-être des raisons de limiter le nombre des ca-
mions ou tout au moins de le'ur fixer certaines
règles d'exploitation qui les empêcheraient d'être
utilisés en plein; et le Conseil fédéral en s'inspirant
de ce seul point de vue de l'économie publique
pourrait alors être tenté de limiter cette activité.
C'est alors que la notion de la défense nationale
entre en jeu pour empêcher une réduction du nom-
bre des camions. La guerre actuelle a suffisamment
démontré que s'il est vrai que sans les chemins
de fer toute notre vie économique eût été paralysée,
il est tout aussi vrai que, privée des services que
lui ont rendus les automobiles et les camions,
notre défense aurait connu les plus grandes diffi-
cultés; dans la guerre moderne, en effet, tout est
motorisé. Il suffit d'évoquer ce qui se passe
ailleurs pour comprendre l'immense importance des
véhicules automobiles, entre autres des camions,
pour la conduite de la guerre.

Nécessité absolue, évidente, donc que ces deux
notions: économie publique et défense nationale,
soient insérées dans l'article constitutionnel, avant
tout parce qu'elles sont en rapport direct avec le
domaine des transports, ensuite parce que l'une
peut devenir à un certain moment le correctif de
l'autre.

Je passerai maintenant rapidement aux diver-
gences les plus importantes qui existent entre les
projets de la majorité et de la minorité du Conseil
national et la formule du Conseil des Etats.

J'ai écouté avec plaisir hier le discours de
M. Vallotton, qui fut très éloquent, de même que
celui de M. Petrig. J'ai entendu ce matin M. La-
chenal, mais j'ai dû constater qu'ils sont restés
seuls parmi tous les orateurs à soutenir la thèse
de la minorité. Je ne sais si Ibsen avait raison
lorsqu'il disait que les minorités ont toujours
raison. Quoi qu'il en soit, je soutiens le point de
vue de la minorité tout en admettant que certains
arguments de la majorité ne sont pas sans valeur.
Lorsqu'on dit, par exemple, qu'il est préférable, du
point de vue de la structure organique d'un texte
constitutionnel, qu'un article constitutionnel com-
prenne tous les moyens de transport, c'est un argu-
ment sérieux. Cependant on a recouru, dans cette
affaire, à d'autres arguments. M. Bratschi, par
exemple, m'a posé hier cette question: «Le Conseil
fédéral pense-t-il sérieusement régler toute la
question des transports s'il ne règle pas aussi celle
des transports de personnes non rémunérés?»
Je répondrai en toute franchise à M. Bratschi que
je ne saurais vraiment pas comment comprendre
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dans la réglementation des transports les voitures
de tourisme et, en général, le transport non rétribué
ies personnes privées. Je voudrais rétorquer la
question à M. Bratschi: comment s'y prendrait-il
ui-même puisqu'il a affirmé qu'avec toute proba-
jilité ce genre de transports ne seraient pas touchés ?
VI. Bratschi a pensé probablement à une aug-
mentation des taxes de circulation. Ce serait un
moyen; mais cette réforme constitutionnelle est
nsuffisante pour donner à la Confédération une telle
compétence car, d'après la Constitution, ce sont
es cantons qui ont un pareil droit. Notre argument
3rincipal, c'est que toute la structure de la réforme
onstitutionnelle est basée sur un principe qui ne

touche nullement aux libertés individuelles mais
uniquement à la liberté du commerce et de l'indus-
trie. Cette distinction est fondamentale. Nous
visons les transports à caractère commercial, les
transports rétribués à but lucratif. Nous pensons
aux transports des personnes, faits par les taxis
et les chemins de fer, aux transports des personnes
et des choses, en même temps à ce qu'on appelle
le transport mixte. Nous pensons aux transports
des marchandises. C'est tout. Soumettre à la
réforme les voitures privées qui ne transportent
que leur propriétaire, ce serait, selon nous, nous
attaquer à leur liberté individuelle. Que signifient
les mots «transports de personnes non rémunérés»?
On entend par là la voiture dont on se sert pour soi-
même, pour sa famille, pour ses amis. Or, ce genre
de transport est strictement lié à la personne de
son propriétaire ; il forme un tout avec son entourage.
Il n'y a rien de lucratif, rien de commercial en fai-
sant ces transports. Le frapper de restrictions ou
le soumettre à une réglementation serait, de l'avis
du Conseil fédéral outrepasser l'esprit, le but, la
nécessité de la réforme.

Il en est du reste ainsi dans les pays où le respect
de la personnalité n'existe pas comme chez nous,
dans des pays où la liberté individuelle a pour
ainsi dire disparu, où il n'est pas nécessaire de mo-
difier la Constitution pour toucher à la liberté
de l'homme et du citoyen. Dans aucun de ces
pays, qu'il s'agisse de l'Allemagne, des Etats-Unis,
de la Norvège, de la France, de l'Italie, de l'Au-
triche d'autrefois, le transport des personnes
privées non rémunéré n'a été touché par la réforme.
Ce serait une erreur donc de la part de nous autres
Suisses que de nous engager dans une voie pareille.

Un autre argument que, selon nous, il ne faut
pas négliger, c'est celui du tourisme. Je sais bien
que dans ce domaine on peut avoir des opinions
différentes. Pour moi, le tourisme suisse est une
des activités les plus importantes du pays. Je suis
certain qu'après cette guerre, nous assisterons à
une grande reprise du tourisme étranger en Suisse.
M. Bratschi disait hier, qu'autrefois et aujourd'hui
encore, le chemin de fer a rendu de grands services
au tourisme. C'est exact, mais il faut reconnaître
loyalement que le tourisme de ces dernières années
doit, pour une grande part, sa force à l'automobile
étrangère. Supposons que nous prenions certaines
mesures à l'égard de la circulation des voitures
touristiques suisses; nous serions toutefois complète-
ment désarmés vis-à-vis des , voitures étrangères.
Il y a là une contradiction qui répugne à mon esprit.
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II y a encore une situation qui n'est pas tout à
fait claire: les milieux de l'automobilisme qui sont
nettement opposés à toute réglementation, de-
mandent, avec la majorité de la commission, la
suppression du deuxième alinéa! Je ne crois pas
trop à leur sincérité. Je les soupçonnerais un peu
de vouloir jeter les 70.000 propriétaires de véhi-
cules de tourisme dans la réforme, seulement pour
la faire avorter! Ils veulent, probablement, sur-
charger le bateau pour le faire couler!

Et je passe enfin à la proposition de M. Lachenal
que je suis obligé de combattre catégoriquement.

Elle revient à dire, en somme, que tous les
transports de marchandises qui ne sont pas du
camionnage professionnel, ne seront pas assujettis
à la réforme. Voilà, je crois, le sens exact de cette
proposition. En l'adoptant, on commettrait une
injustice. Pourquoi assujettir à la réforme ceux
qui font de leur exploitation une raison de gain,
un moyen de vivre, c'est-à-dire les transporteurs,
les camionneurs professionnels, et n'y pas soumettre
les autres qui, pourtant, effectuent matériellement
le même travail ? Ce serait même une double in-
justice, car on donnerait ainsi une prime à ceux
qui enlèvent leur gagne-pain aux professionnels.
Mais M. Lachenal me fait observer que ses protégés
sont des transporteurs privés. Messieurs, c'est là
se mouvoir dans un cercle vicieux. Ces «non-pro-
fessionnels» travaillent aussi pour le public. Ils
utilisent leurs véhicules non point pour leurs pro-
pres personnes ou pour les besoins de leur économie
domestique, mais bien pour ceux de leur commerce
ou de leur industrie. Ils ne sont pas professionnels,
mais ils font indirectement payer les transports
qu'ils effectuent. Je puis vous citer des exemples
bien simples. Croyez-vous que le marchand de
combustible qui fait ses livraisons au moyen de ses
propres camions, ne se fait pas payer pour cette
partie de son activité? Sans doute, il ne porte pas
expressément le prix de ce transport sur ses fac-
tures, mais il sait bien l'incorporer au prix de la
marchandise.

Autre exemple, encore plus simple et non moins
clair: L'industriel qui fait faire, par camions, des
livraisons aux magasins qui vendent les produits
sortant de ses fabriques, pensez-vous qu'il le fasse
à titre gracieux, pour être agréable à sa clientèle ?
Mais non! Lui aussi calcule le prix de ses marchan-
dises en tenant compte de ces frais de transport.

Dans ces conditions, est-il juste d'appeler cela
des transports «non professionnels», «non rému-
nérés», alors qu'en réalité les intéressés se livrent,
eux aussi, indubitablement, à une sorte de commerce
dans leurs transports en effectuant ceux qui sont
ainsi soustraits soit aux chemins de fer, soit aux
camionneurs professionnels? Non, il y a quelque
chose qui choque dans la proposition de M. La-
chenal et je ne peux faire autrement que de la
combattre. Je dois ajouter que, si elle était acceptée,
cela aurait pour résultat d'émasculer gravement
la réforme: Pratiquement ces transports, que
M. Lachenal qualifie de privés non professionnels,
représentent environ le 50 % du volume global
des transports de marchandises par route. Adopter
sa proposition reviendrait donc à vider la réforme
de la moitié de sa substance. Dès lors, je me de-
mande s'il vaudrait encore la peine de la faire.

Mais la thèse de M. Lachenal aurait encore des
conséquences très fâcheuses auxquelles, je sup-
pose, il n'a pas pensé. Je veux parler du danger
très grand que l'adoption de sa proposition ferait
courir à une juste répartition des industries dans
le pays. Des régions entières seraient alors sacri-
fiées, principalement celles qui se trouvent dans le
nord de la Suisse. M. Lachenal peut songer surtout
à Genève, d'autres de ses collègues peuvent songer
à leur canton. Je m'explique.

Vous n'ignorez pas que la tarification des che-
mins de fer repose sur le système ad valorem, ce
qui veut dire que les chemins de feT transportent
les matières premières à des. tarifs relativement
très bas, alors qu'en revanche ils appliquent des
taxes plus élevées lorsqu'il s'agit de transporter
des .produits finis. C'est justement cette méthode
qui a permis à certaines industries de naître, de
s'implanter, de prospérer ça et là en Suisse. C'est
ce qui a rendu possible und heureuse dislocation
de nos industries.

Mais que font ces transporteurs «privés, non
professionnels», dont parle M. Lachenal? Ils con-
fient aux chemins de fer le soin de transporter les
matières premières, donc à • des tarifs très bas,
et ils effectuent eux-mêmes, au moyen de leurs
propres camions, le transport des produits finis.
Cette façon de faire a été une des grandes raisons
du déséquilibre qui a régné pendant les dix années
d'avant la guerre, entre les transports par chemins
de fer et les transports par camions. Si cela devait
continuer ainsi, sans qu'il y eût désormais une
coordination dans ce domaine, il arriverait fa-
talement que les chemins de fer seraient obligés
de modifier leur système de tarifs ad valorem et
d'appliquer à l'avenir des prix plus élevés pour
les transports de matières premières. Et quelles
seraient les conséquences ? C'est qu'alors les indus-
tries au lieu de se décentraliser se grouperaient
toujours dans le nord du pays, parce que vous
savez que les matières premières nous viennent
spécialement du nord. Genève, Lausanne, Berne et
les cantons frontière loins du nord seraient les
sacrifiés !

Voilà, Monsieur Lachenal, un argument auquel
vous n'avez probablement pas pensé!

J'ai terminé. Je vous prie de m'excuser si j'ai
été un peu détaillé. C'est que je me suis trouvé
pris littéralement entre deux feux. Ce qui importe,
c'est que la réforme soit portée devant le peuple.
Le Conseil fédéral et les Chambres auront ainsi
rempli leur tâche. Au souverain le dernier mot.

M. le Président: Je donnerai encore la paroje
aux représentants du groupe des indépendants et
du groupe des démocrates libres, ainsi qu'aux
rapporteurs, puis je considérerai la discussion
comme close.

Stäubli: Die Fraktion der Unabhängigen unter-
stützt, wie die liberal-demokratische Gruppe, den
durch den Antrag Lachenal ergänzten Vorschlag
der Kommissionsminderheit. Wir Unabhängigen
können nur einer Lösung des Verkehrsproblems zu-
stimmen, die die Handels- und Gewerbefreiheit
und damit die gesunde Konkurrenz auf diesem
Gebiete möglichst weitgehend bestehen lässt.
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Gadient: Im Namen 4er demokratischen Frak-
tion möchte ich die Erklärung abgeben, dass wir
für den Vorschlag der Kommissionsmehrheit ein-
stehen.

Wir teilen die Befürchtung, dass ohne zweck-
mässige und rechtzeitige Regelung unser Verkehrs-
wesen in der Nachkriegszeit sehr leicht in ein
wahres Chaos hineingeraten könnte. Das müssen
wir verhindern und darnach trachten, auch auf
diesem Gebiete Ordnung in der Freiheit zu schaffen.

Für eine solche Regelung fehlt heute die ver-
fassungsmässige Grundlage, die geschaffen werden
soll. Es empfiehlt sich aber nach unserer Ansicht,
den Verfassungsartikel elastisch zu gestalten, um
dereinst allen Verhältnissen Rechnung tragen zu
können. Wir lehnen daher Einschränkungen und
Bindungen ab, wie sie im Antrag der Kommissions-
minderheit oder gar im Antrag Lachenal enthalten
sind und empfehlen auch unsererseits Zustimmung
zum Antrag der Kommissionsmehrheit.

Wey, Berichterstatter der Mehrheit: Wir haben
gestern und heute in einer offenen, zum Teil tem-
peramentvollen Aussprache eine wichtige Frage
unseres Landes besprochen. Sie zeigt, wie im In-
teresse des Landes das Parlament für die Demo-
kratie arbeiten kann. Es ist schade, .dass nicht die
ganze Welt zuhören kann, wie hier Fragen des
Landes in aller Offenheit und bei allen Gegensätzen
sachlich besprochen werden, im Interesse der
Demokratie.

Ich möchte den Standpunkt der Kommissions-
mehrheit noch kurz zusammenfassen. Es hegt eine
Verfassungsinitiative vor in Form eines ausgearbei-
teten Entwurfes. Diese Verfassungsinitiative muss
vor das Volk kommen. Sie soll, das habe ich gestern
gehört, zurückgezogen werden, wenn ein Kompe-
tenzartikel vorgeschlagen wird. Im ändern Falle
kommt die Verfassungsinitiative, die von 385 000
Bürgern unterzeichnet ist, mit dem Gegenvor-
schlag vor das Volk. Was wird dann geschehen ?
Keiner weiss es. Aber es hat auf mich gestern doch
einen Eindruck gemacht, als Herr Kollege Sigerist,
ein Geschäftsmann, nicht ein Advokat, sondern
ein Mann, der für seine Waren Transportmittel
braucht, auf die Schwierigkeiten aufmerksam
machte und sagte, wenn der Gegenvorschlag zur
Volksabstimmung kommt, wenn die Bahnen we-
sentlich eingeschränkt werden, wenn wir das voll-
ständige Gegenteil tun von dem, was die Ver-
fassungsinitiative will, dann weite Kreise diesen
Gegenvorschlag ablehnen, unter ihnen die Fuss-
gänger und Radfahrer. Glauben Sie, dass dann die
Automobilisten, die für den Werkverkehr sind und
die eigentlich zu dem Antrag Lachenal stehen, sich
für den Artikel des Ständerates und des Bundes-
rates (Personenverkehr ohne Entgelt), der ja von
den Automobilisten in Tat und Wahrheit längst
aufgegeben worden ist, einsetzen werden? Nein!
Nein ! Dann kommt folgendes, auf das Herr Sigerist
mit Recht hingewiesen hat: Es kommen dann alle
diejenigen, die an den Bahnen interessiert sind —•
das ist auch eine Masse — die Bahnfahren müssen,
die kein Auto haben, und sie werden sagen: Wir
können nicht Ausnahmen machen gegenüber den
Automobilen, ohne dass die Eisenbahnen nicht
auch gesichert sind. Wie soll dann die Ausfüh-

rungsgesetzgebung gestaltet werden können ? Glau-
ben Sie nur, heute gibt es viele, die am jetzigen
Verkehr Freude haben. Sie können nun über die
Strasse ruhig laufen, der Hund wird nicht mehr ver-
karrt, die Katze auch nicht. Heute sind die Velo-
fahrer die Herren der Strasse. _ Auch die werden
sich die Sache überlegen. Deshalb möchte ich Sie
bitten: Folgen Sie der Mehrheit der Kommission
und machen Sie einen Kompetenzartikel. Schieben
Sie diese Diskussion zurück. Der Bundesrat wird
die Leute zusammenkommen lassen, er wird sich
mit ihnen besprechen und man wird sich finden
müssen.

Mein verehrter Freund Lachenal hat das Hohe-
lied der Freiheit gesungen. Seine Art zu reden
imponiert und gefällt mir. Aber sind in Tat und
Wahrheit alle diese Herren so für die Freiheit ? Hier
ja. Zuhause zuweilen nicht. Wir haben ja gehört,
als das Bundesgericht ein Gesetz aufhob, das die
wirtschaftliche Freiheit im Kanton Genf einschrän-
ken wollte, da verstand man das dort nicht. Und
kommt nicht immer wieder aus der Westschweiz
Kunde von Bestrebungen — vielmehr als aus der
deutschen Schweiz — die Ordnung in der Wirt-
schaft haben wollen und die freie Ausübung der
Berufe eingeschränkt sehen möchten. Die Freiheit ist
schön: Der freie Hecht im freien Karpfenteich,
wo der freie Hecht die freien Karpfen frisst! Das
ist ja sehr schön, wenn man Hecht, aber nicht
Karpfe ist. (Heiterkeit.)

Ich kann es nicht gelten lassen, dass die West-
schweiz irgendwie durch unser Vorgehen benach-
teiligt wird. Es wird auch in der Westschweiz An-
hänger geben für einen reinen Kompetenzartikel.
Es mag sein, dass unter der Führung dieser promi-
nenten Westschweizer mehr Anhänger eines Pro-
grammartikels sind (wir wollen ihn einmal so
nennen). Aber das wird man sich auch in der West-
schweiz sagen, dass auf jeden Fall durch unseren
Vorschlag gar nichts präjudiziert wird, sondern
alles auf eine Zeit, wo die Ausführungsvorschriften
erlassen werden sollen, zurückgeschoben wird.

Herr Vallotton hat auf die vielen Ausnahmen
hingewiesen, die die Verfassung stipuliere. Er hat
mit Art. 3 der Bundesverfassung begonnen und
gesagt, das sei schon die erste Ausnahme, indem
dieser vorschreibt, die Kantone seien souverän,
soweit ihre Souveränität nicht durch die Bundes-
verfassung beschränkt ist. So kann man natürlich
nicht argumentieren; sonst könnte man diese
Argumentation gleich ad absurdum führen und
sagen: Es ist also auch eine Ausnahme, wenn
Art. 99 vorschlägt, dass Bundespräsident und
Bundesräte ein jährliches Gehalt beziehen, wäh-
rend die meisten Schweizer kein solches erhalten.
Unsere Bundesverfassung baut in zahlreichen Ar-
tikeln, die zum Teil hier zitiert worden sind, ein-
fach unser Staatswesen auf; sie regeln unsere
staatlichen Aufgaben und Kompetenzen. Unser
Bundesstaat ruht auf der Verfassung und er unter-
scheidet sich dadurch vom früheren Staatenbund,
dass dieser auf einem völkerrechtlichen Vertrag
ruhte.

Herr Aeby hat den Zeitpunkt als ungünstig
befunden: jetzt sei nicht die Zeit für eine Abstim-
mung. «Il n'y a que l'incertain qui est certain.»
Aber die Demokratie muss auch in schweren Zeiten
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